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Die Ausgabe 1988 (Stand 1. Juli) bietet wiederum einen aktuellen und voll­
ständigen Überblick über die Arbeiten zur Ordnung der beruflichen Bil­
dung im nichtschulischen Bereich. Sie stellt eine Fortschreibung und Wei­
terentwicklung früherer Ausgaben des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung und des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
dar. 

• Die Gesamtzahl der anerkannten oder als anerkannt geltenden Ausbil­
dungsberufe ist gegenüber dem Vorjahr um 1 auf 382 gesunken. 

• Von den 14 im Berichtszeitraum neu geordneten Ausbildungsberufen sind 
12 unspezialisiert und 2 haben Spezialisierungen in Form von Fachrichtun­
gen bzw. Schwerpunkten. 

• Die Anzahl der Regelungen der zuständigen Stellen für die Berufsausbi1� 
dung Behinderter ist von 481 auf 493 gestiegen. 

• Die Zahl der Fortbildungsregelungen der zuständigen Stellen hat sich von 
1 006 auf 1 100 erhöht. 

• Die Zahl der Umschulungsregelungen beträgt 28. 

• Ferner bestehen 170 Regelungen des Bundes für die berufliche Fortbil­
dung einschließlich der Meisterregelungen des Handwerks und der Um­
schulung. 

W. Bertelsmann Verlag KG D Pos tfach 10 20 D 4800 Bielefeld 1 D Te l. (OS 21) 10 10 01 



Editorial 
Liebe Leserin, lieber Leser, 

mit Beginn des Jahres 1989 stellen wir Ihnen die Zeitschrift "Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis 
(BWP)" mit einem neuen Konzept vor, Um dem Auftrag, Informationsvermittler zwischen Wissenschaft 
und Praxis in der beruflichen Bildung zu sein, noch besser als bisher gerecht zu werden, haben wir 
das redaktionelle Konzept, das Layout sowie die technischen und organisatorischen Voraussetzungen 
für die Herstellung und den Vertrieb der Zeitschrift verändert. In der Zusammenarbeit mit unserem 
neuen Vertragspartner, der W. Bertelsmann Verlag KG Bielefeld, sehen wir eine solide und gute Grund­
lage für eine positive Weiterentwicklung der BWP. 

Worüber informiert BWP? 

BWP soll künftig - deutlicher als bisher - zwei Funktionen erfüllen: 

Zum einen soll BWP über die Arbeit des Instituts berichten, und zwar beider Organe, des Hauptaus­
schusses und des Generalsekretärs. Arbeits- und Forschungsergebnisse, die in enger Zusammenarbeit 
von Wissenschaftlern und Praktikern erarbeitet werden, stehen im Zentrum der Berichterstattung: 
- Berufliche Aus- und Weiterbildung 
- Modellversuche in Betrieben und Berufsschulen 
- Ausbilderförderung 
- Erwachsenenbildung 
- Fernunterricht 
- Ausbildungsmittel, Medien 
- Überbetriebliche Berufsbildungsstätten 
- Kosten der beruflichen Bildung 
- Struktur- und Qualifikationsforschung. 

Zum anderen soll BWP verstärkt als Diskussionsforum aktueller Fragen der beruflichen Bildung die­
nen, indem mehr als bisher externe Beiträge, Interviews, Stellungnahmen und Leserbriefe veröffent­
licht werden. 

Wen informiert BWP? 

BWP wendet sich an Berufsbildungsexperten im Wissenschaftsbereich und in der Berufsbildungspra­
xis, also an 
- das Berufsbildungspersonal in Betrieben, überbetrieblichen Berufsbildungsstätten, Bildungsein-

richtungen und beruflichen Schulen, an Auszubildende und ]ugendvertretungen 
- an Fachleute und Verantwortliche in Kammern, Verbänden, Gewerkschaften und politischen Parteien 
- Abgeordnete im Deutschen Bundestag, in kommunalen und Landesparlamenten 
- Berufsbildungsexperten und Bildungsplaner in der staatlichen Verwaltung in Bund, Ländern und 

Gemeinden 
- Wissenschaftler in Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
- Journalisten, Redakteure von Presse, Funk und Fernsehen und Lektoren in den Medien und der 

Fachäffentlichkeit 
- interessierte Privatpersonen. 

Wie lnfonniert BWP? 

BWP enthält Kurzberichte, die in bündiger Form über aktuelle Ereignisse der beruflichen Bildung infor­
mieren, und Aufsätze, die sich detailliert mit einem Thema auseinandersetzen. Dabei kann es' sich um 
Problembeschreibungen und Lösungsvorschläge, um die Darstellung konkreter Maßnahmen oder von 
Forschungsergebnissen handeln, aber auch um Erfahrungsberichte aus der Berufsbildungspraxis, um 
wissenschaftliche Thesen oder bildungspolitische Stellungnahmen und Standortbeschreibungen. 

Mit dem veränderten Layout der BWP soll die Textdarstellung aufgelockert und die Darstellung komple­
xer Sachverhalte durch grafische Aufbereitung verständlicher werden. 

Ob es gelingt, das neue BWP-Konzept zu verwirklichen, hängt auch von Ihrer Mitwirkung und Ihrem 
kritischen Urteil ab. WiI bitten Sie daher nicht nur um Ihre Ratschläge und Ihre Kritik. Helfen Sie mit, 
durch Artikel, Stellungnahmen und Leserbriefe die Zeitschrift "Berufsbildung in Wissenschaft und Pra­
xis" zu einem kritischen und konstruktiven Diskussionsforum in der beruflichen Bildung zu entwickeln. 

((/J;fJJjd? he�H :'1 3-.-
Hermann Schmidt 

- Herausgeber -
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Henning Bau 
- Verantwortlicher Redakteur -
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Berufliche Bildung und Umweltschutz 

Aus der Arbeit des Bundesinstituts für Berufsbildung 

Hermann Schmidt 

Umwelterziehung befaßt sich damit, die Auswirkungen menschlichen HandeIns auf die Um­
welt (das heißt, auf Mitmenschen, Tiere, Pflanzenwelt und Natur) bewußt zu machen und 
eine Denkweise zu vermitteln, die die Rücksicht auf die Umwelt ZI1I1l Prinzip menschlichen 
Handeins macht. UmwelteIZiehung lindet überall statt, wo Verhaltensweisen geprägt wer­
den: in der Familie, in der Schule, in der Gruppe und im Betrieb. Die besondere Bedeutung, 
die der beruflichen Bildung für die Umwelterziehung zukommt, wird in groben Zilgen dar­
gestellt. Im einzelnen werden anband von Projekten und Vorhaben des Bundesinstituts für 
Berufsbildung Aktivitäten zur Einbeziehung d�s Umweltschutzes in die beruiliche Bildung 
beschrieben, und zwar bei der 
• Entwicklung von Ausbildungsordnungen 
• Regelung von FortbiIdungsabschlüssen 
• Entwicklung von WeiterbiIdunQ'Skonzepten 
• Qualifizierung des Personals in der beruflichen Bildung 
• Entwicklung von Ausbildungsmitteln für UmwelteIZiehung 
• Durchführung von Forschungsprojekten und Modellversuchen zum Umweltschutz. 

Hermann Schmidt, Dr. rer. p01. 
Gernnalsekretär des Bundesinstituts rur Berufsbil­
dunQ" 

Berufliche Bildung -
eine Perspektive für 
besseren Umweltschutz? 

Acht von zehn Jugendlichen zählen 
den Umweltschutz neben der Er­
haltung des Friedens zu den wich­
tigsten politischen Aufgaben. Lei­
der entspricht die Praxis der be­
trieblichen und schulischen Be-' 
rufsbildung heute noch nicht den 
hohen Erwartungen, die die jüngere 
Generation mit dieser hohen Priori­
tät für den Umweltschutz auch an 
die Bildungseinrichtungen stellt. 
Während die Zerstörung lebens­
wichtiger Umweltfaktoren bereits 
zur alltäglichen Erfahrung junger 
Menschen geworden ist, stellen 
der wirksame Schutz der Umwelt 
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und die Verwirklichung verantwor­
tungsvoller Umwelterziehung weit­
gehend uneingelöste Versprechen 
der Erwachsenenwelt für Schüler 
und Auszubildende dar. 

Positiv zu vermerken ist, daß Um­
welterziehung inzwischen uneinge­
schränkt auch als Aufgabe der be­
ruflichen Bildung akzeptiert wor­
den ist. Die Folgen menschlichen 
HandeIns in der Ausübung berufli­
cher Tätigkeiten sind häufig weit­
aus gravierender für die Umwelt 
als die Auswirkungen von Tätigkei­
ten im familiären Bereich oder von 
Freizeitaktivitäten. 

Das m der Bundesrepublik 
Deutschland ausgeprägte duale 
System der Berufsbildung bietet 
durch seine Verbindung von be­
trieblichem und schulischem Ler­
nen günstige Voraussetzungen da­
für, Umweltschutz nicht nur als Not­
wendigkeit zu erkennen, sondern 
auch auszuüben. Im Betrieb wird in 
besonderer Weise das Spannungs­
feld zwischen Ökonomie und Öko­
logie deutlich. In der Ausübung 
des Berufes spielen Wirtschaftlich­
keitserwägungen häufig eine grö­
ßere Rolle als die eher dem Ge­
meinwohl zuzuordnenden Grund­
sätze des Umweltschutzes. Hier er­
geben sich im Aus- und Weiterbil­
dungsprozeß notwendigerweise 
Konflikte, die jedoch gerade die 
gesellschaftlichen W idersprüche 
zwischen Ökonomie und Ökologie 

spiegeln und deshalb im Lernpro­
zeß eine nicht unbedeutende Rolle 
spielen. Häufiger noch als im Aus­
bildungsprozeß stellen sich in der 
beruflichen Weiterbildung zahl­
reiche Probleme im Hinblick auf 
die Vermittlung umweltbezogener 
Qualifikationen der bereits im Be­
rufsleben stehenden Erwerbstäti­
gen. Hier geht es nicht nur um die 
Entwicklung erwachsenengerech­
ter Weiterbildungsmaßnahmen im 
Umweltschutz, sondern auch um 
die Erarbeitung von Fbrtbildungs­
abschlüssen und Umschulungs­
maßnahmen. 

Es ist sicher auch dem Laien ein­
leuchtend, daß die berufsbezoge­
nen Umweltschutzqualifikationen 
nicht ausschließlich durch Lernen 
am Arbeitsplatz erworben werden 
können. Umweltschutzbezogene 
Aus� und Weiterbildungsmateria­
lien sollen jedoch die Vorausset­
zungen dafür schaffen, daß die Ar­
beitsplatznähe in der Weiterbil­
dung weitgehend erhalten und die 
Verbindung von Arbeiten und Ler­
nen zur Verstärkung der Lernmoti­
vation gesichert bleiben. 

Welchen Beitrag das Bundesinsti­
tut für Berufsbildung zur Einbezie­
hung des Umweltschutzgedankens 
in die betriebliche Bildungsarbeit 
leistet, soll im folgenden Überblick 
kurz dargestellt werden: 

Umweltschutz in der 
betrieblichen Ausbildung 

Durch Ausbildungsordnungen weI­
den Facharbeiter-, Gesellen- und 
Fachangestelltenberufe staatlich 
anerkannt und die betriebliche 
Ausbildung geregelt. Die Vorberei­
tung solcher Ausbildungsordnun­
gen ist eine der Aufgaben des Bun­
desinstitutes für Berufsbildung. Bei 
der Neuordnung bzw. Überarbei­
tung von Ausbildungsordnungen 
gilt es, umweltschutzbezogene Aus­
bildungsziele verstärkt zu berück­
sichtigen (vgl. Adler, Paul, S. 5). 
Dabei dürfen Fertigkeiten und 
Kenntnisse zum Schutz der Umwelt 
nicht isoliert betrachtet werden. 
Sie müssen mit den konkreten be-

3 



IM BLICICPUNI{T 

ruflichen Fertigkeiten und Kennt­
nissen gemeinsam vermittelt wer­
den, so daß sie integraler Bestand­
teil von Grund- und Fachbildung 
werden. Inzwischen gehört es zum 
Standard der Beschreibung eines 
Ausbildungsberufsbildes, daß "Um­
weltschutz und rationelle Energie­
anwendung' , gleichrangig neben 
"Arbeitsschutz und Unfallverhü­
tung' , genannt werden. Die Formu­
lierung folgender beispielhafter 
Lernziele verdeutlicht dies: 
- Über mögliche Umweltbelastun­

gen und Maßnahmen zu ihrer 
Vermeidung und Verminderung 
Auskunft geben, 

- berufsbezogene Regelungen 
des Umweltschutzes nennen, 

- Maßnahmen zur Vermeidung 
und Verminderung von Umwelt­
belastungen ergreifen, 

- Abfälle und Reststoffe unter Be­
achtung von Abfallbeseitigungs­
vorschriften sammeln und la­
gem. 

In einzelnen, stärker umweltbezo­
genen Ausbildungsberufen wie 
den Chemieberufen werden Um­
weltschutzfragen durch Formulie­
rung von Lernzielen im Ausbil­
dungsrahmenplan verankert und 
zum Gegenstand der Zwischen­
und Abschlußprüfung gemacht. 

Mit diesem vom Bundesinstitut ver­
folgten "integTativen Ansatz" zur 
Einbeziehung der Umweltthematik 
in Ausbildungsordnungen wollen 
wir erreichen, daß Umweltschutz­
inhalte nicht als eine Angelegen­
heit betrachtet werden, die man 
ggf. auch nebenher mit einem be­
sonderen Kursus abhandeln kann. 
Sie sollen ausdrücklich als Be­
standteil der fach- und berufsspezi­
fischen Ausbildungsinhalte be­
trachtet und auch so vermittelt wer­
den. Durch diesen integrativen An­
satz bleibt die Schaffung spezieller 
Umweltschutzberufe, wie der des 
Ver- und Entsorgers/ der Ver- und 
Entsorgerin, die Ausnahme. 
Gleichwohl verdeutlichen die 
Schaffung dieses 1984 neu ent­
wickelten Umweltberufes und die 
sprunghafte Steigerung der Ausbil­
dungsverträge in diesem Bereich 
(vgl. Krampe, S. 24) die Notwendig­
keit. Lücken zu schließen, die von 
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den vorhandenen Aus- und Weiter­
bildungsgängen nicht bzw. nicht 
ausreichend abgedeckt werden. 

Umweltschutz in der 
beruflichen Weiterbildung 

Einen zweiten Schwerpunkt der Ar­
beiten des Bundesinstiruts zum be­
rufsbezogenen Umweltschutz bil­
det die Weiterbildung. Umweltre­
levante Inhalte werden bei der Ent­
wicklung von Rechtsverordnungen 
im Fortbildungsbereich als Grund­
lage für eine umweltorientierte be­
rufliche Weiterbildung berücksich­
tigt. 

• Ein hervorragendes Beispiel für 
die Berücksichtigung umweltre­
levanter Prwungsinhalte in Fort­
bildungsordnungen sind die 
bundeseinheitlich geregelten 
Industriemeisterverordnungen. 
Gemeinsam mit Vertretern von 
Arbeitgebern und Gewerk­
schaften hat das Bundesinstirut 
dafür gesorgt, daß bei allen bis­
her erlassenen Prüfungsord­
nungen das "Umweltschutz­
recht" als Prüfungsgebiet ver­
ankert wurde. In allen seit 1980 
erlassenen Prüfungsordnungen 
wird darüber hinaus fachrich­
tungsspezifisches Umweltwis­
sen geprüft (vgl. Scholz, Mohns, 
S. 21). Die Umsetzung dieser In­
halte in die Weiterbildungspra­
xis bereitet in vielen Bereichen 
noch Schwierigkeiten. Dies ist 
nicht nur eine Frage der Weiter­
bildung von Aus- und Weiterbil­
dungspersanal, sondern auch 
der Überwindung des W ider­
�pruchs von Ökonomie und 
Okologie in den Betrieben. 

• Die 1987 in Kraft getretene Prü­
fungsordnung zumIzur "Mei­
ster/-in in der Ver- und Entsor­
gung" bietet erstmals die Mög­
lichkeit zum beruflichen Auf­
stieg durch umweltbezogene 
Fortbildung. Damit wird dem 
Ausbildungsberuf "Ver- und Ent­
sorger/Ver- und Entsorgerin" 
eine qualifizierte Fortbildungs­
perspektive eröffnet. In wel­
chem Umfang dieser qualifizier-

te Umweltberuf in der Breiten­
wirkung zum Umweltschutz bei­
tragen wird, hängt unter ande­
rem davon ab, ob sich über die 
Beschäftigung im öffentlichen 
Dienst meist bei kommunalen 
Eigenbetrieben hinaus neue Tä­
tigkeitsfelder in der gewerbli­
chen Wirtschaft erschließen las­
sen. 

• Die Klärung des Weiterbil­
dungsbedarfs der kleinen und 
mittleren Betriebe im Aufgaben­
feld Energie und Umwelt ist Ge­
genstand eines Forschungspro­
jekts des Bundesinstituts für Be­
rufsbildung, das 1986 begonnen 
wurde (vgl. Tillmann, Bülow-Ru­
dolph, S. 9). In diesem Projekt 
sollen für den Bereich Energie 
und Umwelt 
- die Weiterbildungsanforde­

rungen analysiert, 
- der Weiterbildungsbedarf 

eingeschätzt, 
- geeignete Weiterbildungsan­

sätze ermittelt und analysiert 
sowie 

- solche Ansätze in Modellver­
suchen weiterentwickelt und 
erprobt werden. 

• Durch Modellversuche zur Ent­
wicklung von Weiterbildungsan­
geboten im Handwerk werden 
in Zusammenarbeit mit Betrie­
ben konkrete Weiterbildungsan­
gebote zur Stützung einer inno­
vativen Betriebsführung, eines 
verbesserten Kundendienstes 
und der U mweltberatung im 
Handwerk entwickelt und eva­
luiert. Diese vom Bundesinstitut 
betreuten Modellvorhaben die­
nen dem Ziel, die Innovationsfä­
higkeit von Handwerksbetrie­
ben im Bereich Umwelt und 
Energie systematisch zu stär­
ken. 

• Die umweltbezogene berufliche 
Weiterbildung des Berufsbil­
dungspersonals in  Betrieben, 
überbetrieblichen Berufsbil­
dungsstätten sowie der Lehrer 
in beruflichen Schulen ist ein 
entscheidender Aspekt für die 
Einbeziehung des Umweltschut­
zes in die berufliche Weiterbil­
dung. Da Erfahrungen in der 
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Qualifizierung des Bildungsper­
sanals auf diesem Gebiet kaum 
vorliegen, hat das Bundesinstitut 
im Rahmen eines Fbrschungs­
projekts damit begonnen, 
Grundlagen für die Qualifizie­
rung von Ausbildern zu ent­
wickeln. Konzepte der Lehrer­
fortbildung werden auf ihre 
Übertragbarkeit auf die berufli­
che Bildung geprüft. Darüber 
hinaus werden Möglichkeiten 
und Grenzen einer berufspäd­
agogisch orientierten Ausbil­
derqualifizierung untersucht, 
um Vorschläge für entsprechen­
de Qualifizierungskonzepte ent­
wickeln zu können. Die Ergeb­
nisse dieser Untersuchungen 
sollen in Seminarkonzepte zur 
Ausbilderförderung umgesetzt 
werden. 

Entwicklung umwelt­
relevanter Aus- und 
Weiterbildungsmaterialien 

Medien, Umsetzungshilfen sowie 
Lehr- und Lernmaterialien kommt 
im Aus- und Weiterbildungsprozeß 
eine besondere Bedeutung zu. Mit 
der exemplarischen Entwicklung 

von Materialien für die Aus- und 
Weiterbildung im Umweltschutz in 
den naturwissenschaftlichen Beru­
fen hat das Bundesinstitut in enger 
Zusammenarbeit mit der Ausbil­
dungspraxis einen konkreten Bei­
trag zur Umweltbildung geleistet 
(vgl. Adler, Paul, S. 5). 

Durch die Herausgabe der "Erläu­
terungen zur Verordnung über die 
Berufsausbildung zum Ver- und 
Entsorger/zur Ver- und Entsorge­
rin" und des Informationsblattes 
zur Meisterprüfung in der Ver- und 
Entsorgung wurden Umsetzungs­
hilfen für die Betriebe und die 
Fachöffentlichkeit zur Verfügung 
gestellt. 

Wegen mangelnder Kapazitäten 
sind die für notwendig erachteten 
Arbeiten zur Entwicklung von Ma­
terialien für die Landwirtschaft und 
den Einzelhandel noch nicht be­
gonnen worden. 

Weitere Aktivitäten 
zum Umweltschutz 

Durch eine wissenschaftliche Be­
gleituntersuchung der Einführung 

Die Beachtung des Umweltschutzes 
in der betrieblichen Ausbildung 

Tibor Adler, Volker Paul 

Die Gelahrdungder Umwelt macht es zunehmend erforderlich, Fragen des Umweltschutzes 
in die berufliche Bildung zu integrieren. Die betriebliche Berufsausbildung spielt dabei 
eine wichtige Rolle. da der Betrieb das Spa=ungsverhältnis zwischen Ökologie und Ökono­
mie besonders deutlich widerspiegelt. Als ein wesentliches Instrument zur Verankerung 
des Umweltschutzes in der Ausbildung erweisen mch die Ausbildungsordnungen, in denen 
entsprechende Ausbildungsinhalte formuliert werden. Dabei hat sich die Erkenntnis durch­
gesetzt. daß es keine Berufe ohne Umweltschutzbezull gibt; besondere Berufe für den Um­
weltschutz bilden die Ausnahme. Neben der Formulierung entsprechender Ausbildungsin­
halte gewinnen Fragen der Umsetzung umweltschutzrelevanter Lernziele in die betriebliche 
Ausbildungspraxis gleichermaßen an Bedeutung. 

Ausgangslage 

Umweltrelevantes Verhalten und 
Fragen des Umweltschutzes treten 
immer mehr in den Vordergrund 
des öffentlichen Interesses. Dies ist 
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sicher kein Zufall, wenn man be­
denkt, daß in den vergangenen 
Jahren die Meldungen über die 
Gefährdung von Luft, Wasser, Bo­
den, Fauna und Flora immer alar­
mierender geworden sind. "Um­
weltskandale" sorgen immer wie-

des neuen Ausbildungsberufs 
"Ver- und Entsorger /Ver- und Ent­
sorgerin" wird das Bundesinstitut 
über zwei Ausbildungsperioden 
die Auswirkungen dieser Qualifi­
zierungsmaßnahmen beobachten. 
Es soll festgestellt werden, ob 
- die Ausbildungsinhalte den Pra­

xisanforderungen entsprechen, 
- die Ausbildungsorganisation oh­

ne größere Schwierigkeiten ge­
leistet werden kann, 

- sich die Fachrichtungen in der 
Praxis bewähren (vgl. Krampe, 
S. 24). 

Der Hauptausschuß des Bundesin­
stituts für Berufsbildung hat sich 
am 6. Februar 1988 in einer Emp­
fehlung zu den Zielen und Grund­
sätzen der Einbeziehung von Fra­
gen des Umweltschutzes in die be­
rufliche Bildung geäußert. Der 
Hauptausschuß mißt in dieser 
Empfehlung dem Beitrag, den die 
berufliche Bildung für den Umwelt­
schutz und die Verbesserung der 
Umwelt zu leisten vermag, eine ho­
he Bedeutung zu und fordert alle 
an der beruflichen Bildung Betei­
ligten auf, im Rahmen ihrer Mög­
lichkeiten durch Berufsbildung zur 
höheren Effizienz des berufsbezo­
genen Umweltschutzes beizutragen. 

der für Schlagzeilen. Fragen des 
Umweltschutzes und der Okologie 
gewinnen aber auch zunehmende 
Bedeutung für die Volkswirtschaft. 
Dabei steht die Erkenntnis im Vor­
dergrund, daß durch Veränderun­
gen in der Versorgungslage bei 
Rohstoffen und Energie, in der Ver­
fügbarkeit neuer Technologien so­
wie vor allem in den Umweltbedin­
gungen sich die Volkswirtschaft zu­
nehmend auf die Entwicklung und 
Herstellung von energiesparenden 
und umweltschonenden Gütern so­
wie die Erstellung entsprechender 
Dienstleistungen ausrichten wird. 

Einsichten und Fähigkeiten, 
Grundwissen und Fachwissen wer­
den immer eine ganz entscheiden­
de Rolle für das Gelingen einer 
umweltverträglichen Weiterent­
wicklung der Industriegesellschaft 
spielen, egal, ob es dabei um um-
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weltschanende oder ressourcen­
sparende Techniken und Verfah� 
ren, oder ob es um die Herstellung 
und neue Märkte für umweltver­
trägliche Produkte geht. Hier lie­
gen die vordringlichsten Aufgaben 
der Berufsausbildung. 

"Qualifikationsbedarf und Qualifi­
zierung im Umweltschutz" ist daher 
nicht zufällig einer der sechs For­
schungsschwerpunkte des Bun­
desinstituts für Berufsbildung für 
die nächsten fünf bis sechs Jahre. I) 
Die Bedeutung des Umweltschut­
zes für berufliche Qualifizierung 
hat nicht zuletzt der Hauptausschuß 
des Bundesinstituts mit semer 
Empfehlung vom 4.15. Februar 
19882) unterstrichen, in der u. a. 
die Möglichkeiten von Betrieb und 
Schule in der beruflichen Bildung 
aufgezeigt werden, um das Thema 
Umweltschutz als wichtigen Be­
standteil in die Berufsbildungspra­
xis zu integrieren. 

Umweltschutz als Aufgabe 
in der betrieblichen 
Berufsausbildung 

Umweltschutz im Beruf umfaßt zahl­
reiche Gebiete: angefangen von 
Biologie und Medizin über rein 
handwerkliche und technische Be-
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reiche - beispielsweise der Ver­
fahrens-, der Meß- und Regel- so­
wie der Analysentechnik - sowie 
dem Landbau bis hin zu juristi­
schen und verwaltungstechnischen 
Aspekten. Eingeschlossen sind z. B. 
auch die Bereiche rationelle Ener­
gieverwendung, Abwasserreini­
gung, Abfallbehandlung und Re­
cycling. Umweltbildung reicht so­
mit über den allgemeinbildenden 
schulischen Bereich hinaus. Ver­
antwortliches, umweltbewußtes be­
rufliches Handeln setzt die Kennt­
nis und Erfüllung der gesetzlichen 
Umweltschutzanforderungen, Fak­
ten und Erkenntnisse über techni­
sche, chemische, biologische und 
ökologische Wirkungszusamrnen­
hänge sowie die Bereitschaft zu 
umweltbewußtem Verhalten vor­
aus. Dies schließt analytische Fä­
higkeiten und technische Fertigkei­
ten im beruflichen Alltag ebenso 
ein wie die Fähigkeit zur sozialver­
pflichteten, naturgerechten Gestal­
tung betrieblicher und gesell­
schaftlicher Umwelten. 

Das duale System der Berufsaus­
bildung in der Bundesrepublik 
Deutschland bietet mit seiner Ein­
bettung in das Beschäftigungssy­
stem günstige Voraussetzungen da­
für, daß Qualifikationen für den 
Umweltschutz als Lerninhalte un­
mittelbar in die Ausbildung der Ju-

gendlichen Eingang finden. Dabei 
kommt der betrieblichen Berufs­
ausbildung eine besondere Rolle 
zu, da dort die Chancen bestehen, 
umweltrelevante Einsichten und 
Verhaltensweisen zu fördern: Im 
Betrieb wird in besonderer Weise 
das Spannungsverhältnis zwischen 
Ökonomie (Ausübung eines Berufs, 
Beschäftigung und Wirtschaftlich­
keitserwägungen) und Ökologie 
(Wahrung des natürlichen Gleich­
gewichts) deutlich. 

Neue Berufe 
für den Umweltschutz? 

Immer mehr setzt sich die Erkennt­
nis durch, daß der Umweltschutz 
für alle Berufe eine Rolle spielt und 
daß kein Beruf völlig ohne Umwelt­
schutzrelevanz existiert. So liegt es 
nahe, daß für die Verbesserung 
der Umweltbildung in der Berufs­
ausbildung (zunächst) die beste­
henden Berufsstrukturen die 
Grundlage bieten. Die Schaffung 
besonderer Ausbildungsberufe für 
den Umweltschutz kommt daher 
nur in begründeten Ausnahmefäl­
len in Betracht, wenn entsprechen­
de Aufgabengebiete neu entstehen 
und durch vorhandene Aus- und 
Fortbildungsberufe nicht abge­
deckt werden können. Das erste 
Beispiel für einen solchen Umwelt­
schutzberuf ist der im Jahre 1984 
staatlich anerkannte "Ver- und Ent­
sorger" bzw. die "Ver- und Entsor­
gerin' '. Hierbei handelt es sich um 
Facharbeiter /Facharbeiterinnen, 
die entsprechend ihrer Ausbildung 
in einer der drei Fachrichtungen 
Wasserversorgung, Abwasser oder 
Abfall in Wasserwerken, auf Klär­
anlagen, im Kanalnetz oder in Be­
trieben der Abfallbehandlung (ein­
schließlich des Recycling) verant­
wortliche Arbeit leisten. Dieser 
Ausbildungsberuf mit naturwissen­
schaftlicher Grundbildung wurde 
notwendig, nachdem der Gesetz­
geber Funktion und Wirksamkeit 
einschlägiger Anlagen inzwischen 
eindeutig unter Umwelt- und Ge­
sundheitsschutzaspekten sieht. Die 
traditionelle Fonn der Mitarbeiter­
gewinnung - z. B. aus dem Metall­
und Baubereich und! oder durch 
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Anlernung - wurde diesem Sach­
verhalt zunehmend weniger ge­
recht. 

Umweltschutz und 
Ausbildungsordnungen3) 

Zentraler Ansatzpunkt für die Ver­
ankerung der Umweltthematik in 
der betrieblichen Berufsausbil­
dung sind die Formulierung ent­
sprechender Ausbildungsinhalte 
in Ausbildungsordnungen für aner­
kannte Ausbildungsberufe. 

Die Berücksichtigung der Umwelt­
thematik erfolgt dabei integriert, 
d. h. Umweltschutzinhalte werden 
den anderen fachlichen Anforde­
rungen nicht einfach , ,draufge­
setzt' " sondern nach Möglichkeit in 
die Fach- bzw. berufsspezifischen 
Ausbildungsgegenstände emge­
bettet. Die Zielsetzung dabei ist, 
daß die Vermittlung von Fertigkei­
ten und Kenntnissen zur Umwelt­
thematik an die Berufsrolle des Ler­
nenden gebunden �rd und der 
Ausgebildete dadurch befähigt 
wird, im Rahmen seiner berufli­
chen Tätigkeit die Belange des 
Umweltschutzes qualifiziert wahr­
zunehmen. Die Fragestellung, wie 
sich Umwelterziehung in Ausbil­
dungsordnungen konkret einbezie­
hen läßt. ist im Bundesinstitut für 
Berufsbildung intern und auch mit 
Vertretern des Umweltbundesam­
tes sowie auf ministerieller Ebene 
und mit Repräsentanten der 80zial­
parteien wiederholt diskutiert wor­
den und hat zu folgenden Ergeb­
nissen geführt: 

In die meisten Ausbildungsordnun­
gen wurde eine Standard-Berufs­
bildposition eingeführt: 

"Arbeitssicherheit, Unfallverhü­
tung, Umweltschutz und rationelle 
Energieverwendung". 

Innerhalb dieser Berufsbildposi­
tion (Überschrift) werden ein oder 
mehrere Lernziele zum Umwelt­
schutz formuliert. Nachfolgend ei­
nige Beispiele: 
- über mögliche berufsbezogene 

Umweltbelastungen und Maß-
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nahmen zu ihrer Vermeidung 
bzw. Venninderung Auskunft 
geben, 

- berufsbezogene Regelungen 
des Umweltschutzrechts nen­
nen, 

- Maßnahmen zur Vermeidung 
bzw. Venninderung von U mwelt­
belastungen ergreifen, 

- Abfälle und Reststoffe unter Be­
achtung von Abfallbeseitigungs­
vorschriften sammeln und la­
gern. 

Diese Lernziele sollen während 
der gesamten Ausbildungszeit ver­
mittelt werden. 

Darüber hinaus wurde in einzelnen 
Ausbildungsordnungen die Um­
weltrelevanz bestimmter Ausbil­
dungsinhalte durch geeignete 
Lernzielformulierungen im Ausbil­
dungsrahmenplan als konkretes 
Tun zum Ausdruck gebracht. 

Bei einer Reihe von Lernzielen in 
Ausbildungsordnungen muß be­
achtet werden, daß sich diese erst 
bei genauerer Betrachtung als 
dem Umweltschutz dienend erwei­
sen. Wenn es beispielsweise im 
Metallbereich beim Warten von 
Kraftfahrzeugen heißt: 

"Bremsflüssigkeit und Hydrau­
liköl nach Wartungsvorschriften 
kontrollieren, nachfüllen und 
wechseln' " 

dann beinhaltet ein korrektes Er­
reichen des Lernziels auch, daß 
die Auszubildenden sachgerecht 
und damit umweltschonend mit 
diesen Mineralölprodukten umge­
hen müssen. Umweltschutz erweist 
sich damit häufig erst bei genaue­
rem Hinsehen als in berufliche Tä­
tigkeiten ,,eingebaut" und tritt da­
mit nicht unbedingt spektakulär 
über einschlägige "Reiz- oder 
Schlüsselwörter" in den Vorder­
grund. 

Umsetzung umweltschutz­
relevanter Lernziele in 
die betriebliche 
Ausbildungspraxis 

Eine BIBB-Analyse der seit 1970 er­
lassenen Ausbildungsordnungen4) 

hat gezeigt, daß der Umweltschutz 
in den Aus- und Fortbildungsord­
nungen mit stets wachsender Inten­
sität berücksichtigt wurde. Im Hin­
blick auf die Verbindlichkeit der in 
Ausbildungsordnungen enthalte­
nen Inhalte ist über die Veranke­
rung umweltrelevanter Lernziele 
zweifellos ein bedeutsames auslö­
sendes Moment für die Realisie­
rung von Umwelterziehung gege­
ben. In diesem Sinne wirkt es sich 
noch verstärkend aus, wenn der 
Umweltschutz zum Gegenstand der 
Zwischen- und Abschlußprüfung 
erhoben wird. 

Es liegt auf der Hand, daß allein 
über die Berücksichtigung ent­
sprechender Berufsbildungsinhal­
te in Aus- und Fortbildungsordnun­
gen die tatsächliche Vermittlung in 
der Praxis noch nicht gesichert 
werden kann. Da Ausbildungsord­
nungen kein Curriculum im enge­
ren Sinne sein können und in eher 
abstrakter Form, d. h. in der Regel 
auf Groblernzielebene, Qualifika­
tionen beschreiben, die zur Aus­
übung bestimmter Berufe notwen­
dig sind, bleibt häufig unklar, was 
ganz konkret in Sachen Umwelt­
schutz vermittelt werden soll. 

Ein Ausbilder z. B. im Metallbe­
reich wird sicher ohne Probleme in 
der Lage sein, das Lernziel "Guß­
stücke, Halbzeuge sowie spanend 
und spanlos vorbearbeitete Werk­
stücke durch Dreh- und Bohrope­
rationen bearbeiten" zu vermitteln. 
Schwieriger wird es für ihn sein, 
das Lernziel 

"
arbeitsplatzbedingte 

Umweltbelastungen nennen und zu 
ihrer Verminderung beitragen" 
qualifiziert umzusetzen, da dieser 
Aspekt wahrscheinlich noch nicht 
Gegenstand der eigenen Ausbil­
dung war. Es ist deshalb notwen­
dig, die Betriebe, die überbetrieb­
lichen Aus- und Weiterbildungs­
stätten sowie die Schulen verstärkt 
bei ihrer Aufgabe zu unterstützen, 
urnweltrelevante Lerninhalte zu 
vermitteln. 

Hierunter ist insbesondere zu ver­
stehen: 
- die Qualifizierung der Ausbil­

der/ Ausbilderinnen zur Umset­
zung der Umweltschutzlernziele 
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aus Ausbildungsordnungen in 
die Ausbildungspraxis, 5) 

- die Entwicklung von Materialien 
für die betriebliche Ausbildung 
im berufsbezogenen Umwelt­
schutz bei neugeordneten Aus­
bildungsberufen, 

- eine Verstärkung der umwelt­
spezifischen Weiterbildung be­
reits im Berufsleben stehender 
Facharbeiter/Facharbeiterinnen 
und Fachangestellter. 

In dem Forschungsprojekt "Um­
weltschutz in der beruflichen Bil­
dung" des Bundesinstituts werden 
Beiträge für diese Bereiche gelei­
stet. 

Beispiel Chemieberufe 

Für die Unterstützung der betrieb­
lichen Berufsausbildung werden 
daher vom Bundesinstitut exempla­
risch für einige Berufsgruppen Ma­
terialien vor allem für das Ausbil­
dungspersonal entwickelt. Hier 
geht es in erster Linie um die di­
daktische Umsetzung und Aufbe­
reitung der bei der Ordnung der 
Ausbildungsberufe verfolgten Um­
weltschutzabsichten. 

In den Chemieberufen spielt der 
Umweltschutz naturgemäß eine 
größere Rolle als in den meisten 
anderen Berufen. Im Rahmen 
des Forschungsprojektes "Umwelt­
schutz in der beruflichen Bildung

" 

wurden daher zunächst mit der 
HOECHST AG Materialien für die 
naturwissenschaftlich-technische 
Aus- und Weiterbildung im Um­
weltschutz entwickelt. 6) Ziel des 
Einsatzes dieser Materialien, die in 
unterschiedlich strukturierten Be­
trieben der HOECHST AG auch 
bereits erprobt wurden, ist der 
praktische Umweltschutz bei der 
Berufsausbildung und -ausübung. 

Über den Bundesarbeitgeberver­
band Chemie stehen diese Mate­
rialien inzwischen der Chemischen 
Industrie bundesweit zur Verfü­
gung. Die Erarbeitung weiterer 
Materialien für andere Berufsbe­
reiche, z. B. Metall und Landwirte, 
ist in Vorbereitung. 
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Ausblick 

Die ersten Schritte zur Verbesse­
rung und stärkeren Berücksichti­
gung des Umweltschutzes in der 
beruflichen Bildung sind mit der 
Aufnahme entsprechender Berufs­
inhalte in Aus- und Fortbildungs­
ordnungen und der Entwicklung 
von Materialien zur Umsetzung die­
ser Ausbildungsinhalte erreicht 
worden. 

Die in der Empfehlung des Haupt­
ausschusses des Bundesinstituts 
geforderten weiteren Maßnahmen 
wie die Fortbildung des Berufsbil­
dungspersonals und der Lehrer an 
beruflichen Schulen, die Intensi­
vierung der Forschung zu Fragen 
des Umweltschutzes in der berufli­
chen Bildung und die Verbesse­
rung der Kooperation der unter­
schiedlichen Lemorte bei der Ver­
mittlung umweltschutzrelevanter 
Berufsbildungsinhalte dienen der 
gleichen Zielsetzung. 

Auch das vom Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft heraus­
gegebene Dokument "Zukunftsauf­
gabe Umweltbildung"1) enthält 
weitere erforderliche Maßnahmen 
zur Förderung der Umweltbildung 
in der beruflichen Bildung. Beson­
ders hervorzuheben sind in die­
sem Zusammenhang die Entwick­
lung und Erprobung didaktischer 
und audiovisueller Medien für die 
Aus- und Weiterbildung zur hand­
lungsorientierten Umweltbildung, 
die Entwicklung und Erprobung 
von Aus- und Weiterbildungsange­
boten für Lehrer an beruflichen 
Schulen und Ausbilder in Betrie­
ben unter intensiver Nutzung der 
Erfahrungen der Beauftragten für 
Umweltschutz in den Betrieben so­
wie vor allem die Unterstützung in­
novatorischer Aktivitäten in Betrie­
ben und beruflichen Schulen zum 
Umweltschutz durch entsprechen­
de Modellversuche. 

Für die Zukunft wird sicherlich bei 
der Intensivierung der Forschungs­
aktivitäten im Bereich Umwelt­
schutz in der beruflichen Bildung 
eine der Hauptzielsetzungen die 
Untersuchung neuer Handlungs-

und Praxisfelder für den U mwelt­
schutz wie umweltschonende Tech­
nologien und Umweltsanierung 
und der qualifikatorischen Konse­
quenzen daraus sein. 

Anmerkl.lnllen 
1) Vgl.: "Mittelfristige ForschunqSBChwerpunkte 

des Bundesinstituts für Berufsbildung" - ein 
Orientierun!;1srahmen für die Formulierung und 
Akzentuierung von Forschungspmjektel\ For­
achungsschwerpunkt 3: ,,Qualifikationsbedarf 
und Qualiflzieruno im Umweltschutz", uINeröf­
fentlichtes Manuskript, Berlin/Bonn, 1988 

') Vgl.: "Einbeziehen von Fraoen des Umwelt­
schutzes in die bemfliche Bildung". Empfehlunq 
des Hauptausschusses des Bundesinstituts für 
Berufsbilduno vom 4.15. 2. 1988, veröffentlicht in: 
Bundesanzeiger Nr. 42 vom 2. Miir-i 1988 

") \liJ1.: Adler, 'l'ib::Jr: lIusbildungsziel: Urmvell9Chutl, 
in: Lemfeld Betrieb, Helt 11, Juni 1988, S. 40, und 

Paul, Volker: BeIÜckiichtigung des Umwelt­
schutzes in der Arbeit des Bundesinstituts für 
Berufsbilduna, in: Beiheft 7 rur Zeitschrift für 
Berufs-und Wirtschaftspäda9O!Jik (ZBW) Umwelt­
lernen in der bemflichen Bildunq, 1987, S. 8--17 

') Val.: Paul, Volker: Noack, Michael, und Scholz, 
Dietrich: Die BeIÜd:sichtiqung des Umwelt­
schutzes in der Ordnungsarbeit des Bundesin­
stituts für Berufsbilduna, unveröffentIiclJtes Ma­
nuskript, Berlin, 1984 

Umweltschutz in der bemtlichen Bildung, Be­
standsaufnahme zur Bertl.cksichtiqung der Um­
wellschutzthematik in Aus- und Fortbildungsord­
nungen, Vorlage BIBBlH 3 an den Hauptaus­
schuß des Bundesinstituts rur BemfsbildunQ' ZtU 
Sitzung 1187, 5./6. Febmar 1987 

') Vgl.: Kult. Konrad: Umwelter:ziehuno- eine Her­
ausforderunll an das betriebliche Ausbildungs­
persoual, in: Berufsbildung in Wissenschaft und 
Praxis (BWp), 5/1986, S. 161-169 

') Vg-l.: ,,umweltschutz - Eine Anleitung für die 
Aus- und Weiterbildung in naturwissenschaftli­
chen Berufen", erarbeitet von einer Ausbilder­
gruppe der Alls- und Weiterbildun\1 im Hoechst­
Konzem mit Unterstützun\1 des Bundesinstituts für 
Berufsbildunq, herausgegeben vom Bundesar­
beitgeberverband Chemie, die VeröffentlichullQ 
kann beim Dr. Curt Haefner Verlag, Bachstr. 14, 
6900 Heidelberg, bezogen werden. 1988 

7) V\1I.: . . Zukunflsaufllabe UmweltbiIdun\1", HrSC/.: 
Bundesminister für BildunQ und Wissenschaft, 

in: Reihe Bildung - Wissenschaft - Aktuell 
1188, Bonn, 1988 

(Die Empfehlung des Hauptausschusses des Bun­
desinstitut für Berufsbildun\1, der Aufsatz von Paul, 
Volker, unter Anm. 3 und die Vorlage BIBB I H 3 un­
ter Anm. 4 ist in der Broschilre des BIBB ,,umwelt­
schutz in der beruflichen Bildung", Hrsg.: Bundes­
institut f[lr Berufsbildung Berlin, Referat Presse 
und Öffentlichkeitsarbeit, Juli 1988, enthalten.) 
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Fragen des Weiterbildungsbedarfs 
im Aufgabenfeld Umweltschutz 

Heinrich Tillmann, Christine Bülow-Rudolph 

Die Venneidung weiterer Umweltschaden und Maßnahmen zum präventiven Umweltschutz 

stellen hohe Anforde1'l1ngen an die Weiterbildung. Zwischen "objektivem" und tatsachlich 

akzeptiertem und realisiertem WeiterbIldungsbedarf besteht bislang eine Diskrepanz. 
Gründe dafür sind unterschiedliche Rahmenbedingungen, wie Mangel an genauen Zielvor­
stellungen über Umweltschutzmaßnahmen, einer Vielzahl von interpretationsbedlirftigen 
Gesetzen und Vorschriften, 6ffentlicher Kontroversen zwischen Umweltexperten. 
Umweltschutz bietet als soziotechnische Innovation grundlegende Perspektiven: neue 
Produktions- und VeIfahrenstechniken, ein verandertes Verständnis von beruflichen Aufga­
ben, die Vemelzung bislang unabhängig arbeitender Bereiche und nicht zuletzt positive Ef­
fekte auf dem Arbeitsmarkt. 
Aufgrund der bisherigen Erkenntnisse aus der Arbeit im Projekt "Weiterbildungsbedarf im 
Aufgabenfe1d Energie und Umwelt" können VOISChlage für eine situationsgerechte Weiter­
bildung dargestellt werden. 

Heinrich 'I'illmann 
Diplom-Physiker, Abteilungsleiter der Abteilung 
4.1 ,.Qualifikations- und Ordnunqsstrukluren" im 
Bundesinstitut für Beruf�bildunQ", Leiter des Pro­
jektes "Weiterbildungsbedarf im Aufgabenfe1d 
Ener!:/ie UIld Umwelt" 

Ausgangslage 

Erwartungen an die Weiterbildung 
sind geprägt von der Notwendig­
keit, kurzfristig wirksame Maßnah­
men für aktuelle U mweltschutzauf­
gaben und zur Vermeidung weite­
rer Umweltschäden durch zweck­
mäßige Qualifizierung zu ermögli­
chen. Derartige Anforderungen 
richten sich auf die praktische Um­
setzung: Weiterbildung muß "vor 
Ort" , also dezentral und den kon­
kreten Situationen angepaßt, ihren 
Nutzen erweisen. 

Auf Bundesebene kann eine ent­
sprechende Leistungsfähigkeit von 
Weiterbildung nur auf eine grund­
legendere Weise und mit längerfri-
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Christine Bü!ow-Rlldolpb 
Lehrerin der Sekundamtufe I, Deutsch und Kunst. 
Mitarbeiterin in der Hauptabteilung 4 " Erwachse­
nenbildungsfoIllChung", zuständig für das Projekt 
"Weiterbildungsbeda.rf im Aufqabenfeld Energie 
und Umwelt" 

stiger Perspektive sinnvoll geför­
dert werden. Dabei stehen folgen­
de Fragen im Vordergrund: 
- Welche Qualifikationen sind 

Voraussetzung für situationsbe­
dingte, flexible Reaktion "vor 
Ort"; wie können sie dauerhaft 
gesichert werden? 

- Welche neuen Funktionen und 
Berufe entstehen im Bereich Um­
weltschutz, die auf einer Ausbil� 
dung bzw. Berufserfahrung auf­
bauen? Welche derartigen Be­
rufsentwicklungen sollten durch 
standardisierte Weiterbildungs­
angebote unterstützt werden? 

- Wie kann Weiterbildung mit 
dem Ziel einer größeren Brei­
tenwirkung so organisiert wer­
den, daß sie auch Betriebe und 
Beschäftigte erreicht. die bisher 

nicht an Weiterbildung teilneh­
men? 

- Welche Umorientierungsmög­
lichkeiten bietet Umweltschutz 
für Arbeitslose und (insbeson­
dere im schrumpfenden Pro­
duktionssektor) von Arbeitslo­
sigkeit bedrohten Arbeitneh­
mern? 

- Welche Rahmenbedingungen 
und Einflußfaktoren bestimmen 
Entstehung und Akzeptanz von 
Weiterbildungsbedarf? 

Diese Fragestellungen beziehen 
sich in besonderem Maße auf 
Klein- und Mittelbetriebe, die für 
die Umsetzung von Umweltschutz­
maßnahmen von großer Bedeu­
tung sind, hier in größerem Um­
fang neue Marktchancen finden 
und neue Arbeitsplätze schaffen 
könnten. Bei der Organisation und 
Finanzierung von Weiterbildungs­
maßnahmen für die mittelständi­
sche Wirtschaft ist öffentliche Un­
terstützung am ehesten erforder­
lich. 

Der für Weiterbildung erforderli­
che Aufwand wird von den Betrof­
fenen nicht ohne weiteres akzep­
tiert: Weiterbildung muß einen 
meßbaren Gewinn bringen, um als 
notwendig angesehen zu werden, 
Gerade im Umweltbereich ist Wei­
terbildung häufig negativ besetzt, 
da sie bestehende Probleme von 
Umweltschutzmaßnahmen hervor­
hebt und bislang zu wenig an die 
vorhandenen Chancen anknüpft, 
Weiterbildungsteilnahme erfordert 
hohe Überzeugungsarbeit und Mo­
tivierungsleistungen, obwohl ein 
"objektiver' I Bedarf vorhanden ist: 
Fähigkeiten für neue Denkweisen, 
Verhaltens- und Strukturverände­
rungen müssen erworben werden, 
um den Anforderungen des Um­
weltschutzes gerecht zu werden. 

Umweltschutz 
als Innovationsfeld 

Für die Fragen des Weiterbil­
dungsbedarfs im Umweltschutz 
sind einige Charakteristika dieses 
Innovationsfeldes von besonderer 
Bedeutung: Umweltschutz ist eine 
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grundlegende soziotechnische In­
novation, nicht nur die Implementa­
tion moderner Umweltschutztech­
nik, sondern eine Umgestalhmg 
der Produktionstechnik und der 
Dienstleistungsaufgaben. Die Öf­
fentlichkeit fordert grundlegende 
normative Veränderungen des Ver­
hältnisses von Wirtschaft und Um­
welt und stellt dabei gewohnte 
Strukturen des Beschäftigungs­
systems in Frage: Dies betrifft 
Produktionsziele und -verfahren, 
die Arbeitsorganisation, den ein­
zelnen Arbeitsplatz und seine Auf­
gaben. 

Umweltschutzmaßnahmen erfor­
dern neue Funktionsweisen inner­
halb bestehender Berufe, sie ver­
netzen bislang getrennt voneinan­
der wirtschaftende Bereiche und 
schaffen ein neues berufliches 
Selbstverständnis. Dabei entstehen 
fach- und bereichsübergreifende 
Qualifikationsanforderungen für 
eine systemorientierte Denk- und 
Handlungsweise, für Kooperations­
vermögen, Selbständigkeit und 
Übernahme von Verantwortung. 

Neue Umweltschutzberufe können 
nur eine begrenzte Funktion im 
Feld des Umweltschutzes überneh­
men: Die gesetzlich vorgeschrie­
benen "Betriebsbeauftragten für 
Immissionsschutz" (Bundesebene) 
und die "Abfall- und Energiebe­
auftragten' 

, 
(Hessen, Saarland) ha­

ben zwar besondere Verantwor­
tung, aber mehrere hunderttau­
send Beschäftigte haben bereits 
umweltschutzbezogene Tätigkeiten 
im engeren Sinne. Ökologische 
Aufgaben stellen sich in allen Beru­
fen. Berufe mit direkten Umwelt­
schutzaufgaben können auch um­
weltbelastend ausgeübt werden. 

Umweltschutz bietet vielfältige Ent­
wicklungschancen: Traditionelle 
Berufe, Wirtschaftsorganisationen 
und Unternehmen können ein ver­
ändertes Selbstverständnis, neue 
Identitäten und neues Ansehen ge­
winnen. Ökologisch orientiertes 
Wirtschaften (in bezug auf Produk­
te, Verfahren, Dienstleistungen) 
kann Arbeit und Umwelt wieder 
näher zusammenführen. Gleichzei­
tig bieten sich erweiterte Markt-
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chancen und neue Beschäftigungs­
möglichkeiten. Die Aufgabe, diese 
Chancen zu nutzen, richtet sich zu­
nächst an die Verantwortlichen für 
Umweltschutzmaßnahmen und an 
die Promotoren- bzw. Multiplikat0-
renberufe, vor allem in der mittel­
ständischen Wirtschaft. 

Öffentlich erhobener Anspruch 
und Wirklichkeit klaffen z. Z. häufig 
auseinander. Das betrifft die Ebene 
der Wirtschaft und Politik ebenso 
wie die Öffentlichkeit und den ein­
zelnen. Umweltbewußtsein wird 
nicht in ausreichendem Maße in 
Handeln umgesetzt. In der Weiter­
bildung müssen hier die vielfach ir­
rationalen Verhaltensweisen mög­
lichst realistisch in die Planung mit­
einbezogen werden. 

Zum Projekt "Weiterbildungs­
bedarf im Aufgabenfeld 
Energie und Umwelt" 

Aufgrund der im folgenden be­
schrtebenen Modellvorstellung wer­
den exemplarisch am Beispiel der 
Branche Sanitär-, Heizungs-, Klima­
technik Rahmenbedingungen und 
Einflußfaktoren für die Ermittlung 
von Weiterbildungsbedarf und -ver­
halten analysiert.*) Energie- und 
Umweltprogramme und -nonnen 
können erst dann als realisiert gel­
ten, wenn sie sich auf die Umset­
zungsebene ausgewirkt haben. An 
diesem Prozeß ist eine Vielzahl 
verschiedener Organisationen be­
teiligt, u. a. :  
- Verwaltungsbehörden bei der 

Erteilung von Genehntigungen 
und beim Erlaß von Durchfüh­
rungsvorschriften sowie bei der 
Kontrolle, 

- Ingenieur- und Architektenbü­
ros bei der Planung von Maß­
nahmen und der Vergabe von 
Aufträgen zur Umsetzung, 

- Herstellerindustrie und Fach­
handel bei der Konzipierung, 
Herstellung und Verteilung von 
Produkten und Verfahren, die 
zur Umsetzung benötigt werden, 

*) V\::rl. BIBR Projektgruppe 4.(164: "Weiterbil­
dunqsbedarf im Arbeitsfeld EnerQie und Um­
welt". ProjeklkurzdarstellunQ. Berlin 1988. 

- Wohnungsbau- und -verwal­
tungsgesellschaften bei der Ver­
gabe und Kontrolle von Aufträ­
gen, 

- Handwerksbetriebe und Ver­
braucher auf der Anbieter- und 
Nachfrageseite. 

Dieses System der Durchführung 
wird auf allen Ebenen durch Um­
weltberatung unterstützt. Für die 
Umsetzung von Programmen und 
Normen ist die Wirkung dieses 
gesamten Systemzusammenhangs 
entscheidend. Der Erfolg kann be­
hindert werden durch Rahmenbe­
dingungen, die hier im wesentli­
chen als gegeben angesehen wer­
den, aber auch durch Funktions­
defizite aufgrund unzureichender 
Qualifikationen der beteiligten 
Gruppen. Dieser letzte Fall ist dann 
in unserer Sicht die Quelle für "ob­
jektivftn" Weiterbildungsbedarf 

Anhand dieser Modellvorstellung 
werden Umsetzungsdefizite von 
Normen und Programmen in bezug 
zu Weiterbildungsbedarf gesetzt. 
Das Aufgabenverständnis und die 
Zielsetzungen der beteiligten 
Funktionen lassen sich hinterfra­
gen. In dieser Hinsicht ist die funk­
tion von Energie- und Umweltbera­
tung von besonderem Interesse. 
Gleichzeitig ist sie von methodi­
scher Bedeutung insofern, als sie 
alle Ebenen des Umsetzungspro­
zesses einbezieht und damit den 
gesamten U msetzungsprozeß (im 
Grunde auch den Zielbildungspro­
zeß) in ihrer Aufgabenstellung ab­
bildet: Beratung hat die Analyse 
durchzuführen und Problemlä­
sungsvorschläge zu entwickeln; da­
mit wird in dieser Funktion das Ge­
samtproblem geeigneter Umwelt­
schutzmaßnahmen präsent. 

Die Projektarbeit hat gezeigt, daß 
es - abgesehen von Fachspezifika, 
über die sich wenig allgemeine 
Aussagen machen lassen - vor al­
lem Defizite an grundlegenden 
Qualifikationen sind, die die Situa­
tion quer durch die Berufe und 
Funktionen bzgl. des Umweltschut­
zes kennzeichnen. Dazu gehören: 
- ökologisches Systemverständ-

nis, um die eigene Aufgabe im 
Hinblick auf die Wirkungen des 
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Gesamtzusammenhangs zu be­
wältigen, 

- Kenntnisse der für den jeweili­
gen Bereich relevanten ökologi­
schen Produkte, Verfahren, 
rechtlichen und institutionellen 
Tatbestände, 

- Beherrschung von Arbeitsme­
thoden, die für Umweltschutzfra­
gen in den jeweiligen Bereichen 
erforderlich sind, 

- Durchdringung dieser Bereiche 
bezüglich ihrer ökologischen 
Struktur, ihrer entsprechenden 
Probleme und Veränderungs­
notwendigkeiten, 

- bei Entwurf und Realisierung be­
reichsübergreifender Problem­
lösungen, 

- konstruktiver Umgang mit Inter­
essenkonflikten, 

- zielgerichtetes Engagement für 
den Umweltschutz. 

Diese grundlegenden Qualifikatio­
nen kommen bislang in der Weiter­
bildung zu kurz. Häufig wird der 
aufgeführte Katalog auf Kenntnisse 
in Umweltrecht und Umwelttechnik 
reduziert.*) 

Die gegenwärtigen Rahmenbedin­
gungen führen in vielen Fällen zu 
einer starken Diskrepanz zwischen 
vermutetem "objektiven" und tat­
sächlich akzeptiertem und reali­
siertem Weiterbildungsbedarf.**) 

In Betrieben und Kommunen be­
steht z. Z. weitgehender Mangel 
an Zielvorstellungen über Umwelt­
schutzmaßnahmen im eigenen Zu­
ständigkeitsbereich. Vielfach feh­
len bereits die dafür erforderli­
chen Sachanalysen und Daten. Ge­
setze, Vorschriften und Programme 
sind i. d. R. bei der Umsetzung er­
heblich interpretationsbedürftig 
und der jeweiligen Rahmensitua­
tion entsprechend anzuwenden. 
Solange es keine allgemein aner­
kannten Qualitätsmaßstäbe für diese 

*) Vgl. TilJmann, H.: Konzepte zur Stärkung eines 
innovativeren Weiterbildunqsverhaltens von 
Kleinbetneben. In: Berufsförderungszentrum 
Essen (Hrsq.): . . .  (erscheint demnächst:) 

**) Vgl. GEWU Consult-Desellschaft für Energie, 
Wirtschaft und Umwelt mbH: Weiterbildungs-­
bedarf exemplarischer Handwerksbstriabe 
im Arbei\!lfeld Enwgie \Uld Umwelt. For­
schunqsbericht im Aurtrag des BIBE, unveröf­
fentlicht, Berlin 1987. 
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Umsetzung und keine ausreichen­
de Kontrolle durch PIÜfungsinstan­
zen bzw. durch eine fachkundige 
Kundschaft gibt, ist der billigen 
Konkurrenz Tür und 'Tbr geöffnet, 
wenn auch dabei längerfristig er­
hebliche Folgeschäden entstehen 
können (z. B. Versottung von Schorn­
steinen bei der Installation moder­
ner energiesparender und emis­
sionsmindernder Heizungstechnik, 
Verrottung der Bausubstanz bei un­
sachgemäßer Wärmedämmung 
etc.), Solange aber bei den gege­
benen Rahmenbedingungen quali­
tativ gute handwerkliche Arbeit 
nicht ausreichend honoriert wird, 
werden höhere Qualifikationsan­
forderungen und entsprechender 
Weiterbildungsbedarf erklärlicher­
weise nicht anerkannt. 

Viele Umweltschutzmaßnahmen 
erfordern für ihre Effektivität nicht 
nur entsprechende Installationen, 
sondern auch ein sinngemäßes 
Verbraucherverhalten, Dieses ist 
aber häufig nicht gegeben, wo­
durch die Maßnahmen an Sinn ver­
lieren (bekannte Beispiele: die Be­
nutzung von Wintergärten als 
Wohnräume mit besonders hohem 
Energieverbrauch; das Beschaf­
fungswesen vieler öffentlicher Be­
hörden etc.). 

Die Glaubwürdigkeit von Umwelt­
schutz und damit von Weiterbil­
dungsbedarf in diesem Bereich 
wird gemindert durch öffentliche 
Kontroversen zwischen Umwelt­
schutzexperten, die den noch unzu­
reichenden Stand an ökologischem 
Sachwissen verdeutlichen, Hier ist 
auch die Diskussion über die Funk­
tion des "Urnweltengels" zu nennen. 

Im außerbetrieblichen "Weiterbil­
dungsmarkt' 

, 
werden abschluß be­

zogene Weiterbildungsmaßnah­
men zur Qualifizierung von Fach­
personal angeboten. Es handelt 
sich um Weiterbildungsangebote 
für Umweltschutztechniker, Um­
weltberater, Umweltschutzfach­
kräfte, Ökoassistenten etc. Diese 
Weiterbildungsangebote besitzen 
zum Teil keine gesicherte Akzep­
tanz bei den potentiellen Abneh­
mern dieser Qualifikationen. Sie 
können deshalb nicht o. w. als Si-

gnale eines unstrittigen Weiterbil­
dungsbedarfs angesehen werden. 
Dies gilt insbesondere für den Be­
reich der Umweltberatung, wo un­
ter gleicher Bezeichnung Maßnah­
men mit ca. 100 bis ca. 2 000 Stun­
den Dauer angeboten werden.*) 

Hier kommt noch ein weiteres Pro­
blem hinzu, das durch die prekäre 
Arbeitsmarktsituation und die 
Möglichkeit entsteht, Weiterbil­
dungsangebote durch AFG zu för­
dern sowie die Berufseinmündung 
durch Arbeitsbeschaffungsmaß­
nahmen zu unterstützen:  Weiterbil­
dungsträger, Arbeitsämter und 
Weiterzubildende versuchen, neue 
Qualifikationen auf dem zukunfts­
trächtigen Feld des Umweltschut­
zes anzubieten und damit einen Be­
darf zu induzieren. Insbesondere 
die Arbeitslosigkeit von Akademi­
kern hat hier Strategien der Ar­
beitsfelderschlieBung hervorge­
bracht. Erst deren längerfristiger 
Erfolg in breiteren Feldern würde 
zeigen, ob es einen entsprechen­
den Bedarf gibt. Bis dahin liegen 
Chancen und Risiken bei den Ab­
solventen. 

Ansätze für situations­
gerechte Weiterbildung 

Einerseits ist z. Z. die Bedarfslage 
der Betriebe und Kommunen als 
Bedarfsträger zum Großteil eher 
auf kurzfristig reaktive Umwelt­
schutzmaßnahmen eingestellt; an­
dererseits muß nach Wegen ge­
sucht werden, Weiterbildung für 
präventiven Umweltschutz Akzep­
tanz zu verschaffen. Dabei ist zu be­
rücksichtigen, daß Bewußtseins-, 
Verhaltens- und Organisationsän­
derungen lange Zeit benötigen. 
Die bestehenden Akzeptanzbarrie­
ren gegenüber Weiterbildungsbe­
darf müssen ernstgenommen wer­
den, ihre Ursachen ermittelt und 
abgebaut werden. 

Der gezielten Fortbildung der für 
Umweltschutzinnovationen Verant-

*) Vgl. BISB. Projektgruppe 4.064. Ch. Billow­
Rudolph: Berufsentwickl\Ulgen. BerEn 1988. 
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wortlichen muß mehr Aufmerksam­
keit als bisher gewidmet werden: 
Zwar ist Weiterbildung selbstver­
ständlich auf allen Funktionsehe­
nen erforderlich, aber ohne Ak­
zeptanz des Weiterbildungsbe­
darfs auf der Leitungsebene ist 
grundsätzlich kaum eine wesentli­
che Verbesserung der Situation zu 
erwarten. Gemeint sind hier insbe­
sondere die Meister, technischen 
und kaufmännischen Leitungskräf­
te in der mittelständischen Wirt­
schaft, die freien Berufe und die 
Zuständigen in den kleineren Kom­
munen. Sie benötigen Weiterbil­
dung, die ihnen die Möglichkeit 
und Vorteile ökologischen Wirt­
schaftens und der Erschließung 
von Marktchancen durch Umwelt­
schutzinnovationen verdeutlicht 
und verfügbar macht In dem Ma­
ße, wie eine aktivere ökologisch 
orientierte Unternehmenspolitik 
entsteht, wachsen auch die Mög­
lichkeiten präventiver Weiterbil­
dung auf allen betrieblichen Funk­
tionsebenen. Hier gibt es mittler­
weile richtungsweisende Initiativen 
von Unternehmensverbänden und 
im Handwerk. Der Bund fördert 
z, B. das Modell "Umweltschutzbe­
rater im Handwerk".*) 

Für die gesetzlich eingerichteten 
Funktionen der Betriebsbeauftrag­
ten (für Immissionsschutz, Abfall 
und Energie) ist es erforderlich, 
allgemein anerkannte Qualifika­
tionsprofile zu schaffen. Analoges 
gilt für die Promotorenfunktionen 
für Umweltschutzfragen, in den Be­
rufen Umweltberater, Umwelttech­
niker, Umweltreferenten in den 
Kommunen u. a. Insbesondere be­
nötigen sie die genannten zentra­
len fachübergreifenden Qualifika­
tionen. In der mittelständischen 
Wirtschaft, deren Organisationen 
und in den Kommunen mit gerin­
ger Personalausstattung wird man 
wohl eher auf Personal zurückgrei­
fen, das im eigenen Anwendungs­
feld qualifiziert und erfahren ist 
und durch Fortbildungsgänge die 
erforderlichen zusätzlichen Qualifi­
kationen erhält. 

*) Vol. BIBB. Projektgruppe 4.064: Modellversu­
che. Berlin 1988. 
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Es müssen Anstrengungen unter­
nommen werden, daß alle beteilig­
ten Personengruppen qualifiziert 
werden, insbesondere im Hinblick 
auf den U msetzungszusammen­
hang und die erforderlich werden­
de Kooperation. Hier muß zunächst 
gesichert sein, daß Umweltschutz 
in allen Berufsbildungsgängen ei­
nen entsprechenden Stellenwert 
erhält; vorhandene Zielsetzungen 
und Regelungen müssen angemes­
sen umgesetzt werden. Darüber 
hinaus ist aber auch zu erwägen, 
gemeinsame Fortbildung für mit­
einander kooperierende Funk­
tionsgruppen durchzuführen. Der­
artige Initiativen sind bereits vor­
handen. Im Handwerk beispiels­
weise rückt die Kooperation ver­
schiedener Gewerke bei der ge­
meinsamen Problemlösung stärker 
in den Vordergrund und muß 
durch gewerkübergreifende Qua­
lifIzierung gesichert werden. Dies 
ist ein wesentlicher Gesichtspunkt 
aller projektbezogenen Modellver­
suche. Erinnert sei in diesem Zu­
sammenhang daran, daß die mei­
sten Berufe in derartige Umset­
zungsprozesse mehr oder weniger 
eingebunden sind. 

Die Umsetzung von Programmen 
und Normen ist nicht nur ein Pro­
blem der beteiligten Berufe und 
Funktionen, sondern auch der 
Nachfrage nach derartigen Umset­
zungsmaßnahmen und damit auch 
der Qualifikationen und Motivatio­
nen auf der Verbraucherseite. 
Diesbezügliche Qualifizierung läuft 
zu großen Teilen nicht über berufli­
che Bildung, sondern über allge­
meine Weiterbildung und Medien. 
Die Verbraucherweiterbildung z. B. 
ist für den Erfolg einer Umwelt­
schutzpolitik ebenso notwendig wie 
die besprochene berufliche Wei­
terbildung. Beide Seiten ergänzen 
einander. 

Das eingangs skizzierte grundsätz­
liche Dilemma, in dem sich Weiter­
bildung zwischen Pragmatismus 
und notwendiger Prävention im 
Umweltschutzbereich zwangsläufig 
befindet, muß insbesondere für 
die große Masse der Betriebe und 
Beschäftigten gelöst werden, die 
bisher weitgehend nicht an Weiter-

bildung teilgenommen hat. Hier 
bieten sich Weiterbildungssysteme 
in der unmittelbaren Interessen­
sphäre der Adressaten, insbeson­
dere bei den jeweiligen Interes­
senverbänden und -organisationen 
der betroffenen Unternehmen als 
eine Möglichkeit an, schrittweise 
Fortschritte zu erzielen. Wenn der­
artige Weiterbildungsdienstleistun­
gen der Interessenverbände für 
ihre Mitglieder jeweils den aktuel­
len Umsetzungsbedarf von Um­
weltschutzmaßnahmen und den 
damit zusammenhängenden Wei­
terbildungsbedarf thematisieren 
und gleichzeitig den Mitgliedern 
Einfluß auf die Gestaltung und Effi­
zienzkontrolle der Weiterbildung 
geben, läßt sich vermutlich das 
Weiterbildungsbewußtsein der Be­
triebe und Beschäftigten verbes­
sern. Auch die Akzeptanz für akti­
vere, präventive und damit grund­
legendere Weiterbildung, die sich 
stärker als bisher an künftigen Ent­
wicklungschancen im Umwelt­
schutzbereich orientiert, könnte so 
in praxisnaher Weise erhöht wer­
den. Im Rahmen des Projekts wer­
den dazu Vorschläge erarbeitet 
und erprobt. 

Um die Qualifizierung der derzei­
tig für erforderlich gehaltenen U m­
weltschutzfunktionen zu sichern, 
wäre zu empfehlen, die Entwick­
lung der Funktionsprofile und Wei­
terbildungsgänge systematisch zu 
beobachten und eine sachgerech­
te Evaluation sicherzustellen. Diese 
Evaluation hätte sich vor allem mit 
der Frage zu befassen, wieweit es 
sinnvoll ist, Umweltexperten zu 
schaffen bzw. wieweit es möglich 
und erforderlich ist, diese Funktio­
nen eher in bereits bestehende zu 
integrieren. Dabei sollten zweck­
mäßigervveise auch die Bedingun­
gen von AFG-Förderung und ABM 
in die Evaluation miteinbezogen 
werden. Zur Zeit werden mehrere 
Evaluationsvorhaben im Bereich 
der Verbraucherberatung, der 
kommunalen Umweltberatung und 
der Umweltberatung im Handwerk 
durchgeführt. Hier könnten Anre­
gungen für ein allgemeineres Im­
plementationsverfahren von U m­
weltschutzfunktionen gefunden wer­
den. 
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Die Bedeutung des Umweltschutzes 
als Ansbüdungsziel 
in den naturwissenschaftlichen 
Berufen 
Ein Interview mit dem Geschäftsführer des Bundesarbeitgeberverban­
des Chemie e. V. (BAVC), Klaus Hütig, sowie mit dem Mitglied des ge­
schäftsführenden Hauptvorstandes der IG Chemie-Papier-Keramik und 
des Hauptausschusses des BIBB, ]ürgen Walter 

BWP: Die Einbeziehung des Um­
weltschutzes in die berufliche Bil­
dung ist gegenwärtig eine der 
dringlichen Aufgaben für die an 
der Berufsbildung Beteiligten. Das 
duale System der Berufsausbil­
dung mit seiner Einbettung in das 
Beschätligungssystem bietet gün­
stige Voraussetzungen, um umwelt­
relevante Qualifikationen schon 
frühzeitig in die berufliche Bildung 
zu integrieren. So werden in den 
letzten Jahren zunehmend Ausbil­
dungsordnungen erlassen, in de­
nen umweltspezifische Inhalte be­
reits Bestandteil der fachlichen 
Ausbildung sind. Beispiel hierfür 
sind unter anderem die neugeord­
neten Ausbildungsberufe der che­
mischen Industrie, bei denen in 
den Ausbildungsrahmenplänen 
und in den Zwischen- bzw. Ab­
schlußprüfungen umweltschutzre­
levante Inhalte berücksichtigt wor­
den sind. 

Herr Hütig, Sie sind Geschäftsfüh­
rer des Bundesarbeitgeberver­
bandes Chemie e. V und sind an 
der Neuordnung der Chemieberu­
fe maßgeblich beteiligt gewesen. 
Worin liegt Ihrer Ansicht nach die 
Bedeutung des Umweltschutzes als 
Ausbildungsziel für die naturwis­
senschaftlichen Berufe? 

Hütig: Man muß sich zunächst ein­
mal klarmachen, welche Tätigkei­
ten in den sogenannten naturwis­
senschaftlichen Berufen anfallen 
und für diese Berufe bestimmend 
sind. Hauptmerkmal ist die Verän­
derung, Umwandlung oder Bestim­
mung von Stoffen durch physikali­
sche, biologische und chemische 
Methoden. Nun weiß jeder seit sei­
ner Schulzeit, daß solche Stoffe, mit 
denen umgegangen wird, gefähr­
lich sein können. Chemikalien kön-
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nen ätzend, leicht brennbar oder 
sehr giftig sein, um nur einige Bei­
spiele zu nennen. Sie können die 
Gesundheit beeinträchtigen und 
die Umwelt belasten. Es kommt al­
so in der chemischen Industrie 
darauf an, sicher zu arbeiten. Die 
Anlagen, in denen die Reaktionen 
ablaufen, müssen sicher sein. Ge­
fährdungen der Gesundheit und 
der Umwelt sollen dadurch ausge­
schlossen werden. 

Ein Auszubildender, der im Labor 
oder Technikum eine Säure be­
nutzt, muß - bevor er die Säurefla­
sche zur Hand nimmt - über die 
sicherheits- und umweltrelevanten 
Eigenschaften dieser Chemikalie 
Bescheid wissen. Andernfalls wür­
de er sich und andere Personen so­
wie Sachen unnötig gefährden. Aus 
diesem Grunde gehören Arbeitssi­
cherheit und Umweltschutz vom er­
sten Tag der Ausbildung an zu den 
Ausbildungsinhalten. 

Die chemische Industrie bekennt 
sich sowohl zur Arbeitssicherheit 
als auch zum Umweltschutz. Letzte-

res wird durch die Leitlinien des 
Verbandes der Chemischen Indu­
strie dokumentiert. Dieses Be­
kenntnis kommt auch in den neuen 
naturwissenschaftlichen Ausbil­
dungsordnungen zum Ausdruck, 
denn dem Umweltschutz wurde be­
wußt ein eigenes Kapitel in den 
Ausbildungsrahmenplänen einge­
räumt. 

BWP: Herr Walter, Sie sind Vor­
standsmitglied der IG Chemie-Pa­
pier-Keramik und sind an der Neu­
ordnung der Chemieberufe maß­
geblich beteiligt gewesen. Worin 
liegt Ihrer Ansicht nach die Bedeu­
tung des Umweltschutzes als Aus­
bildungsziel für die natUlwissen­
schaftlichen Berufe? 

Walter: Wir wissen alle, daß fra­
gen des Umweltschutzes für den 
Bestand und die Weiterentwick­
lung unserer Gesellschaft von Be­
deutung sind. Das gilt erst recht für 
den überwiegenden Einsatzbe­
reich der naturwissenschaftlichen 
Berufe, nämlich der chemischen 
Industrie. Dabei muß jedem klar 
sein, daß industrielle Betätigungen 
immer gleichzeitig auch Eingriffe 
in die Natur nach sich ziehen. Nach 
Auffassung unserer Gewerkschaft 
werden wir jedoch einen men­
schenwürdigen Lebensstandard 
für die Bevölkerung nicht ohne Ein­
satz der Industrie für die Masse 
der Arbeitnehmer erreichen kön­
nen. Allerdings haben wir die un­
abdingbare Verpflichtung, darauf 

Klaus Hiitig ist seIt 1972 beim Bundesarbeil­
geberverbaud Chemie, also d8l1l soril!lpoliti­
sehen Spi/Zenverband dieses Industriezweiges, 

tätig. VOn Haus aus Jurist, ist er seit 1978 unter 

anderem für BerufsbiJdungs!ragen zusUindig. 

Mit zu seinen Aufgaben geh6rt die "Betreuung" 

des BerufsbildungsausschUBSeS des BAVC mit 

seinen fünf Arbeitskreisen und weiteren Ar­
be.itsgruppen; in diesem Gremium vollzieht sich 
die Meinungsbildung Z!l aktuellen bildungspoli· 

tischen Fragen und wird die Sacharbeit gelei­

stet. wie sie zum Beispiel bei der Entwicklung 

von Bemfsbildem erforderlich ist. 
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Jllrgen Waller begann seine hauptamtliche Ge­
werkschaflsarbeit 1968 mit der Einstellung aIs 

]ugendsekretiJ[" des DGB-LandesbeziIm Baden­
Wartlemberg. 1970 wechselte er nach Nieder­
sachsen, wo er als SekrelllI in der BtOOrkslei­
lung der IG Chemie-Papier-KEramik tätig 1\I8I. 
In die Hauplve1W<iltung dieser Gewerkschaft 
kam er als Bundesjl.lgendsekreUJr, wurde 1975 
zum Leiter der Abteilung Berufsbildung und 
1981 zum Vorstandssekretärder Haupmbteilung 
BildunQSWesen - Jugend bestellt. Seit 1982 ist 
[argen Walter Mitglied des geschiitfsführenden 
Haupf1lorstandes der IG Chemie-Papier-Kera­
mik und ZIlstandig!Ur die Bereiche Jugend, Bil­
dung, BerufsbildlJIlg und Fbrschungspolitik, 

hinzuwirken, daß mit den vorhan­
denen knappen Ressourcen ge­
nügsam umgegangen und die Na­
tur so wenig wie möglich belastet 
wird, da wir eine entsprechende 
Verpflichtung auch für die nächste 
Generation eingehen. 

Um diese Ziele optimal erfüllen zu 
können, müssen entsprechende 
Forderungen an die Unternehmen 
der chemischen Industrie gestellt 
werden und gleichzeitig Kontroll­
mechanismen eingebaut sein, die 
eine notwendige Uberprüfung er­
möglichen. 

Im Bereich der Berufsbildung be­
steht eine Chance zur Umsetzung 
von Schutzfunktionen im Umwelt­
schutz in der gemeinsamen Festle­
gung dieser Punkte in der entspre­
chenden Verordnung. Hiermit ent­
steht eine gesetzliche Verpflich­
tung zur Einhaltung dieser Vor­
schrift, die allerdings vorher im 
Konsensverfahren vereinbart wer­
den muß. Der Ansatz, Auszubilden­
den die Bedeutung des Umwelt­
schutzes zu vermitteln, hat den Vor­
teil, daß bereits zu Beginn eines 
Berufslebens eine entsprechende 
Sensibilität hergestellt wird. 

Es muß allerdings darauf geachtet 
werden, daß diese Sensibilität 
auch in der späteren Berufspraxis 
erhalten bleibt. Dadurch könnte 
unter Umständen erreicht werden, 
daß die vermittelte Praxis von um­
weltgerechtem Verhalten eine Art 
Vorbildfunktion für diejenigen er-
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hält, die diese Ausbildungsinhalte 
nicht hatten. 

BWP: Unter Mitwirkung der Sozial­
partner wurden im Bundesinstitut 
eine Reihe umweltrelevanter Aus­
bildungsziele sowohl für die 
Grundbildung als auch für die be­
rufliche Fachbildung entwickelt. 
Auf welche dieser Ziele legen Sie 
aus Ihrer Sicht besonderen Wert? 

Hüüg: Genaugenammen wurden 
die umweltrelevanten Ausbildungs­
ziele durch die Sozialpartner unter 
Mitwirkung des Bundesinstituts -
und nicht umgekehrt - entwickelt. 
Allerdings hatte das BIBB die An­
regung gegeben, den Umwelt­
schutz in den Ausbildungsrahmen­
plänen äußerlich stärker hervorzu­
heben. - Bleiben wir noch einen 
Moment bei dem oben erwähnten 
Beispiel. Nach Durchführung der 
Reaktion muß der Auszubildende 
wissen, was mit dem Reaktionspro­
dukt und eventuell verbliebenen 
oder angefallenen weiteren Stoffen 
geschehen soll. Kann er sie in den 
Spülstein gießen? Mit dieser Frage 
sind wir schon bei einem wiChtigen 
Punkt des Umweltschutzes, bei der 
Entsorgung. Aus diesem Grunde 
erscheint mir das Lernziel "Abfälle 
und Reststoffe unter Beachtung 
von Abfallbeseitigungsvorschriften 
sammeln und lagern" besonders 
wichtig. Andere Umweltschutz­
aspekte, wie zum Beispiel die Ver­
meidung von Umweltbelastungen 
bei der Durchführung der Arbeit, 

sind natürlich auch wichtig, bei 
ausbildungstypischen Tätigkeiten 
im Labor jedoch häufig nicht in 
gleicher Weise relevant. Die im Ka­
pitel "Umweltschutz" aufgefÜhrten 
Lernziele sind übrigens nicht nur in 
einem bestimmten Ausbildungsab­
schnitt zu vermitteln, sondern wäh­
rend der gesamten Ausbildungs­
zeit zu berücksichtigen. 

Walter: Mir sind alle Ziele im Prin­
zip gleich wichtig, deshalb haben 
wir auch für ihre Realisierung mit 
Sorge getragen. Dringend notwen­
dig erscheint mir, daß sie in ent­
sprechender Ausprägung in den 
Betrieben vermittelt werden, damit 
sie in von uns gewünschter Form 
handlungsrelevant werden. Wenn 
ich überhaupt einen Bereich her­
ausnehmen möchte, dann den, der 
über unmittelbar produktionsbe­
dingte Folgen für die Umwelt unter­
richtet bzw. über Fragen von 
Schutzmaßnahmen in diesem Zu­
sammenhang. 

BWP: Die Nennung solcher Ausbil­
dungsziele ist erst die eine Seite, 
die andere Seite ist die Umsetzung 
dieser Ziele in die tägliche Praxis. 
Welche Schritte empfehlen Sie? 

Hütig: Die Umsetzung in die tägli­
che Praxis muß von den Betrieben, 
Ausbildungsleitungen und Ausbil­
dern geleistet werden. In den Be­
trieben muß daher geprüft und 
entschieden werden, wie die Aus­
bildungsziele zweckmäßig umge­
setzt werden können. Das kann auf 
verschiedene Weise geschehen. 
Man kann zum Beispiel eine Aus­
bilder-Arbeitsgruppe bilden, die 
sich mit diesem Thema befaßt. 

Walter: Ich glaube, daß sich alle 
chemischen Betriebe aufgrund der 
vielfältigen öffentlichen Diskussio­
nen darüber im klaren sind, daß et­
was getan werden muß und welche 
Schritte das im einzelnen zu sein 
haben. Die Aufgabe unserer Ge­
werkschaft, aber vor allem auch 
der Betriebsräte / innen, ]ugend­
und Auszubildendenvertretung wie 
auch der Ausbilder / innen besteht 
darin, auf eine entsprechende Ein­
haltung analog zur Ausbildungsver-
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ordnung zu achten. Ich meine, daß 
es in diesem Sinne nicht notwendig 
ist, EinzelschriUe unabhängig von 
den Vorgahen besonders zu be­
nennen. 

BWP: Welche konkreten Hilfen 
stellt der Bundesarbeitgeberver­
band Chemie e. V. den Betrieben 
bzw. den Ausbildern und AUSZIlbil­
denden zur Verfiigung? 

Hütig: Mit der Formulierung des 
Ausbildungsrahmenplans hätten es 
die Neuordnungs-Sachverständi­
gen von BAVC, IG Chemie und 
DAG bewenden lassen können. Sie 
haben sich damit jedoch nicht zu­
friedengegeben, sondern in Ab­
stimmung mit dem Bundesinstitut 
für Berufsbildung und dem Deut­
schen Industrie- und Handelstag 
Erläuterungen zu den Ausbil­
dungsrahmenplänen vorgelegt. 
Diese Erläuterungen geben schon 
recht konkrete Hinweise für die 
Umsetzung der Ausbildungsziele 
- also auch der Lernziele zum Um­
weltschutz - für die Ausbildungs­
praxis. 

Darüber hinaus hat der BAVC kürz­
lich eine 200 Seiten starke, mit zahl­
reichen Bildern und Grafiken ver­
sehene Broschüre mit dem Titel 
"Umweltschutz - eine Anleitung 
für die Aus- und Weiterbildung in 
natwwissenschaftlichen Berufen" 
herausgegeben. Wie Sie sicher 
wissen, handelt es sich bei dieser 
Ausbildungsanleitung um eine Art 
Gemeinschaftsprojekt. Eine Aus­
bildergruppe des Hoechst-Kon­
zems hat den Text erstellt, das Bun­
desinstitut für Berufsbildung hat 
die Arbeiten finanziell gefördert 
und der Bundesarbeitgeberver­
band hat die Herausgabe der Bro­
schüre übernommen, um sie einem 
- wie sich inzwischen zeigt - gro­
ßen Interessentenkreis zugänglich 
zu machen. 

Diese "praktische Hilfe" kann 
überall dort eingesetzt werden, wo 
Berufsausbildung auf einer natur­
wissenschaftlichen Grundbildung 
aufbauen muß (zum Beispiel auch 
bei der Ausbildung des Ver- und 
Entsorgers oder des Materialprü-
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fers). Darüber hinaus soll sie Aus­
bilder anderer Bildungsbereiche 
anregen, gleiche oder ähnliche 
Aktivitäten zu entwickeln. 

Schließlich ist auch der im zweimo­
natigen Turnus erscheinende In­
forrnationsdienst "Ausbilder in der 
chemischen Industrie" zu erwäh­
nen, der vom BAVC herausgege­
ben wird und mit einer Auflage von 
rund 7500 Exemplaren nahezu je­
den Ausbilder in der Chemie er­
reicht. Das Thema Umweltschutz ist 
hier zum Dauerbrenner geworden. 
In fast jeder Ausgabe werden Tips 
und Hinweise zur Einbeziehung 
des Umweltschutzes in die Ausbil­
dung gegeben. 

BWP: Welche konkreten Hilfen 
stellt die IG Chemie-Papier-Kera­
mik den Betrieben bnv: den Aus­
bi1dem und Auszubildenden zur 
Verfügung? 

Walter: Zuerst einmal müssen wir 
davon ausgehen, daß die ord­
nungsmäßige Durchführung einer 
betrieblichen Ausbildung den aus­
bildenden Unternehmen obliegt. 
Unabhängig davon werden durch 
unsere Umweltschutzabteilung lau­
fende Informationen zu aktuellen 
Problemen in diesem Bereich her­
ausgegeben, die auch sinnvoll in 
der Ausbildung eingesetzt werden 
können. Darüber hinaus haben wir 
Erläuterungen zu den neugeordne­
ten Berufen herausgegeben, die 
selbstverständlich auch auf diesen 
Bereich hinweisen. Zusätzlich schu­
len wir Betriebsräte linnen, Jugend­
und Auszubildendenvertreter / in­
nen und vor allem Ausbilder/innen 
laufend zum Bereich Umweltschutz. 
Außerdem führen wir ständige Ge­
spräche mit den Arbeitgebern zu 
diesem Komplex und infonn.ieren 
über Ergebnisse. Wir haben aber 
auch keine Probleme, auf Veröf­
fentlichungen der Arbeitgeber zu 
diesem Bereich hinzuweisen, wenn 
uns diese sinnvoll erscheinen. 

BWP: Gibt es Schwierigkeiten bei 
der Umsetzung in die betriebliche 
Praxis, und worin liegen diese be­
gründet? 

Rütig: Besondere Schwierigkeiten 
sind mir nicht bekannt geworden. 
Ich halte es für normal, daß sich 
die Praxis auf neue Pläne sukzessi­
ve einstellen muß. Man kann nicht 
erwarten, daß mit Inkrafttreten der 
neuen Ausbildungsordnungen am 
1. 7. 1987 sofort auch ein optimales 
Ausbildungskonzept für die neuen 
Lerninhalte gefunden wurde. Das 
muß sich einspielen. Da ist auch 
Kreativität jedes einzelnen Ausbil­
ders gefragt. 

Walter: Im großen und ganzen gibt 
es kaum Probleme. Ich habe be­
reits auf den Öffentlichkeitscharak­
ter dieses Bereiches für die chemi­
sche Industrie hingewiesen. Des­
halb gibt es ein großes Eigeninter­
esse, die vorgegebenen Auflagen 
zu erfüllen. Wir kennen Unterneh­
men, die darüber hinaus weitere 
Anstrengungen unternehmen, um 
ihren Auszubildenden den Umwelt­
schutzgedanken näherzubringen. 
Das geschieht selbstverständlich 
nicht ohne Eigennutz, dient aber 
durchaus unseren Zielen. Selbst­
verständlich gibt es Unternehmen, 
wo wir uns wünschen, daß Teile 
der Ausbildung intensiver, diffe­
renzierter und methodisch-didak­
tisch besser aufbereitet vermittelt 
werden könnten. Wir machen in 
diesen Fällen deutlich, wo unsere 
Kritikpunkte liegen und fordern 
insbesondere über unsere Be­
triebsräte/innen ihre Beseitigung. 

Wenn es diese Schwierigkeiten 
gibt, liegen sie in den allgemeinen 
Problemen bei der Umsetzung der 
neugeordneten naturwissenschaft­
lichen Berufe begründet. Sie wer­
den unsererseits aufgegriffen, sind 
aber größtenteils vorübergehen­
der Natur. 

BWP: Der Hauptausschuß des 
Bundesinstituts für Berufsbildung 
hat in seiner Empfehlung zur Ein­
beziehung des Umweltschutzes in 
die berufliche Bildung vom 4./5. � 
bruar 1988 alle Beteiligten aufgeru­
fen, zur Effizienzsteigerung des be­
rufsbezogenen Umweltschutzes bei­
zutragen. In welcher Weise kann 
der Bundesarbeitgeberverband 
Chemie e. v: hierzu beitragen? 
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Hütig: Ich begrüße es ausdrück­
lich, daß sich der Hauptausschuß 
das Thema "Umweltschutz in der 
Ausbildung" zu eigen gemacht hat. 
Ich hoffe, daß die chemische Indu­
strie in diesem Bereich eine Art 
Vorbildfunktion ausüben kann. Sie 
hat hier besondere Erfahrungen 
und ist - wie die erwähnten Bei­
spiele zeigen - auch besonders in­
novativ. 

BWP: Der Hauptausschuß des 
Bundesinstituts für Berufsbildung 
hat in seiner Empfehlung zur Ein­
beziehung des Umweltschutzes in 
die berufliche Bildung vom 4./6. fe­
bruar 1988 alle Beteiligten aufgeru­
fen, zur Effizienzsteigerung des be­
rufsbezogenen Umweltschutzes bei­
zutragen. In welcher Weise kann 
die 1G Chemie-PapieT-Keramik 
hierzu beitragen? 

Walter: Ich denke, daß ich diese 
Frage größtenteils bereits beant­
wortet habe. Das von Ihnen er­
wähnte Papier ist sehr allgemein 
gehalten und trägt zudem deutli­
chen Kompromißcharakter, damit 
sich alle Beteiligten darin wieder­
finden können. Wir haben mit den 
Arbeitgebern der chemischen In­
dustrie aufgrund des sensiblen 
Charakters dieser Branche bezo­
gen auf Umweltschutz darüber hin­
ausgehende konkrete Absprachen 
im Ausbildungsbereich getroffen. 
Ich meine damit die Erläuterungen 
zu den Verordnungen, die für bei­
de Teile Verbindlichkeitscharakter 
tragen. 

BWP: Als ein Schritt zur Umset­
zung der genannten Ziele wird die 
Fortbildung des Ausbildungsper­
sonals und der Lehrer in berufli­
chen Schulen empfohlen. Auf wel­
che Qualifikationen kommt es hier­
bei Ihrer Ansicht nach im besonde­
ren an? 

Hütig: Besondere Qualifikationen 
sind meines Erachtens nicht erfor­
derlich. Umweltschutz muß als not­
wendiger Teil des Unterrichts und 
der Ausbildung verstanden wer­
den. Dieser Ausbildungsstoff ist ja 
nicht neu, allerdings heute von grö-
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ßerer Bedeutung. Man kann also 
davon ausgehen, daß jeder Ausbil­
der, jeder fachlich zuständige Be­
rufsschullehrer die erforderlichen 
Qualifikationen mitbringt. Hierauf 
können eventuelle Fortbildungs­
maßnahmen, wie sie zum Beispiel 
in Betrieben eingeleitet wurden, 
aufbauen. 

Walter: Der Weiterbildung dieser 
Kreise ist höchste Priorität beizu­
messen. Sie sind als Multiplikato­
ren tätig. Daher gilt es, die hierfür 
notwendigen Voraussetzungen zu 
schaffen. 

Die Vermittlung des fachlichen Tei­
les ist dabei natürlich äußerst wich­
tig. Darüber hinaus sind die rechtli­
chen Bestimmungen zu verdeutli­
chen. Nicht zuletzt aber ist auch die 
gesamtgesellschaftliche Relevanz 
dieses Bereiches transparent zu 
machen und der Gesamtkomplex 
unter methodisch-didaktischen Ge­
sichtspunkten zu diskutieren, 

BWP: Gibt es nach den Erfahrun­
gen des Bundesarbeitgeberver­
bandes Chemie e V Forschungs­
defizite im Bereich des beruflichen 
Umweltschutzes? In welchen Fra­
gen ist eine Intensivierung der Fbr­
schung erforderlich? 

Hütig: Nein, jedenfalls nicht in be­
zug auf die Chemieberufe. 

BWP: Gibt es nach den Erfahrun­
gen der IG Chemie-Papier-Keramik 
Forschungsdefizite im Bereich des 
beruflichen Umweltschutzes? In 
welchen Fragen ist eine Intensivie­
rung der Forschung erforderlich? 

Walter: Nach meiner Auffassung 
existieren im Bereich des berufli­
chen Umweltschutzes keine gravie­
renden Forschungsdefizite. Unser 
Bestreben ist dagegen sehr viel 
mehr darauf gerichtet, dafür Sorge 
zu tragen, daß bereits vorhandene 
gesicherte Erkenntnisse in den Be­
trieben umgesetzt werden. 

BWP: Die Zusammenarbeit zwi­
schen Betrieben und Berufsschu-

len spielt für die Vermittlung um­
weltschutzrelevanter Ausbildungs­
ziele eine wesentliche Rolle. Wel ­
che Erwartungen stellen Sie aus Ih­
rer Sicht an die anderen Beteilig­
ten, insbesondere an die Seite der 
Gewerkschaften? 

Hütig: Auch zum Ausbildungsab­
schnitt Umweltschutz sollte auf örtli­
cher Ebene eine Abstimmung und 
Arbeitsteilung zwischen Betrieben 
und Berufsschulen durchgeführt 
werden. Meine Erwartung ist dar­
auf gerichtet, daß die Realisierung 
umweltschutzrelevanter Ausbil­
dungsinhalte als gemeinsames Ziel 
verstanden und die gemeinsame 
Interessenlage von Arbeitgebern 
und Gewerkschaften erkannt wird, 
Diese Erwartung hat sich weitest­
gehend erfüllt. 

BWP: Die Zusammenarbeit zwi­
schen Betrieben und Berufsschu­
len spielt für die Vennittlung um­
weltschutzrelevanter Ausbildungs­
ziele eine wesentliche Rolle. Wel ­
che Erwartungen stellen Sie aus Ih­
rer Sicht an die anderen Beteilig­
ten, insbesondere an die Seite der 
Arbeitgeber? 

Walter: Ich gehe davon aus, daß 
die Arbeitgeber weitere Anstren­
gungen unternehmen werden, den 
Umweltschutzgedanken über die 
Vorgaben durch die Verordnung 
hinaus den Auszubildenden metho­
disch-didaktisch aufbereitet nahe­
zubringen. Es ist ein Interesse al­
ler, wenn gerade bei jüngeren Ar­
beitnehmern eine möglichst hohe 
Sensibilität erreicht werden könnte. 
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Umweltschutz in der Berufsausbildung 
Ergebnisse einer Betriebserhebung 

Ulrich Degen, Peter-Werner Kloas 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung ging in einer Betriebserhebung der Frage nach, inwie­
weit heute Umweltschutzqualifikationen in der Berufsausbildung vermittelt werden. Die Be­
fragung richtete sich direkt an die Betriebsinhaber bzw. Ausbildungsleiter der Bereiche in­
dustrie, Handel und Handwerk. Das Ergebnis: Annähernd jeder zehnte Betrieb, der selbst 
ausbildet, vertritt die Auffassung, nicht genug für eine konsequente, handlungsorientierte 
Umweltschutzqualjfizierung zu leisten. Eine solche QualifJZierung wäre 800r erforderlich, 
um dem gestiegenen Umweltbewußtsein der Konswnenten und den gesetzlichen Auflagen 
der Luft-, Wasser- und Bodenreinhaltung sowie des Arbeitsschutzes entsprechen zu können. 

Ulrich Degen 
Diplom-Politologe, wissenschaftlicher Mitarbeiter 
in der Hauptabteilun'J I "Strukturforschung, Pla­
nnng. Statistik" in dem Projekt "Zur Qualität der 
betrieblichen Barufsbildun'J" 

Zukunftsaufgabe 
Umweltbildung 

Das Thema Umweltschutz als wich­
tigen Bestandteil in die Ausbil­
dungspraxis zu integrieren und da­
für die materiellen und personel­

len Voraussetzungen zu schaffen, 
sind Hauptziele der Empfehlung 
"Umweltschutz in der beruflichen 
Bildung" , die der Hauptausschuß 
des Bundesinstituts für Berufsbil­
dung im Februar 1988 verabschie­
det hat. 

Gefordert wird 
- die Aufnahme berufsbezogener, 

umweltschutzrelevanter Berufs­
bildungsinhalte und Prüfungs an­
forderungen in neue und zu 
überarbeitende Aus- und Fort­
bildungsordnungen, 
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Peler-Werner Kloas 
Dr. rer, pol. und Diplom-PolitoIO'Js, wissenschaftli­
cher Mitarbeiter in der HauptabteilunQ I "Struk­
turforschullQ. PlanuniJ. Statistik

"
. Leiter dss Pro­

jekts ,,Qualifizierung in den ersten Berufsjahren" 

- die Entwicklung von Medien 
und Umsetzungshilfen, Lehr­
und Lemmaterial für umwelt­
schutzrelevante Themen, 

- die Fortbildung des Berufsbil­
dungspersonals in Betrieben 
und überbetrieblichen Berufs­
bildungsstätten sowie Lehrer an 
beruflichen Schulen, 

- die Intensivierung der For­
schung zu Fragen des Umwelt­
schutzes in der beruflichen Bil­
dung und 

- die Kooperation vor Ort zwi­
schen Betrieben und berufs­
und allgemeinbildenden Schu­
len bei der Vermittlung umwelt­
schutzrelevanter Bildungsin­
halte. 

Für den Bereich der beruflichen 
Schulen hat die Bund-Länder-Kom­
mission für Bildungsplanung und 
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Forschungsförderung (BLK) durch 
die Einrichtung eines neuen För­
derbereichs "Einbeziehung von 
Umweltfragen in das Bildungswe­
sen" ebenfalls zur verstärkten Auf­
nahme umweltschutzrelevanter 
Themen angeregt. Mit Hilfe von 
Modellversuchen sollen pädagogi­
sche Konzepte für eine wirksame 
Umweltbildung an den Schulen 
entwickelt und erprobt werden. 
Die Empfehlung des Hauptaus­
schusses des Bundesinstituts für 
Berufsbildung und die Forschungs­
förderung der BLK sind Reaktio­
nen auf die zunehmende Bedeu­
tung ökologischer Fragen für Wirt­
schaft und Gesellschaft. Wie wich­
tig es ist, auch im Bereich der Be­
rufsausbildung zu einer Stärkung 
von Umweltbewußtsein und um­
weltgerechtem Verhalten beizutra­
gen, kann auch aus verschiedenen 
empirischen Untersuchungen ab­
geleitet werden: Bereits 1985 wur­
de in einer vom Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft veran­
laßten Emnid-Studie festgestellt, 
daß weit über 80 % der befragten 
Jugendlichen Umweltschutz als das 
wichtigste politische Anliegen der 
Gegenwart ansehen. Bekannt ist 
auch, daß viele Jugendliche, be­
sonders Mädchen, Berufe mit Um­
weltschutzbezug wählen wollen. 
Ergänzend dazu liegen jetzt aus 
einer 1987 abgeschlossenen Be­

triebserhebung des Bundesinsti­
tuts für Berufsbildung Informatio­
nen vor, die recht eindeutig bele­
gen, daß eine konsequente, hand­
lungsorientierte Umweltqualifizie­
rung im Bereich der Berufsausbil­
dung als wichtig eingeschätzt wird. 
Annähernd jeder 10. Ausbildungs­
betrieb meint, daß zu wenig Um­
weltschutzqualifikationen vermittelt 
werden. Die Einzelergebnisse aus 
dieser Betriebserhebung werden 
im folgenden - soweit sie sich auf 
Umweltaspekte beziehen - darge­
stellt. 

Ergebnisse 
einer Betriebserhebung 

In der BIBB-Betriebserhebung 1987 
wurden Betriebsinhaber bzw. Aus­
bildungsleiter im Bereich von Indu-
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stIie, Handel und Handwerk zur ' 
Qualität der Ausbildung und in die­
sem Zusammenhang auch zur Ver­
mittlung von Umweltschutzqualifika­
tionen befragt. Insgesamt konnten 
5 384 Fragebögen mit berufsspezi­
fischen Angaben in die Auswer­
tung einbezogen werden (die Erhe­
bung wurde getrennt nach Ausbil­
dungsgängen durchgeführt),l) 

Auf die Frage nach Erfahrungsbe­
reichen, in denen aus der Sicht der 
Betriebe in der Ausbildung mehr 
getan werden müßte, nannten 9 % 
der Betriebe, die selbst ausbilden, 
den Bereich " Entsorgung/Umwelt­
schutz". 

Defizite in der Umweltbildung wer­
den dabei von Handwerksbetrie­
ben häufiger wahrgenommen 
(12 %) als von Betrieben aus den 
Ausbildungsbereichen " Industrie 
und Handel" (7 %). In Abhängig­
keit von der Betriebsgröße lassen 
sich keine Unterschiede feststel­
len. Sowohl bei Kleinbetrieben als 
auch bei Mittel- und Großbetrie­
ben weisen jeweils etwa 8-9 % der 
Betriebe auf Umweltschutz-Defizite 
in der Ausbildung hin. Einfluß auf 
die Bewertung der Betriebe hat 
demgegenüber der Einsatz neuer 
Techniken (programmgesteuerte 
Arbeitsmittel): In den Fällen, in de­
nen die Technikausbreitung auch 
zu Veränderungen in der Ausbil­
dung geführt hat (dies trifft für etwa 
ein Drittel aller Betriebe in den Be­
reichen "Industrie/Handel" und 
"Handwerk" zu), antworten 11 % 
der befragten Betriebsinhaber 
bzw. Ausbildungsleiter, daß aus ih­
rer Sicht in der Ausbildung mehr 
für Entsorgung/Umweltschutz ge­
tan werden müßte. Bei Ausbil­
dungsbetrieben, die keine neuen 
Techniken einsetzen oder bei de­
nen der Einsatz programmgesteu­
erter Arbeitsmittel zu keinen Ver­
änderungen in der Ausbildung 
führt, beträgt der entsprechende 
Anteil 8 %. 

Aus der Übersicht 1 geht der An­
teil der Betriebe hervor, die eine 
zusätzliche bzw. intensivere Ver­
mittlung von Umweltschutzqualifi­
kationen fordern. Am häufigsten 
werden entsprechende Ausbil-
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dungsdeflzite vom Kraftfahrzeug­
gewerbe genannt (rd. 24 %). Mit 
größerem Abstand folgt das Hotel­
und Gaststättengewerbe (insbeson­
dere für den Ausbildungsberuf 
des Kochs - vgl. auch Übersicht 2) 
sowie die Wirtschaftsbereiche Ei­
sen/Metall und Stahl- und Maschi­
nenbau mit jeweils 12 %. Leicht 
über dem Durchschnitt aller Be­
triebe (9 %) liegen noch die Wirt­
schaftszweige Chemie / Kunststoff/ 
Keramik/Glas, Elektro-, Bau- und 
Ausbaugewerbe sowie das Friseur­
gewerbe. Wenig Nachholbedarf in 
der Umweltbildung fonnulieren der 
Einzel- und Großhandel (6 % bzw. 
2 %), das Kreditgewerbe (3 %) und 
das Versicherungsgewerbe (1 %). 

Relativ wenig Umweltschutzdefizite 
in der Ausbildung werden auch 
von den Verkehrs- und Schiffahrts-

Übersicht 1: Umweltschutzdefizite 
in der Ausbildung nach 

in Prozent 

betrieben genannt (6 %). Dies er­
staunt etwas angesichts der zum 
Teil schwerwiegenden Unfälle 
beim Transport gefährlicher Güter. 
Der niedrige Wert könnte als man­
gelndes Umweltbewußtsein des 
Wirtschaftszweiges interpretiert 
werden. Er könnte aber auch damit 
zusammenhängen, daß die Trans­
porte selbst meist von Personen 
durchgeführt werden, die in der 
Regel keine duale Ausbildung 
durchlaufen haben (auf den Son­
derfall der Externenprüfung, z. B. 
bei Lastkraftwagenfahrern, wird 
hier nicht näher eingegangen). Die 
befragten Betriebe dieses Wirt­
schaftszweigs konzentrieren sich 
vermutlich eher auf die Personen­
beförderung (z. B. städtische Ver­
kehrsbetriebe) oder bilden in dis­
positiven Berufen (wie dem Han­
del) aus. 

Wirtschaftsbereichen 

(I) Winschaflsbereiche nach der Systema­
tU: des Instituts rur Arbeitsmarkt- und Be­
rufsforschung (lAß) der Bundesanstalt flll: 
Azbeit 

1 _ Kfz-Gawerbe 
2 _ Gaststätten-/Hotelgewerbe 
3 _ Eisen-/Metallschlosser 
4 - Stahlmaschinenbau 
5 - Chemie/KunststoffiKeramik/Glas 
6 - DV /Elektro 
1 - Bau/ Ausbau 
8 - Friseurgewerbe 
9 _ DienstleistunQ'en 

10 _ Holz/Papier/Druok 
1 1  - Textil/GenuS/Leder 
12 - Einzelhandel 
13 - Verkehrsgewerbe/Schiffahn 
14 - Kreditgewerbe 
15 - Großhandel 
16 - Versicherungsgewerbe 
17 E Sonstige 

Wirtschaftsbereiche (I) 
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Umweltschutz -
Defizite in den stark besetz­
ten Ausbildungsberufen 

Eine gesonderte Betrachtung der 
20 am stärksten besetzten Ausbil­
dungsberufe in den Bereichen von 
Industrie, Handel und Handwerk 
zeigt - vgl. dazu Übersicht 2 -, 
daß in den gewerblichen Berufen 
bei der Ausbildung zum Kraftfahr -
zeugmechaniker/-in die größten 
Deflzite gesehen werden. In jedem 
dritten Kfz-Betrieb - so bewerten 
es die Betriebsinhaber - werden 
in der Ausbildung zu wenig Qualifi­
kationen vermittelt, um angemes­
sen auf die gestiegenen Umwelt­
schutzbedürfnisse in diesem Be­
reich (Abgasreinhaltung, Entsor­
gung von Kunststoffen und Be­
triebsmitteln) angemessen reagie­
ren zu können. Auf überdurch­
schnittliche Defizite bei der Ver­
mittlung von Umweltschutz-Qualifi­
kationen wird auch von Betrieben 
hingewiesen, die Köche/Köchin­
nen (annähernd jeder vierte Be· 
trieb) oder Maler und Lackie­
rer/-innen (jeder fünfte Betrieb) 
ausbilden. In beiden Fällen läßt 
sich ein Zusammenhang zu dem 
gestiegenen Gesundheitsbewußt­
sein der Bevölkerung herstellen 
(gesunde Ernährung, umweltver­
trägliche Farben, Lacke und 
Dämmaterialien). Auch in der Aus­
bildung von Maschinenschlos­
sern/-innen und Elektroinstallateu­
ren/-innen sollte mehr Wert auf 
Umweltbildung gelegt werden. 

In der kaufmännischen Ausbildung 
werden relativ selten Probleme be­
schrieben, die auf eine unzurei­
chende Berücksichtigung von Um­
weltthemen hinweisen. Dies war zu 
erwarten, weil - anders als im ge­
werblichen Bereich - Kaufleute 
keine gegenständlichen Produkte 
ver- oder bearbeiten, sondern -
mit Ausnahme des Verkäufers / 
der Verkäuferin - Aufgaben aus­
führen, die relativ abstrakt und un­
gegenständlich zu bewältigen sind. 
Gerade weil bei kaufmännischen 
Tätigkeiten die Besonderheit darin 
besteht, daß das materielle und an­
schaulich wahrnehmbare Handeln 
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Übersicht 2: Umweltschutzdefizite nach Ausbildungsberufen 
in Prozent 
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(1) Ausbildungsberufe 

I - Kfz-Mechaniker 
2 - Koch 
3 - Maler und Lackierer 
4 _ Maschinenschlosser 
5 - Elektroinstallateur 
6 _ Bäcker 
1 _ �eur 
8 - Tischler 
9 - Maurer 

10 - Industriekaufmann 
1 1  - Fleischer 
12 _ Blirokaufmann 
13 - Verk!tufer 
14 - Großhandelskaufmann 
15 - Gas-/Wasserinstallateur 
16 - Einzelhandelskaufmann 
11 - BUroqehilfin 
18 - Bankli:aufmann 
19 - Versicherunqskaufmann 

o 

I Ausbildungsberufe (1) 

weitgehend durch eine abstrakte, 
symbolische Bewältigung der Auf­
gaben ersetzt ist, können die rela­
tiv seltenen Nennungen (Umwelt­
schutzdefizite in der Ausbildung) 
nicht übergangen werden. Unter 
diesem Gesichtspunkt ist es schon 
beachtlich, wenn z. B. jeder fünfte 
Betrieb, der Bürokaufleute oder In­
dustriekaufleute ausbildet, meint, 
daß zu wenig umweltschutzrelevan­
te Qualifikationen vermittelt wer­
den. 

Die an dieser Stelle aus der BIBB­
Betriebserhebung zitierten Unter­
suchungsergebnisse lassen erken­
nen, daß in der betrieblichen Aus­
bildungspraxis ein konkreter Be­
darf besteht, mehr für den Umwelt­
schutz zu tun. Dieses Interesse ist 
sicher nicht nur "moralisch" be­
gründet, sondern - da es aus der 
Sicht der Betriebe formuliert wird 
- auch ökonomisch bestimmt. Die 
Betriebe reagieren damit auf ver­
änderte Kundenwünsche (gestie­
genes Umweltbewußtsein der Kon­
sumenten) und auf gesetzliche Auf­
lagen der Luft-, Wasser- und Bo­
denreinhaltung sowie auf die des 
Arbeitsschutzes. 

Welche Umweltschutzqualifikatio· 
nen im einzelnen gefordert wer­
den, läßt sich aus der Betriebser­
hebung, die das Thema "Umwelt­
schutz" nur am Rande einbezieht, 
nicht beantworten. Eine andere Er­
hebung, die den Bedarf der Betrie­
be an Umweltschutzqualifikationen 
detaillierter bestimmt, existiert bis­
her m der Bundesrepublik 
Deutschland nicht. Hilfsweise las­
sen sich die Umweltschutzqualifi­
kationen, die notwendig zu sein 
scheinen, aber aus einer Untersu­
chung ableiten, die in Österreich 
durchgeführt wurde. 2) 

Der Schwerpunkt der Untersu­
chung des Österreichischen Insti­
tuts für Bildungsforschung (ÖIBF) 
lag bei der Frage, "wieweit Um­
weltschutzmaßnahmen sich auf die 
Berufstätigen in den Betrieben aus­
wirken, d. h. Berufsinhalte und 
Qualifikationsanforderungen ver­
ändern" . 

Die Untersuchungsergebnissewur­
den in einem Umweltschutzhand­
buch zusammengestellt, das einen 
Überblick über die Auswirkungen 
von Umweltschutzmaßnahmen auf 
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Berufsinhalte und Qualifizierungs­
anforderungen enthält, u. a. auch 
für die Ausbildungsberufe3), die 
nach der BIBB-Betriebserhebung 
die größten Umweltschutzdefizite 
ausweisen. 4) 

Nach dem Umweltschutzhandbuch 
lassen sich für diese Ausbildungs­
berufe in den Bereichen 
� umweltfreundliche Technolo-

gIen, 
- Energiegewrnnung und -verwer-

tung, 
- Energiemaßnahmen, 
- umweltfreundliche Materialien, 
- Abfallbeseitigung und -verwer-

tung, 
- Material- und Energierecyclingj 
- Sonderabfallbeseitigung 
folgende Qualifikationen nennen, 
die im Rahmen einer verbesserten 
Umweltschutzbildung zu vermitteln 
sind: 

Kraftfahrzeugmechaniker/-in: 
Kenntnisse über neue Verbren­
nungstechnologien, Installation der 
Antriebe, Energiesparmaßnah­
men, Meß- und Regelungstechnik, 
Montagevorschriften der neuen 
Technologien, der Schutzmaßnab­
men und -vorschriften, Filtertech­
nologien, der zulässigen Grenz­
werte für Abgase, der notwendi­
gen Meßverfahren und -methoden, 
F\mktionsweise, Montage, Wartung 
und Reparatur der neuen Techno­
logien, Abgasmaßnahmen und 
-vorschriften, Abfallbeseitigung, 
vor allem Deponierung, Sonderab­
fallverwertung, Luft- und Gewäs­
serreinhaltung. Kenntnis der toxi­
schen Bestandteile und deren Ver­
halten bei Verbrennung, Deponie­
rung usw. Allgemeine Kenntnisse 
über Material- und Energierecyc­
ling sowie Kenntnisse über die Vor­
und Nachteile der neuen Materia­
lien und über die Wirkung der 
chemischen Zusätze bei Kunststof­
fen, Farben, Klebern, Ölen, Reini­
gungsmitteln und Treibstoffen. 

Maler und Lackierer/-in: 
Kenntnisse über Funktion der An­
lagen, der Energiesparmaßnah­
men, der Schutzmaßnahmen und 
-vorschriften, Filtertechnologie, der 
zulässigen Grenzwerte für Luft, der 
Meß- und Analysemethoden, über 
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die Toxizität der chemischen Sub­
stanzen, über Lärmschutz, Bestim­
mungen der Sonderabfcille, Abfall­
verwertung und -beseitigung sowie 
Deponierung; über Verhalten der 
toxischen Bestandteile bei Ver­
brennung und Deponierung, Vor­
und Nachteile herkömmlicher und 
neuer Farb- und Lackmittel, den 
ökologischen Stoffkreislauf und 
Umweltverträglichkeit von chemi­
schen Zusätzen in Spritzmitteln. 

Elektroinstallateur/-in: 
Kenntnisse über neue Technolo­
gien und ihre Anwendbarkeit; In­
stallation neuer Anlagen; Energie­
sparmaßnahmen, Meß- und Rege­
lungstechnik, Montagevorschriften 
neuer Technologien, Speicherfä­
higkeit verschiedener Materialien, 
zulässige Grenzwerte für Abgase 
und Abwässer und die dazugehöri­
gen Meßverfahren und -methoden, 
Lärmschutzvorschriften (Sonder-) 
Abfallbestimmungen, -beseitigung 
und -verwertung, über Verbren­
nungsprobleme toxischer Stoffe 
und Deponierung. Kenntnisse über 
Material- und Energierecycling, 
die Wirkung der chemischen Zu­
sätze bei Kunststoffen, Farben und 
Klebern und die Vor- und Nachtei­
le substituierender Materialien. 

Bäcker/-in: 
Kenntnisse über Energiesparmaß­
nahmen, Schutz- und Schutzmaß­
nahmevorschriften, Filtertechnolo­
gie, Meß- und Analysemethoden 
sowie die Verträglichkeit der che­
mischen Zusätze, Sonderabfallbe­
stimmungen und -verwertung, 
Kenntnisse über die Wirkung der 
chemischen Zusätze in Konservie­
rungsmitteln. 

Friseur/-in: 
Kenntnisse über die chemische Zu­
sammensetzung und Wirkungswei­
se von Shampoos, Sprays u. dgl., 
über Abfallbeseitigung und Son­
dermüllbestimmungen; Energie­
sparmaßnahmen, Schutzvorschrif­
ten und Materialrecycling. 

Tischler/-in: 
Kenntnisse über Holzkonservie­
rung, Wärme- und Schallisolation, 
über Energiesparrnaßnahmen im 
Heizungs- und Lüftungsbereich 

und die Abfallbeseitigung und Si­
cherheitsvorschriften (chemische 
Bestandteile von Platten und Wir­
kung auf Mensch und Tier. Grenz­
werte (z. B. Formaldehyd), Wärme­
dämmwerte, Lärmschutzvorschrif­
ten, Sonderabfall- und -deponie­
rungsbestimmungen, Material- und 
Energierecycling und toxische Be­
standteile (Lacke und Zusätze). 

Maurer: 
Kenntnisse über Energiesparmaß­
nahmen, Wärmedämmwerte, Wär­
mespeicherfähigkeit, Lärmdämm­
werte und -schutzvorschriften, Ab­
fallbeseitigung und Deponierung, 
Material- und Energierecycling, 
Zusammensetzung und Verarbei­
tung substituierender Materialien 
sowie toxische Materialzusätze und 
ihre Wirkung. 

Diese erforderlichen und ge­
wünschten Umweltschutzqualifika­
!ionen und -kenntnisse sind zum 
Teil bereits in den österreichischen 
Lehrplänen enthalten. In der Bun­
desrepublik Deutschland wird im 
Rahmen der Neuordnung der 
Metall-und Elektroberufe sowie im 
Zusammenhang mit anderen No­
vellierungen in verschiedenen Be­
rufsbereichen ebenfalls versucht, 
dem Umweltschutz mehr Geltung 
zu verschaffen. Hervorzuheben ist 
in diesem Zusammenhang auch 
der neu eingerichtete Ausbil­
dungsberuf des Ver- und Entsor­
gers als erster spezieller Umwelt­
schutz-Beruf in der dualen Ausbil­
dung. 

Anmerkungen 

') Zu den ersten Ergebnissen der BetriebseIhe­
bun!JVQl. Damm-Rüger, s,; Degen. U; Dresbach. 
B.; GIilnewald. u.. unter Mitarbeit von Liennann. 
H . . und Seyfried. B.: Zur Struktur der betriebli­
chen Ausbildungs!Jeslaltung. Ergebnisse einer 
schriftlichen BefragunQ' in Ausbildungsbetrieben 
von Industrie. Handel und Handwerk. Berichte 
zur beruflichen Bildung. Heft 101. Berlin 1988. 

') Steyrer. K.; Braun. H. (Hrsg.): Umweltschutz und 
Berufe. Handbuch. MitQ'earbeitet haben: 
I. Knapp; M. Hofstätter; M. Sterling; E. Rosenthai, 
Wien 1986. 

') Die AusbildunQ'sberufe in der Bundesrepublik 
Deutschland und die Lehrberufe in der Repu­
blik Österreich sind ihren Tätigkeiten nach in­
haltliCh nicht unbedingt identisch. wenn doch 
weitgehend V8rqleichbar. 

') In der Reihenfolge der BIBB-Untersuchung mit 
den stärksten Defiziten sind dies: Kfz-Mecha­
niker. Maler I Lackierer. Elektroinstallateur. 
Bäcker. Friseur. Tischler und Maurer. 
Diese sind auch in der ÖIBF-Studie enthalten. 
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Der Umweltschutz in der Weiterbildung 
zum Industrierneister 

Dietrich Schülz, Erika Mohns 

Die Meister in der Industrie und insbesondere die Meister in der Ver- und Entsorgung neh­
men in den Betrieben Funktionen ein, die es ihnen bei entsprechender Autorisierung und 
Qualifizierung ermöglichen, die Umweltbelastungen aufgrund von Unwissenheit und Fahr­
lässigkeit beim Umgang mit umweltbelastenden Verfahren, Produkten und Stoffen erheblich 
einzuschränken. Voraussetzung dafür ist jedoch. daß einerseits die Betriebe den Meistern 
diese Funktion bewußt zuweisen und andererseits eine bessere Qualifizierung der Meister 
auf dem Gebiet "umweltbewußtes Handeln" stattfindet. Dies gilt sowohl für die Weiterbil­
dung zum Industriemeister als auch für die Weiterbildung bereJts berufstätiger Industrie­
meister und insbesondere für die Weiterbildung der Meister in der Ver- und Entsorgung. 
Bedingung für umweltgerechteres Verhalten eines Betriebes insgesamt bleibt jedoch das 
verantwortungsvolle Handeln aller Hierarchieebenen im Unternehmen. 

Dietrich Scholz 
Diplom-Ingenieur der FachrichtunQ Maschinen­
bau, Leiter des Projekts "Weiterbildung fUr Mei­
ster außerhalb des Handwerks" 

Umweltschutz als 
Verordnungsbestandteil 

Für umweltschädigendes Verhal­
ten im Berufsleben tragen Perso­
nengruppen mit unterschiedlicher 
Entscheidungsbefugnis Verantwor­
tung. Vereinfacht dargestellt und 
um die begrenzte Rolle der Päd­
agogik im Umweltschutz aufzuzei­
gen, lassen sich diese Personen­
gruppen in drei Verursachertypen 
unterscheiden: 
- die Personengruppe, die wis­

sentlich z. B. gesetzeswidrige 
Abfallbeseitigung betreibt und 
somit dem Bereich der organi­
sierten Umweltkriminalität zuzu­
ordnen ist; 

- die Personengruppe mit Ent­
scheidungsbefugnis, die z. B. 
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Technikerin Fachrichtung Maschinenbau, Mitar­
beiterin im PrOjekt ,;Weiterbildung rur Meister au­
ßerhalb des HandwerkB" 

festlegt, welche Produkte - und 
damit auch welche Abfallpro­
dukte mit möglicherweise um­
weltbelastendem Charakter -
im Unternehmen hergestellt 
werden; 

- die Personengruppe ohne hin­
reichende Entscheidungsbefug­
nis, die jedoch durch Unkennt­
nis und Fahrlässigkeit Umwelt­
delikte begeht und somit unge­
wollt zur Umweltschädigung bei­
trägt. 

Nur die zuletzt genannte Verursa­
chergruppe ist direkt durch päd­
agogische Maßnahmen auf der Ba­
SIS des BerufsbiIdungsgesetzes 
(BBiG) zu erreichen. Zu ihr zählen 
- neben der großen Anzahl der 
Produktionsarbeiter - auch die In­
dustriemeister insbesondere in 
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mittleren und großen Industrieun­
ternehmen, da die Entscheidungs­
kompetenz mit wachsender Be­
triebsgröße abnimmt. Aufgrund 
seiner Stellung im Betrieb hat er je­
doch großen Einfluß innerhalb die­
ser Verursachergruppe: sein Ver­
antwortungsbewußtsein für um­
weltgerechtes Verhalten am Ar­
beitsplatz trägt aufgrund seiner 
Leitungs- und Vorbildfunktion er­
heblich zur Sensibilisierung des 
Umweltverhaltens der Arbeitneh­
mer im Produktions- und Ferti­
gungsbereich bei. Um diese Multi­
plikatorfunktion zufriedenstellend 
ausfüllen zu können, muß der Indu­
striemeister entsprechend qualifi­
ziert werden. Eine notwendige Vor­
aussetzung dafür ist die Berück­
sichtigung derartiger Prüfungsin­
halte in den entsprechenden Indu­
striemeister -Prüfungsordnungen. 

Bei der Entwicklung der staatli­
chen Prüfungsordnungen für Indu­
striemeister nach § 46.2 BBiG, die in 
1977 begann und heute als nahezu 
abgeschlossen angesehen werden 
kann, hat das BIBB - unterstützt 
durch verschiedene Institutionen 
und Verbände - mit unterschiedli­
chem Erfolg versucht, umweltrele­
vante Prüfungsinhalte verbindlich 
festzuschreiben. 

Von den inzwischen 15 erlassenen 
Industriemeister-Prüfungsord­
nungen 
- enthalten alle Prüfungsordnun­

gen das Prüfungsgebiet "Um­
weltschutzrecht" im fachrich­
tungsübergreifenden Prüfungs­
teil1) und 

- wird zusätzlich bei den ab 1980 
erlassenen Prüfungsordnungen 
(d. h. alle Prüfungsordnungen 
außer Metall, Chemie und 
Druck) fachrichtungsspezifi­
sches Umweltwissen vom Indu­
striemeister verlangt.2) 

Mit der im BIBB erarbeiteten und in 
1987 erlassenen Prüfungsordnung 
"Meister in der Ver- und Entsor­
gung" wird darüber hinaus eine 
Aufstiegsfortbildung für den Um­
weltberuf "Ver- und Entsorger" 
staatlich nach § 46.2 BBiG geregelt 
(s. nachfolgend I,Meister in der 
Ver- und Entsorgung"). 
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Fachrichtungsübergreifende 
Umweltschutzinhalte 

Im einzelnen bedeutet dies, daß im 
Prüfungsgebiet " U  mweltschutz­
recht" alle angehenden Industrie­
meister nachweisen und somit als 
Lehrgangsteilnehmer lernen sol­
len, 

"welche einschlägigen Gesetze, 
Verordnungen und Erlasse zur 
Bekämpfung und Verhinderung 
von Belastungen der Umwelt so­
wie zur Festlegung von Bela­
stungsgrenzen bestehen. Er (der 
Industriemeister) soll die Aus­
wirkungen von Umweltschutz­
maßnahmen auf den Betrieb 
kennen und die Notwendigkeit 
des Umweltschutzes für den ein­
zelnen und die Gesellschaft be­
gründen können,"3) 

In Abstimmung mit dem Umwelt­
bundesamt wird als Voraussetzung 
für das Erreichen des Q. g, Lernzie­
les für Industriemeister die Kennt­
nis folgender Rechtsbereiche aus 
dem Umweltrecht empfohlen: 

1. Allgemeines Umweltrecht 

l.l Ziele und Grundsätze der Umweltpolitik 
� Vorsorgeprinzip 
� Verursacherprinzip 
� Kooperationsprinzip 

1.2 Entwicklung des Umweltrechts 

1.3 Umweltschutz und Grundgesetz 
- Umweltschutz im Bundesstaat 
- Umweltschutz und Grundrechte 

1.4 Europarechtliche und internationale 
Aspekte des Umweltschutzes 

2. Gesetze und RechtsQ1Undlagen 

2.1 Gewässerschutz 
- Wasserhaushaltsrecht, Landwasser· 

gesetz 
- Abwasserabgabengesetz 
� WaschmittelgeS9tz 

2.2 Abfallbeseitigung 
- Abfallbeseitigungsgesetz 
- Altölgesetz 

2.3 Luftreinhaltung und Lärmbekämpfung 
- Immissionsschutzgesetz 

2.4 Strahlenschutz 
- Atomgesetz 
- Strahlenschutzverordnung 

2.5 Schutz vor gefährlichen Stoffen 
- Chemikaliengesetz 

3. Organisation und Zuständigkeiten 

4. Betriebsbeauftragte 

5. Schadenshaftung 

6. Straftaten und Ordnungswidrigkeiten3) 
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Fachrichtungsspezifische 
Umweltschutzinhalte 

Zum umweltbewußten Verhalten im 
Berufsalltag sind - neben den 
fachrichtungsübergreifenden 
Rechtskenntnissen zusätzlich 
fachrichtungsspezifische, techni­
sche Kenntnisse erforderlich, die 
den Industriemeister befähigen, 
die Produktion unter dem Aspekt 
"Umweltschutz" bewerten und in 
seinem Tätigkeitsbereich verant­
worten zu können. 

Die ab 1980 erlassenen, staatlichen 
Prüfungsordnungen zum Industrie­
meister decken das fachrichtungs­
spezifische Umweltschutzwissen in 
der Regel im Prüfungsfach "Ar­
beitssicherheit und Umweltschutz" 
ab. Aufgrund dieser Kenntnisse 
soll der Industriemeister nachwei­
sen, daß er 

"in der Lage ist, die Belange des 
Umweltschutzes zu berücksich­
tigen" .4) 

Insbesondere soll er branchenspe­
zifische Kenntnisse besitzen über: 
1. die Entsorgung 
2. Wiedergewinnungskreisläufe 
3. die Wasser- und Luftreinhaltung 
4. den Lärmschutz und 
5. den Staubschutz. 4) 

Umsetzung der 
vorgegebenen 
Umweltschutzinhalte 
in die Praxis 

Es ist nicht davon auszugehen, daß 
die Berücksichtigung von Umwelt­
schutzinhalten in den staatlich er-
1assenen Prüfungsordnungen nach 
§ 46.2 BBiG notwendigerweise da­
zu führt, daß der "Umweltschutz" in 
den Industriemeisterlemgängen 
und -prüfungen einen seiner Be­
deutung entsprechenden Stellen­
wert einnimmt. Bezogen auf die 
Vermittlung umweltschutzrelevan­
ten Wissens scheinen die Indu­
striemeisterlehrgänge nicht die er­
forderliche Qualität zu erreichen. 
Darüber hinaus haben Befragun­
gen in den Betrieben gezeigt, daß 

die für die Weiterbildung verant­
wortlichen Fachleute in den Betrie­
ben umweltgerechtes Verhalten 
zwar zunehmend als eine Selbst­
verständlichkeit ansehen, anderer­
seits ein systematisches Schulen 
der unteren Führungsebene (z. B. 
Industriemeister) im Umweltschutz­
bereich erst sehr selten stattfindet. 
Unseres Erachtens ist weder von 
den Trägern der Weiterbildung 
zum Industriemeister noch von den 
Betrieben hinreichend erkannt 
worden, welchen entscheidenden 
Einfluß die Industriemeister auf ein 
gesteigertes Umweltbewußtsein im 
gesamten Produktionsbereich neh­
men könnten, wenn sie durch ent­
sprechende Qualifizierung besser 
als bisher für diese Aufgabe sensi­
bilisiert und vorbereitet würden. 

Der Umfang von Umweltdelikten, 
die aufgrund von Unwissenheit und 
Fahrlässigkeit von den in der Pro­
duktion direkt Tätigen verursacht 
werden, könnte mittelfristig durch 
pädagogische Maßnahmen be­
trächtlich eingeschränkt werden. 

Meister in der 
Ver- und Entsorgung ') 

Mit der 1987 erlassenen Rechtsver­
ordnung "Meister in der Ver- und 
Entsorgung" erfolgte in einem für 
den Umweltschutz sehr wesentli­
chen Bereich ein weiterführender 
Einstieg in die berufliche Aus­
übung des Umweltschutzes. Mit 
dieser Rechtsverordnung wird die 
Meisterebene im Bereich der Ver­
und Entsorgung bundeseinheitlich 
geregelt. 
Die Verordnung gliedert sich in 
drei Schwerpunkte, nämlich in 
Wasserversorgung, Abwasser und 
Städtereinigung. 
Diesen Schwerpunkten sind die fol­
genden anerkannten Weiterbil­
dungsabschlüsse zuzuordnen: 
- Geprüfter Wassermeister / 

Geprüfte Wassermeisterin, 
- Geprüfter Abwassermeister / 

Geprüfte Abwassermeisterin, 
- Geprüfter Städtereinigungsmei­

ster / Geprüfte Städtereinigungs­
meisterin. 

BWP 1/89 



Strukturiibersicht der Verordnung über die Prüfung 
zum Meister/zur Meisterin in der Ver- und Entsorgung 

Meister/Meisterin in der Ver- und Entsorgung mit den anerkannten Abschlüssen , 

Geprüfter Wasser" Geprüfter Abwasser- Geprüfter 
meister IGeprüfte meister I Geprüfte Städtereinigungsmeister / 

Wassermeisterin . Abwassermeisterin . . .  Geprüfte 
Städtereinigungsmeisterin 

Fachspezifischer Teil Fachspezifischer Teil Fachspezifischer Teil 
Wasserversorgung Abwasser Städtereinigung 

Fachübergreifender Teil 

Berufs- und arbeitspäda90glScher Teil 
Ausbildereignung 

Zulassungsvoraussetzungen zur Meisterprüfung 

1. Abschlußprüfung in einem Ausbildungsberuf des Fachbereichs, in dem die Prüfung 
abgelegt werden soll und danach eine mindestens 3jährig8 entsprechende Berufs" 
praris ode. 

2. Abschlußprüfung in einem sonstigen Ausbildungsberuf und danach eine, dem ange-
strebten Abschluß entsprechende Berufspraxis, die zusammen mit der Ausbildungs-
zeit mindestens 7 Jahre beträgt oder 

3. eine mindestens 8jährige, dem angestrebten Abschluß entsprechende Berufspraxis. 

Während der Städtereinigungs­
meister I die Städtereinigungsmei­
sterin als völlig neue Qualifikation 
im Weiterbildungsbereich anzuse­
hen ist, gab es für die Bereiche 
"Wasser" und 

"
Abwasser" bereits 

vor der bundeseinheitlichen Rege­
lung verbandsinterne Meisterprü­
fungen, die beim Ablegen der neu­
en Meisterprüfung auf die entspre­
chenden Teile der Prüfung ange­
rechnet werden können. 

Tätigkeitsbereiche des 
Meisters in der 
Ver- und Entsorgung 

Die Tätigkeitsbereiche der Meister 
in der Ver- und Entsorgung sind so­
wohl im öffentlichen Bereich wie in 
der Privatwirtschaft angesiedelt. 

Während der Wassermeister I die 
Wasserm eisterin hauptsächlich im 
kommunalen Bereich beschäftigt 
wird (Wasserwerke), werden die 
Meister für Abwasser bzw. Städte­
reinigung über den kommunalen 
Bereich hinaus auch in der ge­
werblichen Wirtschaft an Bedeu­
tung gewinnen. Mit steigender Be-
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rücksichtigung des Umweltschut­
zes ist anzunehmen, daß Industrie­
betriebe mit Abwasserbehand­
lungsanlagen - einerseits aus 
Überzeug ung, andererseits unter 
dem Druck der Gesetzgebung -
zunehmend die Qualifikation des 
Abwassermeistersl der Abwasser­
meisterin nutzen werden. Ähnlich 
dürften die Betriebe, die Abfallver­
wertung, -behandlung, -beseiti­
gung und -lagerung betreiben, ein­
zustufen sein. Dem Städtereini­
gungsmeister I der Städtereini­
gungsmeisterin eröffnen sich damit 
neue Aufgaben, deren Umfang ge­
genWärtig nicht exakt abzuschät­
zen ist. Mit Sicherheit wird jedoch 
der Umweltschutz in nahezu allen 
Bereichen, in denen Meister tätig 
sind, an Bedeutung gewinnen. 

Im Unterschied zu allen anderen 
Branchen der Industrie, in denen 
die Meister - wenn überhaupt -
nur zusätzlich zu ihren eigentlichen 
Aufgaben für Umweltfragen zustän­
dig sind, ist dem Meister in der 
Ver- und Entsorgung der Umwelt­
schutz direkt zugeordnet: In den 
Bereichen Wasserversorgung, Ab­
wasser und Städtereinigung zeich­
net er mitverantwortlich für die Be­
lange des Umweltschutzes. 
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Erwartungen an den Meister 
in der Ver- und Entsorgung 

Der "Meister in der Ver- und Ent­
sorgung" muß sich als staatlich ge­
regelter Weiterbildungsberuf in 
der Arbeitswelt erst noch behaup­
ten und seine Position finden. Es ist 
davon auszugehen, daß die Begrif­
fe "Ver- und Entsorgung" von sei­
ten der Bürger zu Recht ganz be­
stimmte Erwartungen bezüglich 
der Eingrenzung und Verhinde­
rung von Umweltschäden an die in 
diesem Bereich Tätigen stellen. Es 
erhebt sich die Frage, in welchem 
Umfang die Erwartungen von den 
Meistern in der Ver- und Entsor­
gung überhaupt zu erfüllen sind 
und mit welchen Ansprüchen die 
Meister selbst ihre Aufgaben wahr­
nehmen. Trotz der verantwortungs­
vollen Tätigkeiten, die von diesen 
Meistern auszuüben sind, bleibt zu 
berücksichtigen, daß sie z. B. in 
den Wasser werken, den Klärwer­
ken und auf den Mülldeponien 
zwar eine hohe "Entscheidungs­
ebene vor Ort" darstellen, jedoch 
nach wie vor weisungsgebunden 
gegenüber der zuständigen Behör­
de bleiben. Konflikte ergeben sich 
z. B. dann, wenn es zwischen den 
"Praktikern vor Ort" und der zu­
ständigen Verwaltung zu unter­
schiedlichen Einschätzungen be­
züglich der Umweltbelastung von 
zu deponierenden Abfällen kommt. 
In solchen Situationen wird sich die 
tatsächliche Durchsetzungsfähig­
keit der Meister in der Ver- und 
Entsorgung zeigen. 

Voraussetzung dafür ist, daß dem 
Meister in der Ver- und Entsorgung 
in den Meisterlehrgängen soviel 
Wissen und Verantwortungsgefühl 
vermittelt wird, daß er den hohen 
Anforderungen gerecht werden 
und den notwendigen Anteil am 
Schutz der Umwelt auch wirklich 
leisten kann. 

Über die eigentlichen o. g. Aufga­
benfelder hinaus bieten sich für 
den Meister in der Ver- und Entsor­
gung weitere Tätigkeitsbereiche 
an. Sie reichen z. B. vom Umwelt­
schutzbeauftragten in den Ver- und 
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Entsorgungsbetrieben der ge­
werblichen Wirtschaft und im kom­
munalen Bereich - ähnlich dem S1-
cherheitsbeauftragten und dem 
Hygienefachberater in den Kran­
kenhäusem - bis hin zu Tätigkei­
ten im öffentlichen Dienst mit KOß­
trollfunktionen und -aufgaben im 
Bereich des Umweltschutzes. 

Gegenwärtig bleiben aufgrund 
des geringen "Alters" des Mei­
sters in der Ver- und Entsorgung 
noch einige Fragen offen. Das In­
teresse, den Umweltschutz stärker 

als bisher in der beruflichen Aus­
und Weiterbildung zu verankern, 
ist iedoch so groß, daß sich insge­
samt eindeutig positive Perspekti­
ven für die Entwicklung des Beru­
fes "Meister in der Ver- und Entsor­
gung' I abzeichnen. 

Anmerkungen 

L) Bober, H.; Mohns, E,; &holz. 0; Weyrich, K.-D: 
WeiterbildunQ' zum Industriemeister: Prüfun· 
qen, Lehro;ränge. Veranstalter, FörderunQSIicht­
linien, Verordnungen: BIBB; Belichte zur beruf­
lichen Bildung, Heft 45, 1962, 

'1 PauJ, Volker; Noack, Michael; Schotz, Dietrich: 
Die Bertlcksichtigung des Umweltschutms in 

Vier Jahre "Ver- und Entsorger/-in" -
Bilanz eines neugeschaffenen Ausbildungs­
berufes im technischen Umweltschutz 

Marion Krampe 

Die ersten fertig ausgebildeten Fachkrtifte des 1984 neu geschBiIenen Ausbildungsberufes 
"Ver- und Entsorger /Ver- und Entsorgerin" arbeiten seit über ememjahr in diesem speziel­
len Umweltschutzberuf In einer Art Bilanz werden noch einmal die Grunde für die Entste­
hung dieses Ausbildungsberufes und die Konzeption der Ausbildung beschrieben, Die er­
forderlichen Feniglmiten und Kenntnisse. die Untergliederung in Fachrichtungen und die 
Organisation der Ausbildung werden ebenso dargestellt wie die bisherige Entwicklung der 
Zahl der Auszubildenden und der bisher aufgetretenen Probleme. Abschließend wird die 
wissenschaftliche BegJeituntersuchung in ihren Zielen und Methoden vorgestellt. 

Marion Krampe 
MitarbeiteIin der Hauptabteilunq 3 "Ausbildungs­
ordnunQSfoIschung" im Bundesinstitut für Berufs­
bildung, zuständig im Projekt "Der Ausbilduu(1S­
beruf Ver- und Entsorger / Ver-und Entsor"erin in 
der Praxis". 
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Was verbirgt sich hinter der 
Berufsbezeichnung? 

Der/die Ver- und Entsorger/-in ist 
der erste anerkannte Ausbildungs­
beruf im technischen Umwelt­
schutz, ein Beruf mit drei Fachrich­
tungen (Wasserversorgung, Ab­
wasser, Abfall), der im dualen Sy­
stem mit einer dreijährigen Ausbil­
dungsdauer sowohl im öffentlichen 
Dienst als auch in der gewerbli­
chen Wirtschaft erlernt werden 
kann. 

Ver- und Entsorger/-in, eine Be­
rufsbezeichnung, die scheinbar 
nicht jedem leicht über die Zunge 
geht und häufig zu Spekulation An­
laß bietet. Klar scheint oft nur, daß 
es "irgend etwas" mit Umwelt­
schutz zu tun hat. 

Daher sei an dieser Stelle erst ein­
mal - häufig zitierte Pressemei-

der Ordnungsarbeit des Bundesinstitutes für 
Berufsbildung; BIBE, 1984 (Manuskriptdruck), 

') Mohns. E.; Scholz, Q; Weyrich, K,-Q; Stoffkatalo­
oe NT Industriemeisterlehrgänoe; BIBB, Son­
derveröffentlichnng, 1983. 

') Verordnung über die Prüfung :rum anerkannten 
Abschluß Geprüfter Industriemeister I Geprüf­
te Industriemeisterin - Fachlichtung Papier­
verarbeitung; BGBI. !, S. 562, 1963. 

') Verordnunq über die Prüfung zum Meister/zur 
Meisterin in der Ver- und Entsorgung mit den 
anerkannten Abschlüssen Geprüfler Wasser­
meister/Geprüfte Wassermeisterin, Geprüfter 
Abwassermeister / Geprüfte Abwassermeiste­
!in, Geprüfter Städtereinigungsmeister I Ge­
prüfte Städtereinigun(}Smeistelin (Ver- und 
Entsorgung..MeisteIPIiifungsordnung); BGBJ. I. 
S. 2415, 1981. 

nungen widerlegend - gesagt, 
was der Ver- und Entsorger / die 
Ver- und Entsorgerin nicht ist: 

Es ist kein typischer Frauenberuf, 
sondern gleichennaßen für Män­
ner und Frauen offen. 

Es ist kein ,,sogenannter Grüner 
Beruf" , sondern ein Beruf im tech­
nischen Umweltschutz. 

Es ist kein "Weißkittelberuf'; es 
werden sowohl naturwissenschaft­
liche als auch handwerkliche fer­
tigkeiten und Kenntnisse ebenso 
vennittelt, wie Messen. Steuern, 
Regeln. 

Es ist kein Beruf, dessen sich ge­
schämt werden muß, weil es immer 
nur stinkt und schmutzig ist, son­
dern es ist ein sehr anspruchsvol­
ler Beruf, der sowohl für Umwelt 
als auch Menschen unabdingbar 
ist, geht es doch einerseits um die 
Erhaltung eines der wichtigsten 
Güter - Trinkwasser -, anderer­
seits aber auch um die sachge­
rechte Entsorgung der Abwässer 
und des Abfalls. 

Warum ein neuer Beruf? 

Obgleich seit Jahren die Zahl der 
anerkannten Ausbildungsberufe 
reduziert wurde, ist mit dem Beruf 
Ver- und Bntsorger/-in ein völlig 
neuer, anspruchsvoller Beruf ge­
schaffen worden. 
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Mangelndes Fachpersonal bei im­
mer komplizierter werdender 
Technik, verschärfte Umweltge­
setzgebung, immer höhere Anfor­
derungen im naturwissenschaftli­
chen Bereich, zunehmende Proble­
me in der Ver- und Entsorgung und 
nicht zuletzt das Fehlen anerkann­
ter Ausbildungsberufe in diesem 
Bereich führten zu der Entschei­
dung, hier einen neuen Beruf zu 
schaffen. 

Es mußten neben fundiertem tech­
nischen Wissen und handwerklich­
technischen Fertigkeiten erheblich 
mehr naturwissenschaftliche Kennt­
nisse vermittelt werden, um der 
Verantwortung, die in diesem Be­
reich gegenüber der Umwelt be­
steht, gerecht zu werden. Die Um­
weltgesetzgebung der letzten J ah­
re und gesetzliche Vorhaben der 
kommenden Jahre machen deut­
lich, daß die Bewältigung der Auf­
gaben zum Schutz der Umwelt 
nicht mehr allein durch die ma­
nuelle Beherrschung von Technik 
möglich ist. Daneben gewinnen 
Kenntnisse über die jeweils zur An­
wendung kommenden Verfahren, 
die sowohl in der Wasseraufberei­
tung, der Abwasserreinigung als 
auch in der Abfallbehandlung phy­
sikalischer, biologischer und che­
mischer Natur sind, immer mehr 
an Bedeutung; d. h. Ver- und Ent­
sorger/-innen haben einerseits die 
Aufgabe, technische Abläufe zu 
kontrollieren und zu steuern, ande­
rerseits Belastungen und Schäden 
von unserer Umwelt abzuwenden, 
die durch Abwasser und Abfall 
entstehen. 

Bislang rekrutierte sich das Fach­
personal meist aus "Metallberuf­
lern' " die über zusätzliche Fort- und 
Weiterbildungsangebote der zu­
ständigen technisch-wissenschaft­
lichen Vereinigungen qualifiziert 
wurden. Dies galt hauptSächlich 
für die Fachrichtungen Wasserver­
sorgung und Abwasser. In der Ab­
fallbehandlung wurden meist "An­
und Ungelernte" eingesetzt. 

Diese Tatsachen wirkten sich auch 
erschwerend auf die Erarbeitung 
der Ausbildungsordnung aus, und 
es dauerte immerhin 10 Jahre, be-
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vor diese am 1. 8. 1984, unter der 
Federführung des Bundesinstituts 
für Berufsbildung erarbeitet, in 
Kraft trat. 

Warum ein Beruf mit 
drei Fachrichtungen? 

Von Anfang an wurde von den an 
der Entwicklung der Ausbildungs­
ordnung beteiligten Sozialparteien 
das Ziel verfolgt, eine möglichst 
breit angelegte Berufsausbildung 
zu gestalten, damit die Ausgebilde­
ten in unterschiedlichen Bereichen 
der Ver- und Entsorgung einsetz­
bar sind. Hinzu kam noch, daß Pro­
bleme der Versorgung und der 
Entsorgung in der Praxis nicht von­
einander zu trennen sind und für 
aUe Einsatzbereiche die gleichen 
naturwissenschaftlich-technischen 
und handwerklichen Grundlagen 
notwendig sind. Die Sozialparteien 
einigten sich daher auf eine breit 
angelegte berufliche Grundbil­
dung im ersten Ausbildungsjahr, 
die dem Berufsfeld Chemie, Phy­
sik, Biologie zugeordnet ist. Im 
zweiten Ausbildungsjahr werden 
die den Fachrichtungen gemeinsa-
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men Inhalte vermittelt, was sachbe­
zogen jeweils entweder im Wasser­
werk, der Kläranlage / dem Kanal­
betrieb oder der Abfallbehand­
lungsanlage geschieht. Daneben 
sieht das zweite Ausbildungsjahr 
die Vermittlung von Grundkennt­
nissen in den beiden nicht gewähl­
ten Fachrichtungen vor. Die Auszu­
bildenden werden zu diesem 
Zweck für ca. je 2-4 Wochen an 
Ausbildungsplätzen der nicht ge­
wählten Fachrichtungen unterwie­
sen. Das dritte Ausbildungsjahr 
dient dann der Spezialisierung, um 
die für die spätere Berufsaus­
übung in der gewählten Fachrich­
tung erforderlichen Fachkenntnis­
se zu vermitteln. 

In welchen Bereichen 
wird ausgebildet? 

Der Berufwurde den Bereichen öf­
fentlicher Dienst und gewerbliche 
Wirtschaft zugeordnet, d. h. im er­
sten Fall sind die zuständigen Stel­
len Landesbehörden, teils Fach-, 
teils Verwaltungsbehörden, im 
zweiten Fall die Industrie- und Han­
delskammern. 

Neuabgeschlossene Ausbildungsverhältnisse nach Bereichen 
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Aufgrund der Struktur in der Ver­
und Entsorgung - meist kommuna­
le Betriebe - war von Anfang an 
damit zu rechnen, daß die meisten 
Ausbildungsverhältnisse im Be­
reich des öffentlichen Dienstes an­
gesiedelt sein würden. 
Neben Wasserwerken bieten sich 
für die Fachrichtung Wasserver -
sorgung zum Beispiel Betriebe in 
der Industrie an, die über eigene 
Trink- oder Brauchwasser-Versor­
gungsanlagen verfügen (Chemie­
betriebe, Lebensmittelbetriebe). 
Gleiches gilt auch für die Fachrich­
tUllg Abwasser. Neben den kom­
munalen Kläranlagen, städtischen 
Kanalbetrieben kommen hierfür 
größere Industriebetriebe, z. B. der 
chemischen Industrie oder der 
galvanischen Industrie, die über ei­
gene Entwässerungsanlagen verfü­
gen, in Betracht. 
Ausbildungsstätten für die Fach­
richtung Abfall sind Deponien, 
Verbrennungsanlagen, Recycling­
höfe, Kompostwerke, Betriebe mit 
eigener Entsorgungsabteilung und 
Bereiche der Sonderabfallbehand­
lung. 

Wie verteilen sich die 
Auszubildenden 
auf die drei Fachrichtungen? 

Erwartungsgemäß war die Fach­
richtung Abwasser von Anfang an 
am stärksten besetzt. Aufgrund der 
jahrzehntelangen Erfahrung in der 
Fort- und Weiterbildung von Klär­
werkspersonal durch die Abwas­
sertechnische Vereinigung e. V. er­
gaben sich bei der Akzeptanz die­
ses Berufes die geringsten Pro­
bleme. 

In der Fachrichtung Abfall wurde 
mit den niedrigsten Ausbildungs­
zahlen gerechnet und gleichzeitig 
mit den größten Problemen, da -
wie schon erwähnt - Fachpersonal 
bislang kaum auf den Anlagen vor­
handen war. Erfreulicherweise 
steigen die Ausbildungszahlen 
aber stetig. 

Einzig in der Fachrichtung Wasser­
versorgung nehmen die Ausbil-
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dungsverhältnisse ab, obwohl sei­
tens des zuständigen Fachverban­
des und des zuständigen Berufs­
verbandes die Einführung der Aus­
bildung unterstützt wird. Zur Zeit 
versuchen sowohl die genannten 
Verbände als auch das Bundesin­
stitut für Berufsbildung verstärkt 
die Gründe für die mangelnde Ak­
zeptanz herauszufinden und durch 
eine gezielte Öffentlichkeitsarbeit 
den Kenntnisstand über die Ausbil­
dungsordnung bei den Wasserver­
sorgungsuntemehmen zu verbes­
sern. 

Was müssen die Ver- und 
Entsorger / -innen 
nach Beendigung 
der Ausbildung können? 

In der Fachrichtung Wasserversor­
gung müssen alle Arbeiten zur 
Wassergewinnung, zur Wasserauf­
bereitung, zur Wasserspeicherung 
und zur Wasserverteilung durch­
geführt werden können. Die dazu 
notwendigen technischen Einrich­
tungen müssen in der Regel be­
dient, überwacht und instand ge­
halten werden. Messen von Was­
serständen, -mengen und -durch­
flüssen gehören genauso dazu wie 
wirkungsvolles und schnelles Han­
deln bei Betriebsstörungen, Durch­
führen kleinerer Reparaturen, das 
Regeln und Steuern technischer 
Prozesse und die ständige Kontrol­
le der Wasserqualität. 

In der Fachrichrung Abwasser 
müssen alle Arbeiten durchgeführt 
werden, die für das reibungslose 
Sammeln, Ableiten und Reinigen 
des Abwassers notwendig sind. Ei­
ner der Schwerpunkte ist die Reini­
gung, Kontrolle und Instandhaltung 
des Kanalnetzes und seiner Bau­
werke. In Kläranlagen werden me­
chanische, biologische und/oder 
chemische Reinigungsverfahren 
angewandt. Technische Einrichtun­
gen müssen dabei bedient, über­
wacht und instand gehalten wer­
den. Technologische Prozesse in 
der Abwasserreinigung müssen 
von Hand und mit Regelungstech­
nik gefahren werden. 

Regelmäßig müssen physikalische, 
physikalisch-chemische, chemi­
sche und biochemische Abwas­
seruntersuchungen durchgeführt 
werden. Ein weiteres Aufgabenge­
biet ist die Behandlung, Beseiti­
gung und gegebenenfalls Verwer­
tung von Klärschlamm. 

In der Fachrichtung Abfall sind die 
zu erfüllenden Aufgaben stark ab­
hängig von den Einsatzbereichen. 
In der Ausbildung werden Ver­
und Entsorger / Ver- und Entsorge­
rinnen daher in mindestens drei 
der nachfolgend aufgeführten Ab­
fallbehandlungsverfahren (Depo­
nie, Kompostierung, Verbrennung, 
Recycling) ausgebildet. Auch für 
diese Fachrichtung sind Fertigkei­
ten und Kenntnisse der Meß-, 
Steuer- und Regeltechnik ebenso 
wichtig wie die sachgemäße Aus­
führung chemischer, physikalisch­
chemischer und biologischer Un­
tersuchungen, z. B. von Sonderab­
fällen. Für alle Abfallbehandlungs­
verfahren ist die Kontrolle des Ab­
falls und die Feststellung unter­
schiedlicher Abfallarten unabding­
bar, um über weitere Behandlungs­
weisen bzw. den Verbleib des Ab­
falls nach ökologischen und ökono­
mischen Gesichtspunkten ent­
scheiden zu können. 

Alle drei Fachrichtungen erfor­
dern Kenntnisse und die Anwen­
dung von Gesetzen und Verord­
nungen und eine ständige Bereit­
schaft zur Fortbildung. 

Wie ist die Ausbildung 
organisiert? 

Da die Ausbildung sehr vielseitig 
ist und verschiedene Einsatzorte 
erfordert, ist sie - bis auf Ausnah­
mefälle - nur mittels Verbundaus­
bildung und/ oder in überbetrieb­
lichen Ausbildungsstätten zu orga­
nisieren. Dies erfordert auch von 
den Auszubildenden ein hohes 
Maß an Mobilität und Flexibilität. In 
den meisten Fällen werden Labor­
ausbildung und Metall-Grundaus­
bildung in überbetrieblichen Aus­
bildungsstätten unterwiesen. Bei 

BWP 1/89 



der Fachrichtung Abfall besteht 
selten die Möglichkeit, ohne Ver­
bundausbildung alle zu vermitteln­
den Fertigkeiten und Kenntnisse 
abzudecken, da die Kommunen 
häufig nur über einen Typ von Ab­
fallbehandlungsanlage verfügen, 

Die Organisation des Berufsschul­
unterrichts war bei der Einführung 
ein weiteres Problem. Die Kultus­
ministerkonferenz hatte sich bei 
der Schaffung des Berufes dahin­
gehend festgelegt, überregionale 
Fachklassen zu schaffen, so daß in 
der Regel Blockschulunterricht in 
den Berufsschulen stattfindet. Zur 
Zeit gibt es in der Bundesrepublik 
Deutschland und Berlin 23 Berufs­
schulen, die an der Ver- und Ent­
sarger/-innen-Ausbildung beteiligt 
sind. 

Wo gab es Schwierigkeiten 
bei der 
Einführung des Berufes? 

Da alle an der Ausbildung Beteilig­
ten Neuland betraten, war von An­
fang an mit Schwierigkeiten bei 
der Einführung zu rechnen. Der 
Zeitraum zwischen Erlaß und In­
krafttreten der Ausbildungsord­
nung betrug nur 2 Monate, und be­
reits im ersten Ausbildungsjahr -
1984 - begannen knapp 280 Ju­
gendliche mit der Ausbildung. Die 
zuständigen Stellen des öffentli­
chen Dienstes hatten mit dem neu­
en Ausbildungsberuf noch keine 
Erfahrung, Ausbilder wurden be­
nannt und mußten kurzfristig die 
Ausbildereignungsprüfung able­
gen; die Berufsschullehrer mußten 
sich auf den neuen Rahmenlehr -
plan einstellen, Verbundausbil­
dung und überbetriebliche Ausbil­
dung mußten schnell organisiert 
und realisiert werden. Des weite­
ren standen keine speziellen Aus­
bildungsmittel zur Verfügung, und 
häufig waren auch in den Betrie­
ben keine Erfahrungen in der Um­
setzung von Ausbildungsordnun­
gen vorhanden. 

Dies führte vielfach zu der Kritik, 
daß der Ausbildungsrahmenplan 
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wie auch der Rahmenlehrplan völ­
lig überfrachtet seien und einer In­
genieurausbildung gleichkämen. 
Das Bundesinstitut für Berufsbil­
dung reagierte schnell, indem es 

"Die Erläuterungen zur Verord­
nung über die Berufsausbildung 
zum Ver- und Entsorger / zur Ver­
und Entsorgerin" erstellte, in de­
nen Informationen, Anleitungen 
und Ratschläge zu den Inhalten der 
Ausbildung gegeben wurden. Sie 
wurden an alle Ausbildungsbetrie­
be versendet und erreichten bis 
heute eine Auflage von über 10 000 
Exemplaren. 

Wissenschaftliche 
Begleituntersuchung des 
Bundesinstituts 

Da es sich um einen neuen Ausbil­
dungsberuf in einem Einsatzbe­
reich handelt, in dem bislang keine 
Berufsausbildung durchgeführt 
wurde, begann das Bundesinstitut 
für Berufsbildung kurz nach In­
krafttreten der Verordnung mit den 
Arbeiten an dem Forschungspro­
jekt "Der Ausbildungsberuf Ver­
und Entsorger / Ver- und Entsorge­
rin in der Praxis", in dem die Be­
rufsausbildung über zwei Ausbil­
dungsdurchgänge beobachtet und 
analysiert wird. Zielsetzung des 
Projektes ist, die Konzeption des 
Ausbildungsberufs zu überprüfen, 
u. a. 
- ob sich die Fachrichtungen in 

der Praxis bewähren, 
- ob die Ausbildungsinhalte in un­

terschiedlich strukturierten Aus­
bildungsbetrieben umsetzbar 
sind, 

- ob die Ausbildungsinhalte den 
Praxisanforderungen entspre­
chen, 

- ob sich die Organisationsformen 
der Ausbildung bewähren. 

Dieses Forschungsprojekt dient zu­
gleich der Umsetzung der neuen 
Ausbildungsordnung in die Praxis. 
Hierzu gehört vor allem eine um­
fassende Information der Ausbil­
dungspraxis und der Fachöffent­
lichkeit sowie die Beratung von Ein-
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zelpersonen (u. a. wurden bereits 
über 2 000 Einzelanfragen beant­
wortet). 

Beschreibung 
der Vorgehensweise: 
Anhand von Fragebogenaktionen 
und Interviews werden Auszubil­
dende und Ausbildungsbetriebe 
zur Ausbildungssituation befragt. 
Die Fragebogenaktionen sind 'Ib­
talerhebungen, werden schriftlich 
vorgenommen und finden alle zwei 
Jahre statt. Neben in der Ausbil­
dung befindlichen Jugendlichen al­
ler drei Ausbildungsjahre und Aus­
bildern sollen 1989 auch erstmals 
bereits "fertige" Ver- und Entsor­
ger/-innen befragt werden, um 
rückwirkend die Erfahrungen in 
der Ausbildung zu berücksichtigen 
und um Informationen über erste 
Berufserfahrungen zu erhalten. 

Im Rahmen des Projektes werden 
auch regelmäßig Informationsver -
anstaltungen mit den zuständigen 
Stellen durchgeführt, um vor allem 
auch Probleme der Prüfungs- und 
Durchführungspraxis aus deren 
Sicht zu erfahren und praxisnahe 
Vorschläge und Hilfen für die lö­
sung auftretender Probleme zu ent­
wickeln. Darüber hinaus finden re­
gelmäßige Kontakte mit den tech­
nisch-wissenschaftlichen Vereini­
gungen (z. B. im Rahmen von Tagun­
gen und Aussprachen) statt, die für 
die Einführung des neuen Ausbil­
dungsberufes eine wesentliche 
Rolle, vor allem als Multiplikatoren, 
spielen. 

Über die Erfahrungen der zustän­
digen Stellen, technisch-wissen­
schaftlichen Vereinigungen, über­
betrieblichen Ausbildungsstätten 
führt das Bundesinstitut für Berufs­
bildung seit Beginn des Projektes 
jährlich ein Sachverständigenge­
spräch mit Vertretern dieser Grup­
pen durch, um die weiteren Pro­
jektschritte gemeinsam zu diskutie­
ren und möglichst viel praxisnahen 
Sachverstand zu berücksichtigen. 
Das Forschungsprojekt ist eines 
der ersten Evaluationsprojekte des 
Bundesinstituts für Berufsbildung, 
in dessen Rahmen die Bewährung 
eines neuen Ausbildungsberufes 
in der Praxis überprüft wird. 
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Medien mit blauem Engel? 
Zur Konzipierung von Ausbildungsmitteln zum 
Thema Umweltschutz 

Klaus Albert, Hilde Biehler-Baudisch, Christian Buchholz 

Der zunehmenden Beachtung von Fragen des Umweltschutzes im OffenUichen Leben ent­
spricht die Forderung nach stärkerer Thematisierung von Umweltbildung, nicht nur im all­
gemeinbildenden Bereich, sondem auch in Aus- und Weiterbildung. Hier wird versucht, die 
Konzeption von Ausbildungsmitteln zum Umweltschutz zu skizzieren. Dabei steht der Ge­
sichtspunkt im VoIdergrund, Umweltbewußtsein als integralen Bestandtei] beruflicher 
Handlun9Skompetenz berufs- und handlungsbezogen zu vennitteln. Etwas näher ausgeführt 
werden diese (Jberlegungen am Beispiel der Ausbildung im Kfz-Handwerk, wo entspre­
chend einer BIBB-Untersuchung 1987 jeder vierte Betrieb Defizite in der Vennittlung von 
Qualifikationen im Bereich Umweltschutz sieht. 
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Die Autoren sind wissenschaftliche Mitarbeiter in der HauptabteilunQ S "Medienforschung" des Bun­
desinstituts für Berufsbildung, Arbeitsgebiet: EntwicklunQ yon Medien im Bereich neuer 'l'echnologien. 

Umweltschutz 
und Ausbildungsmittel 

" Entsorgung ist Chefsache" - das 
ist der Tenor eines Artikels, in dem 
im Zusammenhang mit der Frage 
nach der Vermeidung und Entsor­
gung von Abfällen zu lesen ist: 
" Der Druck der Gesetze - mehr 
als die Warnzeichen der Natur -
zwingt dazu, das Gesamtproblem 
ernst zu nehmen , . ." (Malle 1987). 
Es sei dahingestellt, ob es an den 
Warnzeichen der Natur oder an 
denen der Gesetzgeber liegt, in 
vielen Betrieben werden Fragen 
der Entsorgung oder - globaler -
des Umweltschutzes nicht mehr 
nur als Chefsache gesehen. Das In­
teresse an der Qualifizierung der 
Mitarbeiter in diesem Bereich 
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nimmt zu, Umweltschutz wird als 
Thema der Aus- und Weiterbil­
dung gesehen, und eine Betriebs­
erhebung des BIBB im Bereich In­
dustrie, Handel und Handwerk*) 
ergab, daß nahezu jeder 10. Ausbil­
dungsbetrieb Defizite in der Ver­
mittlung von Umweltqualifikationen 
sieht. 

Wenn heute ein bislang in der Aus­
bildung vernachlässigtes Thema 
an öffentlichem Interesse und da­
mit an Bedeutung gewinnt, wenn 
Defizite bei der Vermittlung als 
Probleme angesehen werden, ist 
üblicherweise eine schwunghafte 
Entwicklung von Medien und Aus­
bildungsmitteln zu verzeichnen. 
Die Sektoren Mikroelektronik und 
neue Technologien sind hier Para­
debeispiele. Was Umweltschutz an-

belangt, ist zwar für den allgemein­
bildenden Bereich eine Vielzahl 
von Materialien entwickelt worden (�iehe Bibliographien von IPN-Kiel, 
OKO-Institut, UNESCO-Verbin­
dungsstelle), professionelle Ausbil­
dungsmittel für die berufliche Bil­
dung mit dem Thema Umwelt­
schutz muß man dagegen schon su­
chen. Eine Initiative des BIBB im 
Bereich Chemie**) stellt einen An­
fang dar. 
Wie müssen nun Ausbildungsmittel 
konzipiert sein, um dem Anspruch 
zu genügen, Umweltbildung zu ver­
mitteln? 

Lernziel Umweltbewußtsein 

Umweltbildung als Qualifikations­
ziel beinhaltet auf jeden Fall die 
Entwicklung von U mweltbewußt­
sein, das in gleicher Weise den be­
ruflichen wie außerberuflichen Be­
reich umfaßt. Umweltbewußtsein 
ist selbst nicht klar definiert, son­
dern durchaus mehrdeutig und 
komplex. Hier werden folgende 
Komponenten des Umweltbewußt­
seins berücksichtigt: Umweltwis­
sen, Umwelterleben, Umgang mit 
Wertkonflikten und Handlungsbe­
zug (Winter, 1981). 

Ausbildungsmittel für Umweltbil­
dung müssen diese Komponenten 
berufsorientiert und situationsbe­
zogen berücksichtigen. Eine derart 
komplexe Zielsetzung läßt sich mit 
konventionellen Ausbildungsmit­
teIn - die meist eindimensional an­
gelegt sind - nicht erreichen. 
Vielmehr sind Konzepte zu ent­
wickeln, die situationsbezogenes, 
handlungsorientiertes Lernen er­
möglichen, das sich unmittelbar 
aus den Arbeitsanforderungen 
und den Lebens- und Berufserfah­
rungen der Jugendlichen konstitu­
iert. Die Kenntnisvermittlung nach 
einem solchen Konzept muß darauf 
abzielen, Zusammenhänge ZWl­
sehen (beruflichem) Handeln und 
Umweltproblemen bewußtzuma­
chen. Damit sollen die Auszubil-

*) Siehe BeitraQ von Degen, Ulrich, und Kloas, 
Feler-Werner, in diesem Heft, 

**) Siehe den Beitrag von Mler, Tibor, und Paul, 
Volker, in diesem Heft. 
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denden befähigt werden, ihre Be­
obachtungen und eigenen Verhal­
tensweisen zu reflektieren, um Er­
fahrungen und Probleme aus ih­
rem (Berufs-)Alltag in ueuen Zu­
sammenhängen zu sehen und in 
diesem Kontext neu zu durchden­
ken, Diese Wahrnehmungskompe­
tenz wird in der beruflichen Bil­
dung noch zu wenig berücksichtigt. 
Sie ist jedoch Voraussetzung für 
den Aufbau von Handlungskompe­
tenz. 

Ausbildungskonzepte für 
Umweltbildung 

Die Entwicklung eines Konzepts für 
Umweltbildung setzt die Klärung 
der folgenden Fragen voraus, die 
- hier allgemein angesprochen -
entsprechend dem jeweiligen Be­
rufsbereich konkretisiert werden 
müssen. 

Als erstes stellt sich die Frage, wel­
che Inhalte jeweils wichtig und wel­
che Kenntnisse zu vermitteln sind, 
wenn Umweltbildung als integraler 
Bestandteil berufsrelevanter Quali­
fikationen aufgefaßt wird. Von zen­
traler Bedeutung ist die Identifizie­
rung umweltrelevanter Kenntnisse, 
die zum Aufbau beruflicher Hand­
lungsfähigkeit beitragen. Die Inhal­
te aus dem Berufsbereich, die mit 
Ökologie zusammenhängen, sind 
in ihrer Beziehung zur Umwelt in 
der Ausbildung aufzugreifen und 
von den Auszubildenden in diesem 
Zusammenhang zu verarbeiten. 

Ferner sind methodisch-didakti­
sehe Gestaltungsprinzipien zu be­
rücksichtigen, um ein tragfähiges 
Konzept zu entwickeln. Umweltbil­
dung als Bestandteil der Berufsbil­
dung kann nicht bei der Vermitt­
lung von Kenntnissen stehenblei­
ben. Kenntnisse als Besitz, als An­
häufung von Wissen auf Vorrat be­
wirken noch keine Erweiterung 
der Wahmehmungs- und Hand­
lungsmöglichkeiten (Weilnböck 
1984). Wichtig ist die situationsbe­
zogene Aufbereitung der Inhalte, 
d. h., die methodisch-didaktische 
Konzeption muß so angelegt sein, 
daß die Kenntnisse handlungsbe-
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zogen vermittelt und unmittelbar 
angewendet werden. Die Anwen­
dung muß dabei nicht unbedingt 
an praktisches Tun gebunden sein, 
sondern kann auch in aktivem Ver­
arbeiten (z. B. in Diskussionen) be­
stehen. Situationsbezogenes Ler­
nen beinhaltet auch die Einbezie­
hung der Berufs- und Alltagserfah­
rungen der Auszubildenden. 

Ein konsequenter Bezug zu Um­
weltproblemen, der den systema­
tischen Aufbau von Umweltbewußt­
sein in den Ausbildungs- und Lern­
prozeß integriert. setzt ferner eine 
Erweiterung des Qualifikationsbe­
griffs voraus. Die berufliche Bil­
dung stellt heute immer noch vor­
wiegend auf die Vermittlung fachli­
cher Qualifikationen ab. Dane­
ben spielen in der Ausbildung 
fachübergreifende Qualifikations­
aspekte eine Rolle, wie Zielstrebig­
keit, Sorgfalt, Genauigkeit, rationel­
les Arbeiten u. a. (Klein 1986). In 
letzter Zeit wurde der Qualifika­
tionsbegriff erweitert um Qualifika­
tionen aus dem planerisch-organi­
satorischen und dem sozialen Be­
reich, wie Flexibilität, Koopera­
tions- und Kommunikationsfähig­
keit, Fähigkeit zu abstraktem Den­
ken u. a. m. (Laur-Ernst 1987). Die 
Integration von Umweltbildung in 
die Ausbildung bedingt auch Ziel­
qualifikationen, die sich an ethi­
schen Kategorien orientieren und 
deren Dimensionen und Vermitt­
lungsmöglichkeiten im einzelnen 
zu klären sind. 

Letztlich ist auch die Frage zu klä­
ren, wie Umweltbildung systema­
tisch in die betriebliche Ausbil­
dung integriert werden kann. Hier 
ist mit einer Reihe von Schwierig­
keiten (z. B. Qualifikationsdefizite 
der Ausbilder/-innen, Ökonomie­
Ökologiekonfiikt, bestimmte Aus­
bildungsformen) zu rechnen. Bei 
der Entwicklung eines Konzepts 
sind die besonderen Bedingungen 
der jeweiligen Ausbildung (z. B. in­
dustrielle oder handwerkliche 
Ausbildung) zu berücksichtigen, 
um Umweltbildung systematisch in 
situatives Lernen einzubeziehen. 
Die Systematik liegt dabei in einer 
ständig latenten Präsenz der Um­
weltthematik und dem konsequen-
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ten Realisieren situativen Lernens 
mit dieser Thematik durch Ausbil­
der/-innen. 

Beispiel Kfz-Handwerk 

Diese Aspekte sollen am Beispiel 
der Ausbildung im Kfz-Handwerk 
diskutiert werden, um die Richtung 
der Ausführungen anzudeuten. Die 
Bestrebungen, durch den Indivi­
dualverkehr verursachte Umwelt­
schäden zu reduzieren und die zu­
nehmenden Forderungen nach 
Energieeinsparung haben zu einer 
erheblichen Zunahme der Elektro­
nik im Auto (z. B. Schubabschal­
tung, Kennlinienfeldsteuerung, Ka­
talysator) geführt. Eine Reihe kon­
struktiver Maßnahmen am Kfz, die 
auf konventioneller Technik beru­
hen, dient ebenfalls dem Umwelt­
schutz. Ihren Zweck können diese 
Techniken nur bei fachgerechter 
Handhabung bei der Wartung und 
Instandsetzung erfüllen. Hier ist 
das Handwerk gefordert, und die 
Aus- und Weiterbildung muß in 
diesem Bereich Versäumtes nach­
holen (Haack 1987). 

Die in der Umweltbildung im Kfz­
Bereich anzustrebenden Kenntnis­
se, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
zielen auf drei Bereiche: 
- Das Auto als funktionalen Ge­

genstand: Die Auszubildenden 
müssen seine technische Funk­
tionsweise so weit begreifen, 
daß sie in der Lage sind, die 
dem Umweltschutz dienenden 
Funktionen zu erkennen und als 
solche zu handhaben. 

- Das Werkstattgeschehen als ein 
umweltrelevantes Handlungs­
feld ("gegenständliche Um­
welt"): besonders augenschein­
liche Aspekte sind hier der Um­
gang mit den berufstypischen 
Materialien (z. B. Altöl, Brems­
flüssigkeit, Säuren, Lösungs­
und Reinigungsmittel, Lacke, 
Blei, Kupfer, Kunststoffe usw.), 
die Handhabung der Schutz­
maßnahmen in der Werkstatt 
(z. B. der Absaugeinrichtungen 
für Abgase und Dämpfe) und 
von Materialrecycling (z. B. alte 
Batterien, Reifen usw.) und die 
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Abfallbeseitigung. Der Haupt­
aspekt ist natürlich die fachge­
rechte und umweltschonende 
Wartung und Instandsetzung 
des Autos. 

- Den Umgang mit Kunden, Kolle­
gen und Vorgesetzten als sozia­
les Handlungsfeld: die umwelt­
bewußte Beratung der Kunden, 
das Durchstehen von Konflikten 
und sachlich begründetes Argu­
mentieren sind nur einige 
Aspekte, die im Zusammenhang 
mit Umweltbildung gefördert 
werden müssen. 

Inhalte der Umweltbildung 
im Kfz-Handwerk 

Welche Inhalte sind in der Kfz­
Handwerksausbildung zu vermit­
teln, wenn Umweltbildung als inte­
graler Bestandteil berufsrelevanter 
Qualifikationen aufgeiaßt wird? 

Die inhaltliche Frage allein auf die 
Kenntnisse des ökologischen Sy­
stems und seiner Zusammenhänge 
zu beschränken, wäre sicher zu 
kurz gefaßt. Ebenso unzureichend 
wäre es, nur solche Inhalte der Kfz­
Technik auszuwählen, die umwelt­
relevante Merkmale von Kraftfahr­
zeugen betreffen, wie z. B. die Be­
reiche konventioneller und neuer 
Technologien, die dazu dienen, 
durch den Individualverkehr be­
dingte Umweltschäden und Ener­
gieverschwendung zu reduzieren. 

Es geht vielmehr um die IdentifIzie­
rung der Kenntnisse und Fertigkei­
ten aus den Bereichen Ökologie 
und Kfz-Technik, die voneinander 
abhängen und sich gegenseitig be­
einflussen. Sie sind in ihrer wech­
selseitigen Beziehung in der Aus­
bildung zu verarbeiten. 

Dazu müssen die Dimensionen ei­
ner solchen Qualifizierung (ange­
strebte Komponenten von Wahr­
nehmungs- und Handlungskompe­
tenz) näher untersucht und Vor­
schläge entwickelt werden, wie 
man sie partiell in das Ausbil­
dungsgeschehen einbinden kann. 
Gerade die Ausbildung im Kfz­
Handwerk gestattet die hierzu er-
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forderliche vielseitige Betrachtung 
und damit die Differenzierung der 
einzelnen Qualifizierungsaspekte: 
- Umweltbildung kann - wie be-

reits erwähnt - festgemacht 
werden an dem funktionalen 
Gegenstand Auto bzw. an dem 
gegenständlichen und sozialen 
Handlungsfeld. 

- Umweltfreundliches betriebli­
ches Handeln in der Kfz-Werk­
statt kann in vielen Fällen prinzi­
piell auch in den privaten Le­
bensbereich übertragen wer­
den (im Gegensatz zu vielen In­
dustrieberufen). Der häufig an­
zutreffende Widerspruch zwi­
schen dem Umweltverhalten im 
Betrieb und im privaten Bereich 
kann hier im Qualifizierungspro­
zeß im Sinne eines durchgängi­
gen Verhaltens aufgegriffen 
werden. 

- Das Verständnis von Technik 
wird heute zunehmend von den 
Aspekten ihrer Umweltverträg­
lichkeit geprägt. Die Kfz-Technik 
berührt einen großen Teil die­
ser Aspekte und gestattet, sie 
auch als ein mögliches Instru­
mentarium zur aktiven Unterstüt­
zung des Umweltschutzes zu be­
greifen. 

- Das Auto ist nicht nur Fahrzeug 
und Gebrauchsgegenstand. Es 
kann auch ein affektiv besetztes 
Symbol mit verschiedenartigen 
Ausprägungen sein. Als solches 
steht es im Spannungsfeld zwi­
schen Bedürfnissen nach 18-
bensqualität (oder dem, was da­
für gehalten wird, z. B. schnelles 
Fahren) und moralisch-ethi­
schen Orientierungen. 

In der Ausbildung im Kfz-Bereich 
kann und sollte der Zusammen­
hang zwischen der Betroffenheit, 
der Informiertheit, den Konfliktlä­
sungsvorstellungen und den Kon­
sequenzen, die ein Mensch für das 
eigene Handeln zieht, hergestellt 
werden. Dieser Komplex wird als 
maßgeblich für den Handlungsbe­
zug angesehen (Kasper u. a. 1986). 

Abschließend ist zu bedenken, 
daß die Entwicklung von Umwelt­
bewußtsein bei den Auszubilden­
den im Kfz-Handwerk dazu bei­
trägt, die Gefahren und Umweltbe-

lastungen, die der Individualver­
kehr trotz aller Maßnahmen und 
Verbesserungen 1m Sinne von 
mehr Umweltverträglichkeit mit 
sich bringt, schärfer zu sehen und 
- damit verbunden - ihr eigenes 
berufliches Handeln kritischer zu 
hinterfragen. 

Spricht das gegen ein derartiges 
Ausbildungskonzept? Wir meinen 
nein. Wir schließen uns den Aus­
führungen von Beck an, der im Zu­
sammenhang mit gesteigerten U m­
weltrisiken äußert: "Wesentliches 
Gewicht gewinnt hier die Fähig­
keit, Gefahren zu antizipieren, zu 
ertragen, mit ihnen biographisch 
und politisch umzugehen . . .  In der 
Risikogesellschaft werden derart 
der Umgang mit Angst und Unsi­
cherheit biografisch und politisch 
zu einer zivilisatorischen Schlüssel­
qualifikation und die Ausbildung 
der damit angesprochenen Fähig­
keiten zu einem wesentlichen Auf­
trag der pädagogischen Institutio­
nen" (Beck 1986, S. 102). 
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Ausbildung für eine 
umweltschonende Landwirtschaft 
Zur beruflichen Qualifizierung 
intensiv und extensiv wirtschaftender Landwirte *) 

Karlheinz Fingerle 

Gemessen an der Bedrohung von Tier- und Pflanzenarten durch Bioto;rBeeinträchtigung 
und -Beseitigung reichen die bisherigen Fortsclu:itte bei der Qualifizierung des landwirt­
schaftlichen Nachwuchses auf dem Gebiete des Umweltschutzes nicht aus. Idealtypisch 
kOnnte zwischen der BerufsaUSbildungeines umweltschonenden Intensiv-Landwirts und der 
Berufsausbildung eines extensiv wirtschaftenden Landwirts als Landschaftspfleger unter­
schieden werden. An Beispielen bereits vorliegender Materialien werden einige Inhalte 
und Konsequenzen dieser Unterscheidung mit knappen Hinweisen auf andere Ausbildungs­
berufe des Berufsfeldes Agrarwirtschaft diskutiert. 

Umweltbelastungen durch 
die Landwirtschaft 

Viele heute bedrohte Teile unserer 
Landschaft sind durch jahrhunder­
telange Nutzung durch Acker- und 
Pflanzenbau und Tierhaltung ent­
standen. Unsere Naturlandschaft 
ist zugleich eine uralte Kulturland­
schaft. Die moderne Landwirt­
schaft dagegen gefährdet die 
Strukturen, die Tier- und Pflanzen­
arten und die Tier- und Pflanzenge­
sellschaften dieser Kulturland­
schaft. Mineralische Düngung, Re­
gulierung des Wasserhaushalts, 
chemischer Kulturpflanzenschutz, 
Züchtung neuer Haustier- und 
Nutzptlanzenrassen, Mechanisie­
rung, Spezialisierung, Vergröße­
rung der Schläge und Konzentra­
tion der Tierhaltung, Flurbereini­
gung und Ausweitung der Märkte 
sind Stichworte, die diese modeme 
Landwirtschaft charakterisieren. 
Von ihr können Umweltbelastun­
gen ausgehen, die langfristig die 
Grundlagen der Landwirtschaft 
selbst gefährden, aber auch viel­
diskutierte externe Wirkungen der 
Agrarwirtschaft sind. 

Die Landwirtschaft ist Umweltbela­
stungen ausgesetzt, die die land­
wirtschaftliche Produktion gefähr-

den können (z, B. Immissionen aus 
der Industrie und aus Privathaus­
halten, Schwermetallbelastungen 
aus Klärschlämmen). So ernst die­
se Belastungen der Landwirtschaft 
zu nehmen sind, soll im folgenden 
doch unsere Aufmerksamkeit auf 
die Belastungen durch die Land­
wirtschaft gerichtet werden, weil 
eine gegenseitige Aufrechnung für 
die Frage nach der Qualifizierung 
für eine umweltschonende Land­
wirtschaft nicht angebracht ist. 

Der Rat von Sachverständigen für 
Umweltfragen hat in seinem Son­
dergutachten " Umweltprobleme 
der Landwirtschaft" vom März 
1985 (SRU 1985) deutlich herausge­
arbeitet, daß intensiv wirtschaften­
de Betriebe, die Umweltschutz in 
dem Sinne betreiben, daß sie auf 
die Erhaltung der Bodenfruchtbar -
keit achten und die Produktqualität 
sichern, hinsichtlich der Einhal­
tung anderer Umweltschutzziele 
gegenwärtig ebensowenig Vertrau­
en verdienen wie ein umweltbela­
stender Industriebetrieb (SRU 
1985, Tz. 1190). Der Rat hat die von 
der Landwirtschaft ausgehenden 
Umweltbelastungen nach Gefähr­
dungsstufen bewertet (SRU 1985, 
Tz. 1163-1175). Die stärkste Gefähr­
dung geht von der "Beeinträchti­
gung, Verkleinerung, Zersplitte-

*) Weibliche und männliche Formen der Berufsbezeichnungen habe ich jeweils der OriQinalvsröffent­
liehung der Verordnungen über die Berufsausbildung im Bundesgesetzblatt entnommen. Es gilt selbst­
verstandlich, daß jeweil� beide Geschlechter gemeint sind, Die bibliographischen Daten zu den im 
Taxt zitierten Verordnungen über die Berufsausbildung (Ausbildunqsberufsbild, Ausbildungsrahmen­
plan) sind im Verzeichnis der anerkanntsn Ausbildungsberufe zu tinden (Bundesinstitut für Berufsbil­
dung, 1981) 
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rung und Beseitigung naturnaher 
Biotope und Landschaftsbestand­
teile des von der Landwirtschaft 
geprägten Raumes" aus. Hier liegt 
die Hauptursache für die Bedro­
hung von Tier- und Pflanzenarten 
(SRU 1986, Tz. 1164). 

Qualifikationen 
des landwirtschaftlichen 
Berufsnachwuchses 

Seit einigen Jahren wird versucht, 
Umweltthemen in der landwirt­
schaftlichen Berufsausbildung ver­
stärkt zu berücksichtigen. Dadurch 
sollen Voraussetzungen für eine 
weniger umweltgefährdende Land­
wirtschaft geschaffen werden. So 
finden wir zum Beispiel im Agrar­
bericht 1985 der Bundesregierung 
die folgende Aussage: 
" In allen Stufen der landwirtschaft­
lichen Berufsbildung wurde die 
Vermittlung von Lerninhalten über 
Umweltschutz, Ökologie, Tier­
schutz und Produktion gesundheit­
lich unbedenklicher Nahrungsmit­
tel verstärkt. Im allgemeinen wer­
den diese Themen in die bestehen­
den natmwissenschaftlichen Fä­
cher oder die Fächer der Produk­
tionstechnik integriert. Ziel der Un­
terweisung und des Unterrichts ist 
es, die Aufgeschlossenheit gegen­
über Problemen der Umweltge­
fährdung zu fördern und die künfti­
gen Betriebsleiter sowie Fachkräf­
te zu entsprechendem Handeln zu 
befähigen" (Agrarbericht 1985, Tz. 
278). 
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Vielleicht kann man die folgende 
Mitteilung aus dem Agrarbericht 
1988 schon als Erfolg dieser Bemü­
hungen interpretieren : 
"Die Qualifikation des landwirt­
schaftlichen Berufsnachwuchses 
auf dem Gebiete des Umweltschut­
zes und die Bereitschaft zum um­
weltgerechten Handeln in der 
Pflanzenproduktion wurden in ei­
nem Forschungsvorhaben unter­
sucht. Wie Befragungsergebnisse 
zeigen, ist sich der Berufsnach­
wuchs der möglichen Umweltge­
fährdung durch eine nichtord­
nungsgemäße Agrarproduktion 
bewußt. Der junge Landwirt besitzt 
in der Regel gute Kenntnisse über 
sachgerechte Bodenpflege und 
Düngung sowie über umweltscho­
nenden Pflanzenschutz" (Agrarbe­
richt 1988, Tz. 271). 

Gegenüber solchen zusammenfas­
senden Bewertungen ist Skepsis an­
gebracht, weil die Prioritäten hin­
sichtlich der Gefährdungen anders 
gesetzt werden als durch den Rat 
von Sachverständigen für Umwelt­
fragen, Der zentrale Konflikt zwi­
schen dem Biotop- und Artenschutz 
und einer an Erhaltung der Boden­
fruchtbarkeit interessierten Land­
wirtschaft darf nicht unterschlagen 
oder harmonisiert werden (vgl. ne­
ben der oben zitierten Bemerkung 
des SRU 1985, Tz. 1190, auch: Ham­
picke 1988). Zur LöSlUlg des Kon­
flikts könnte neben einer "konse­
quenten räumlichen Strukturienmg 
der Landschaft in Regionen unter­
schiedlicher Intensität" (Hampicke 
1988, S. 57) auch eine Neuordnung 
der landwirtschaftlichen Berufsaus­
bildung beitragen, die idealtypisch 
zwischen dem Bildungsgang des 
umweltschanenden Intensiv-Land­
wirts und dem BildlUlgsgang des 
extensiv wirtschaftenden Landwirts 
als Landschaftspfleger lUlterschei­
den könnte. 

Intensiv-Landwirt 
oder Landschaftspfleger 

Bei der Ausrichtung der landwirt­
schaftlichen Berufsausbildung auf 
eine Intensiv-Landwirtschaft wird 
vorausgesetzt, daß es in der Land-
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wirtschaft der Bundesrepublik 
Deutschland zwar einen Extensi­
vierungsspielraum gibt, daß aber 
weiterhin in großem Umfang Land­
wirtschaft mit einem relativ hohen 
Intensitätsgrad betrieben werden 
muß, weil der Extensivierungs­
spielraum für die Ziele des Arten­
und Biotopschutzes genutzt werden 
sollte, für die der andere Idealtyp 
des extensiv wirtschaftenden 
Landwirts beruflich qualifiziert 
werden muß (vgl. zum Spielraum 
der Extensivierung: Hampicke 
1988 mit weiteren Literaturanga­
ben). Gleichwohl sind viele der von 
der gegenwärtigen Intensiv-Land­
wirtschaft ausgehenden Umwelt­
belastungen auch weiterhin nicht 
zu tolerieren. Durch Aus- und Wei­
terbildung muß für diese Form der 
Landwirtschaft die Voraussetzung 
geschaffen werden, daß mit einem 
möglichst geringen Maß an Um­
weltbelastungen gewirtschaftet 
werden kann. Inhalt der Ausbil­
dung auf allen Stufen - mehr oder 
weniger didaktisch reduziert -
müßten "Regeln umweltschonen­
der Landbewirtschaftung' 

, 
sein 

(vgl. SRU 1985, Tz. 1190 und Tz. 
1366 ff.). Der Rat von Sachverständi­

gen für Umweltfragen diskutiert 
ein solches Regelwerk unter dem 
rechtlichen Gesichtspunkt der Be­
treiberpflichten. Berufspädago­
gisch interessant ist dagegen, wel­
che Kenntnisse und Fertigkeiten in 
Betrieb und Schule vermittelt wer­
den müssen, um solche Regeln um­
weltschonender Landbewirtschaf­
tung kompetent anwenden zu kön­
nen. Die Stichworte, die der Rat für 
ein noch zu erarbeitendes Regel­
werk gibt, können auch für die Aus­
legung des Ausbildungsrahmen­
plans und für die Rahmenlehrplä­
ne für die Berufsschule wegwei­
send sein (vgl. SRU 1985, Tz. 1368). 

Da heute schon für die umwelt­
schonende Landbewirtschaftung 
von morgen die Grundlagen in der 
Berufsausbildung gelegt werden 
müssen, sollten vorhandene Mate­
rialien genutzt werden, um die 
Themen Ökologie und Umwelt­
schutz in der landwirtschaftlichen 
Berufsausbildung zu behandeln. 
Hier sind zum Beispiel die im Auf­
trag der UNESCO-Verbindungs-

stelle für UmwelterziehlUlg im Um­
weltbundesamt von der Agrarso­
zialen Gesellschaft e. v., Göttingen, 
erarbeitete 

" Lehrerhandreichung 
zum Thema Ökologie und Umwelt­
schutz für das Berufsfeld Agrar­
wirtschaft im Berufsgrundbildungs­
jahr" (UNESCO-Verbindungsstelle 
1986) und die in Rheinland-Pfalz für 
landwirtschaftliche Lehr- und Bera­
tungskräfte erstellten Handrei­
chungen "Ernährung, Pflege und 
Schutz von Kulturpflanzen" (AID 
1985) und "Integrierter Pflanzen­
bau: Grundlagen - Einflußgrößen 
- Ziele" (AID 1987) zu nennen. Das 
regelmäßig erweiterte und aktuali­
sierte Schriftenangebot des 
Auswertungs- und Informations­
dienstes für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten (AID) enthält 
u. a. die folgenden Schriften, die 
auch für die Hand von Auszubil­
denden geeignet sind: "Umwelt­
schutz - Was kann der Landwirt 
tun?" (Overmann 1987), "Tierpro­
duktion umweltfreundlich" (AID 
1980) und "Umweltschutz geht alle 
an. Was kann die Landwirtschaft 
tun?" (Henke 1983). Für die Weiter­
bildung der Landwirte existieren 
schon seit einigen Jahren interes­
sante Angebote in den Landwirt­
schaftsschulen und Höheren Land­
bauschulen (vgl. zum Beispiel: 
Landwirtschaftskammer Rheinland 
1980 und 1982). Der enge Zusam­

menhang mit der landwirtschaftli­
chen Berahmg kann hier nicht dis­
kutiert werden (vgl. Bruckmeier 
1987). Auch wäre die Aufmerksam­
keit auf das umweltrelevante Ver­
halten von an der Ausbildung be­
teiligten Vollerwerbslandwirten zu 
richten. Die einschlägigen Unter­
suchungen, die allerdings das The­
ma Ausbildung nur nebenbei an­
sprechen, können Hinweise zur 
Verbesserung der Situation geben 
(vgl. z. B. Hülsen 1982; Haris 1987; 
Haris 1988). Die Förderungsmaß­
nahmen können bei , ,vorhandenen 
Bemühungen der Landwirte, um­
weltschonend zu wirtschaften, an­
knüpfen" (Haris 1987, S. 77). Aller­
dings wird es schwierig sein, über 
diese konkreten Ansatzpunkte hin­
ausgehend, die mit den wirtschaft­
lichen Interessen der Landwirte 
kompatibel sind, allgemeine Ein­
sichten über das tatsächliche Aus-
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maß der Umweltgefährdung durch 
die Landwirtschaft zu vermitteln. 

In Bayern wurde kürzlich eine 
" Handreichung zum Thema Natur­
schutz und Landschaftspflege für 
den Unterricht an beruflichen 
Schulen in der Agrarwirtschaft" 
veröffentlicht (Staatsinstitut 1987). 
Diese enthält Sachinformationen 
und Hinweise zur Umsetzung im 
praktischen und theoretischen Un­
terricht in einer nicht nur für die 
Schule, sondern auch für die Bera­
tung und den amtlichen und ehren­
amtlichen Naturschutz verständli­
chen Weise. Die Handreichung 
enthält auch Anregungen, wie 
Schüler aus landwirtschaftlichen 
Intensivgebieten motiviert werden 
können: z. B. durch den Hinweis auf 
die ökonomischen Vorteile von 
Hecken und Feldgehölzen (Staats­
institut 1987, S. 7). Wir finden auch 
einen Hinweis, der unsere Auf­
merksamkeit auf den zweiten Ide­
altyp, den extensiv wirtschaften­
den Landwirt als Landschaftspfle­
ger, lenkt: 
"Durch die Vorstellung verschie­
dener Umwelt-Programme sollen 
die Schüler die Chance erkennen, 
daß sich ein Landwirt durch Land­
schaftspflege auch ein Einkommen 
sichern kann, das ansonsten wie­
der von den großen Firmen über­
nommen wird. Es ist von großer Be­
deutung, auf eine Verknüpfung von 
Landwirtschaft und Landschafts­
pflege hinzuarbeiten und dadurch 
die Verbundenheit mit der Land­
schaft zu stärken" (Staatsinstitut 
1987, S. 1). 

Die Frage, ob Landwirte als Land­
schaftspfleger arbeiten können 
und sollen, beschäftigt seit einiger 
Zeit nicht nur die Vertreter des Na­
turschutzes und der Landwirt­
schaft, sondern findet auch die Auf­
merksamkeit der Medien (vgl. Bör­
nicke 1988). 
Soll also eine Aufgabe, die im Aus­
bildungsrahmenplan für die Be­
rufsausbildung zum Landwirt im 
Jahre 1972 unter der Position "Um­
weltschutz" noch marginal war, 
zum wichtigen oder sogar zentra­
len Inhalt landwirtschaftlicher Er­
werbstätigkeit eines Betriebes 
oder aller Betriebe einer ganzen 
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Region werden? Berufspädag0-
gisch lenkt diese Frage die Auf­
merksamkeit auf das Konzept der 
zukünftigen Berufsrolle der Auszu­
bildenden und auf die zu erwer­
benden Normen und Regeln pro­
fessionellen Handeins. Ein Land­
wirt, der sich unter dem Ziel der 
Ernährungssicherung der Bevölke­
rung mit den Zielen des integrier­
ten Pflanzenbaus, der nachhaltigen 
Sicherung der Bodenfruchtbarkeit 
oder sogar mit den Zielen einer 
Richtung des alternativen Land­
baus identifiziert, wird vielleicht 
wichtige Beiträge zum Umwelt­
schutz leisten, aber in den meisten 
Fällen weiter zur Gefährdung und 
zum Aussterben der gegenwärtig 
besonders bedrohten Tier- und 
Pflanzenarten beitragen. Selbst die 
Formen des alternativen Landbaus 
haben nämlich inzwischen einen 
hohen Intensitätsgrad der Bewirt­
schaftung erreicht und sind eben­
sowenig an Extremstandorten 
(trocken, feucht, nährstoffarm) in­
teressiert wie der konventionelle 
Landbau, so daß auch durch diese 
Formen alternativen Landbaus die 
besonders gefährdeten Tier- und 
Pflanzenarten in der Agrarland­
schaft nicht geschützt werden kön­
nen (Hampicke 1987, S. 13f. vgl. 
auch: Fingerle 1982, S. 100). Anders 
ist die Situation für Landwirte, die 
sich zum Beispiel in Bayern am 
Wiesenbrüterprogramm, an der 
Erhaltung von Feuchtflächen, am 
Landschaftspflegeprogramm, am 
Acker- und Wiesenstreifenpro­
gramm oder an direken Arten­
schutzprogrammen gegen Vergü­
tung der entsprechenden Leistun­
gen beteiligen (vgl. Staatsinstitut 
1987, S. 172). Ähnlich ist die Situa­
tion für Landwirte in Nordrhein­
Westfalen, die im Rahmen des 
Schutzprogramms für Ackerwild­
kräuter, des Feuchtwiesenpro­
gramms oder des Mittelgebirgs­
programms Bewirtschaftungsaufla­
gen akzeptieren (Landwirtschafts­
kammer Rheinland 1987, S. 13). Die­
se Landwirte müssen auf Hand­
lungsweisen verzichten, die sonst 
im Rahmen einer ordnungsgemä­
ßen Landwirtschaft nicht nur zuläs­
sig, sondern auch geboten sind 
(vgl. Seholz 1987, S. 711. ; Lorz 1985, 
S. 4l f.; Borrmann 1988, S. 80ff.). 

Konsequenzen für 
die Ordnung 
der Ausbildungsberufe 

Die vorstehenden Überlegungen 
setzen voraus, daß es wirtschaftlich 
und sachlich erwünscht ist, Land­
wirte als Personal für den Arten­
schutz tätig werden zu lassen -
selbständige Landwirte zum Bei­
spiel in der Form des Vertragsna­
turschutzes. "Eine artenschutzge­
rechte Landwirtschaft ist nur mög­
lich aufgrund direkter Zahlungen 
an die Landwirte für ökologische 
Leistungen" (Hampicke 1988, S. 70). 
Ordnungspolitisch - im Blick auf 
die staatliche Anerkennung und 
Neuordnung von Ausbildungsbe­
rufen - müssen Gemeinsamkeiten 
und Abgrenzungen zu anderen 
Ausbildungsberufen des Berufsfel­
des Agrarwirtschaft thematisiert 
werden. In den Ausbildungsrah­
menplänen für die Berufsausbil­
dung zum Forstwirt und die Berufs­
ausbildung zum Revierjäger / zur 
Revierjägerin werden nicht nur 
"Kenntnisse der Landschaftspfle­
ge" verlangt, sondern auch kon­
krete Fertigkeiten in diesem Be­
reich (zu der Position " Naturschutz, 
Landschaftspflege und Umwelt­
schutz" des Ausbildungsberufsbil­
des Revierjäger/Revierjägerin 
und zu der Position "Landbau- und 
Landschaftspflegearbeiten, Her­
stellen und Instandsetzen von Erho­

' lungseinrichtungen" des Ausbil­
dungsberufsbildes des Forstwir­
tes). Auch im Gartenbau gibt es 
Versuche, die besonderen Fertig­
keiten und Kenntnisse, die für den 
Bereich Garten- und Landschafts­
bau verlangt werden, so zu inter­
pretieren, daß gegenüber zum Bei­
spiel Grünanlagen- und Sportstät­
tenbau und -pflege und dem Repa­
rieren von Landschaftseingriffen 
Kenntnisse und Fertigkeiten für 
den Naturschutz eine stärkere Be­
deutung erlangen (vgl. zum Bei­
spiel Berufsförderungswerk 1988). 
Vor einer Neuordnung der Ausbil­
dungsberufe im Berufsfeld Agrar­
wirtschaft ist die Frage zu diskutie­
ren, ob gemeinsame Ausbildungs­
curricula für die verschiedenen 
Ausbildungsberufe des Berufsfel-
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des Agrarwirtschaft für diesen 
Aspekt zu entwickeln sind. In diese 
Überlegungen wären auf jeden 
Fall die Ausbildungsberufe Tier­
wirt Cz. B. Erhaltung von Magerra­
sen durch Beweidung), Winzer 
CZ. B. Erhaltung der Weinbergsflo­
ra) und Fischwirt (z. B. Erhaltung 
naturnaher Bäche und Weiher) ein­
zubeziehen, Die oben bereits ge­
nannte Handreichung des Staatsin­
stituts für Schulpädagogik und Bil­
dungsforschung (Staatsinstitut 1987) 
gibt dafür zunächst für die berufli­
chen Schulen vielfältige Anregun­
gen, die durch einschlägige Ange­
bote in den Ausbildungsbetrieben 
bzw. üherbetrieblichen Ausbil­
dungseinrichtungen ergänzt wer­
den müßten. 
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Hinweis der Redaktion 

Entwicklung 'VOD 
Ma�n zum. UmweU:- 1I1\d Naturschutz 
in der �  
Die Ermittlung und Umsetzung von LemZle­
len zum Umwelt- und Naturschum in der 
landwirtschaftlichen Berufsausbildung ist 
Gegenstand einer vom Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(BML) in Auftrag gegebenen empirischen 
Untersuchung. Die Ergebnisse dieser Un­
tersuchung wurden in der Schriftenreihe 
des BML, Heft 369, Jahrg, 1988, unter dem 
Titel "Umweltkenntnisse und -bewußtsein 
bei Junglandwirten" von Ursula Wenting­
mann, veröffentlicht. Aufbauend auf diesen 
Ergebnissen fördert der BML ein Modell­
vorhaben zum Thema "Erarbeitung eines 
methodisch-didaktischen Konzeptes zur Be­
rücksichtigung des Umweltschutzes in der 
betrieblichen Ausbildung'; Dieses Modell­
vorhaben, das von der Landwirtschaftskam­

mer Hannover federführend durchgeführt 
wird, hat zum Ziel, Wege und Möglichkeiten 
umweltgerechten Handeins in landwirt­
schaftlichen Betrieben a ulZuzeigen, zu er­

proben und einzuüben. Dafür sollen vor al­

lem die Lernziele und -inhalte für den Um­
weltschutz und die Landschaftspflege in der 
Berufsausbildung zusammengestellt und 
Materialien für die Umsetzung erstellt wer­
den. Mit dem Abschluß des Modellvorha­
bens wird Ende 1990 zu rechnen sein. 

Auch das Bundesinstitut für Berufsbildung 
hat im Rahmen eines Fbrschungsprojektes 
einen Schwerpunkt Umweltschutz in der 
Agrarwirtschaft vorgesehen. Hierbei sollen 
insbesondere bestehende Ausbildungsre­
gelungen überprüft und ggf neue Aufga­
bengebiete und Tätigkeits/elder im Umwelt" 

schutz und in der Landschaftspflege be­
schrieben werden, Darüber hinaus wird ge­
genwärtig eine Untersuchung der Qualifika­
tionsanforderungen für die Berufsausbil­
dung im Gartenbau mit einem besonderen 
Schwerpunkt Umweltschutz durchgefiihrt. 
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Umweltorientierte berufliche Qualif'lZierung 
im Entwicklungszentrum Dortmund 
Problemstellungen, Konzept und Erfahrungen einer Fortbildungsmaß­
nahme für arbeitslose Bauhandwerker 

tungskompetenz und der Fähigkeit 
zur praktischen Umsetzung gefragt 
ist. 

Problemstellung 
Ulla Greiwe, }ürgen Peschel im Bauhandwerk 

Es wird über eine vom Entwlcklungszentrum Dortmund (EWZ) initiierte und durchgefiihIte 
und von der Bundesanstalt für Arbeit finanzierte lOmonatige Fortbildungsmaßnahme berich­
tet, Das Projekt "UmweItschonendes Bauen" wurde für arbeitslose Bauhandwerker mit ab­
geschlossener BerufsaUBbildung konzipiert und in Zusammenarbeit mit der Baugewerbe­
Innung durchgeführt, Positive Erfahrungen aus dieser Pilotmaßnahme liegen vor, sie bestäti­
gen den Ansatz von praxisorientiertem und berufsintegriertem Umweltwissen. 

Ulla Greiwe 
Diplom-Ingenieurin der FachrichtunO' Raumpla­
nunq, wissenschaftliche Mitarbeiterin im Institut 
für Raumplanunq der Universität Dortmund 

Umweltwissen und Umwelt­
beralungskompetenzen 
als Thema der beruflichen 
Bildung 

Erhöhtes Umweltbewußtsein, ver­
änderte gesellschaftliche Rahmen­
bedingungen, neue (technische) 
Entwicklungen und schärfere Ge­
setze und Verordnungen zum Um­
weltschutz erfordern neue berufli­
che Kenntnisse. I) Der gesellschaft­
liche Bedarf an beruflichem Um­
weltwissen und Umweltberatungs­
kompetenzen ist unbestritten. Von 
daher besteht auch hinsichtlich 
der Bedeutung des Umweltschut­
zes für die berufliche Bildung weit-

BWP lI89 

Jürgen Feschel 
Erziehungswissenschaltler, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter im Entwic1:1unqszentrum Dortmund, 
im Arbeitsbereich "Qualifizierung" verantwortlich 
für die Konzeptionierung, KoorcUnation und ÜIQa­
nisation von Quali1i.zierunqsproje1:ten 

gehend Konsens. Hierdurch ge­
prägt sind (zunehmend) auch Ver­
änderungen in Ausbildungs- und 
ShldiengäIlgen, von Weiterbildungs­
und QualifIzierungsangeboten, die 
in Einzelfällen bereits zum Entste­
hen neuer Berufe im Umweltschutz 
beigetragen haben. 2) 

Das EWZ hat sich die Integration 
von Kenntnissen und Fertigkeiten 
im Umweltschutz und in der U m­
weltberatung in die Berufsausbil­
dung und in bestehende Berufsbil­
der zu einem Arbeitsschwerpunkt 
gemacht. Dabei wird davon ausge­
gangen, daß Qualifikationen in die­
sem Bereich für nahezu alle Berufe 
relevant sind oder werden und daß 
in Zukunft die Einheit von Bera-

Die Sensibilität der Bevölkerung in 
Hinblick auf die Umweltverträg­
lichkeit von Baustoffen und �techni­
ken ist in den letzten Jahren stark 
gewachsen, die Nachfrage nach 
umweltverträglichen Baustoffen 
steigt stetig. Immer mehr Bauher­
ren wollen die Belange des Um­
weltschutzes an ihrem Bau berück­
sichtigt wissen. Auf der anderen 
Seite werden sowohl von Bauher -
ren als auch von Architekten die 
fehlenden Qualifikationen bei den 
Handwerkern beklagt und auf die 
mangelnde Bereitschaft der Betrie­
be hingewiesen, die Wünsche der 
Bauherren und Vorschläge der Ar­
chitekten umzusetzen und auf die 
veränderte Nachfrage zu reagie­
ren.3) Von daher hat die Qualifizie­
rung von Bauhandwerkern im Ar­
beitsfeld "Umweltschonendes Bau­
en" Zukunftsperspektive. 

Auf dem Hintergrund dieser über­
legungen erhielt das EWZ 1987 von 
der Bundesanstalt für Arbeit den 
Auftrag zur Durchführung einer 
zehnmonatigen Pilotmaßnahme 
"Umweltschonendes Bauen" für ar­
beitslose Bauhandwerker mit ab­
geschlossener Berufsausbildung. 

Die Fortbildung 
"Umweltschonendes Bauen" 
- Ein Praxisbericht 

Die insgesamt 15 Bauhandwerker, 
die die Fortbildung "Umweltscho­
nendes Bauen" besuchten, waren 
alle zuvor über längere Zeit hinweg 
arbeitslos, zum Teil mehrere Jahre 
lang. Die Gruppe war heterogen 
zusammengesetzt, das Alter lag 
zwischen 22 und 52 Jahren, es wa­
ren Bauschlosser, Maler, Maurer, 
Dachdecker, Parkettleger, Fliesen­
leger, Installateure und Zimmerer 
vertreten. 
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Die Ziele des Lehrgangs richteten 
sich nicht nur 
- auf den Erwerb von Fachkennt­

nissen des Umweltschutzes in 
der Bauwirtschaft und 

- auf die Vermittlung und Ein­
übung berufsbezogener prakti­
scher Fähigkeiten im Bereich 
umweltschonenden Bauens, auf 
den Erwerb fachübergreifender 
handwerklicher Fertigkeiten, 
sondern auch 

- auf die psychosoziale Stabilisie­
rung, Überwindung der Folgen 
langfristiger Arbeitslosigkeit. 

Während des Lehrgangs wurden 
praktische Projekte in folgenden 
Bereichen bearbeitet: 
- Altbausanierung, Umhau, Reno­

vierung - Modell des Umbaus 
eines industriell genutzten Ge­
bäudes; 

- Wintergärten, Glasvorbauten 
aus Holz - Modell ökologischer 
Wohnraumerweiterung und pas­
siver Energienutzung; 

- Bau und Einbau einer Solarener­
gieanlage, aktive und passive 
EnergienutzUl'lg. 

Sowohl die Planung als auch die 
Ausführung der Projekte erfolgte 
durch die gesamte Teilnehmer­
gruppe. Dabei wurden u. a. folgen­
de Inhalte vermittelt : 
- Grundlagen umweltschonenden 

Bauens, Baubiologie, allgemei­
ne Ökologie, 

- Wärme- und Schallschutz, 
Raumklima und Heizung, 

- Holz, Holzschutz, Oberflächen­
behandlung - Aufarbeiten von 
Holzteilen (Fenster, Türen, Dä­
cher, Holzbalkendecken usw.) 

- Baustoffe und Alternativen 
- Baurecht (insbesondere des 

Ökologischen Bauens) für Hand­
werker. 

In einer sechswöchigen Ausbil­
dungsphase im Ausbildungszen­
trum der Baugewerbe-Innung fand 
eine Einweisung in die Bereiche 
Mauem und Betonbau, Trocken­
baurnontage und Putze, Fliesenle­
gearbeiten und Estriche, Holzbear­
beitung und Lehmbau statt. Auf 
diese Weise wurde der Erwerb 
fachübergreifender Kenntnisse und 
Fertigkeiten gefördert. Ein zweimo-
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natiges Praktikum schloß sich an. 
Die Teilnehmer wurden während 
der Maßnahme sozialpädagogisch 
beraten und betreut. 

Das EWZ arbeitete während des 
Lehrgangs mit der IG Bau-Steine­
Erden und einigen ökologisch ar­
beitenden Betrieben zusammen. 
Mit der Baugewerbe-Innung wur­
de eine Phase gemeinsam durch­
geführt, wodurch sich Möglichkei­
ten zum Austausch und erste Pla­
nungen zu weiteren Kooperations­
projekten ergaben. 

Von den 15 Bauhandwerkern, die 
im Frühjahr 1987 in die Maßnahme 
eintraten, haben zwei bereits wäh­
rend des Verlaufes einen Arbeits­
platz gefunden; alle anderen been­
deten den Kurs vereinbarungsge­
mäß. 

Ergebnisse der Fortbildung 

Die Durchführung der Fortbildung 
"Umweltschonendes Bauen" wird 
insgesamt als erfolgreich gewertet. 
Die Vorschaltung eines Lehrgan­
ges nach § 41 a (AFG) hat sich als 
sehr sinnvoll erwiesen. Sie bietet 
1m Zusammenhang einer An­
schlußmaßnahme die Basis für ein 
begründetes Urteil der Teilnehmer 
bezüglich ihres weiteren Weges. 
Der Projektunterricht hat sich be­
währt, weil er die Chance bietet, 
daß die Teilnehmer an einem kon­
kreten Projekt oder Werkstück den 
gesamten Vorgang von der Pla­
nung bis zur Ausführung kennen­
lernen. Diese ganzheitliche Heran­
gehensweise ermöglicht den Bau­
handwerkern fachübergreifendes 
Arbeiten; dies wurde durch die 
Präsenz von Handwerkern aus vie­
len unterschiedlichen Gewerken 
noch unterstützt. Fachübergreifen­
den Kenntnissen und Fertigkeiten 
wird aufgrund der Tatsache, daß 
Restaurations-, Sanierungs- und Re­
novierungsarbeiten vielfach an die 
Stelle großer Neubauvorhaben ge­
rückt sind, großes Gewicht beige­
messen. 

Proiektunterricht bietet außerdem 
von der Methodik her ein abwechs-

lungsreiches Programm, bei dem 
Lern- und Übungsteile einander 
ergänzen. Durch die Bearbeitung 
von Projekten wurde das Gefühl 
und die Einschätzungsfähigkeit für 
die Konsequenz eigenen HandeIns 
und des HandeIns anderer am Bau 
Beteiligter gestärkt. Selbständiges 
und eigenverantwortliches Han­
deln wurde gefördert. 

Bei einer Gruppe, die zum großen 
Teil aus Berufsanfängern und aus 
langfristig Arbeitslosen (davon ei­
nige über 45 Jahre alt) bestand, wa­
ren die sozialen Prozesse beson­
ders wichtig. Das gestiegene 
Selbstwertgefühl, daß sich auch 
auf das Bewußtsein der eigenen 
handwerklichen Fertigkeiten be­
zog, hat sich in selbstbewußtem 
Auftreten ausgedrückt, ein weite­
res wichtiges Ergebnis der Maß­
nahme. Die Fortbildung hat einen 
sehr positiven Effekt auf das Sozia1-
verhalten ausgeübt. Auch nach Ab­
lauf der Maßnahme ist ein reger 
Kontakt unter den Teilnehmern und 
zum EWZ erhalten geblieben. 

Zentrales Erfolgskriterium für öf­
fentlich geförderte berufliche Fort­
bildung von Arbeitslosen sind die 
Vermittlungschancen nach dem 
Abschluß der Maßnahme. 6 Mona­
te nach Maßnahmeabschluß haben 
10 Teilnehmer eine Arbeit aufge­
nommen, einer hat eine Stelle in 
Aussicht. 

In der Mehrheit der Fälle handelt 
es sich um Tätigkeiten bei Betrie­
ben und in Projekten, die sich mit 
umweItschonendem Bauen sowie 
energie- und wassersparenden 
Techniken befassen. Zwei Teilneh­
mer haben sich für eine Umschu­
lung bzw. Fortbildung entschieden. 
Lediglich zwei Personen konnten 
bisher nicht auf einen Arbeitsplatz 
vermittelt werden, sind zur Zeit ar­
beitslos und ohne konkrete Aus­
sicht auf Arbeit oder Fortbildung. 4) 

Für die Zukunft ist vorgesehen, ein­
zelne Bausteine des Lehrgangs für 
spezielle Zielgruppen des Bauge­
werbes anzubieten und entspre­
chendes Lehr- und Lernmaterial 
für Unterricht und Beratung zu er­
arbeiten. In Vorbereitung sind des-
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halb Fortbildungsangebote zu den 
Themen 
• "Umweltschonende und ener­

giesparende Versorgungstech­
nik", 

• "Wärme-/Schallschutz", 
• "Wintergarten - Glasvorbau" 

und 
• " Holz/Holzschutz/Oberflächen­

behandlung' '. 

Verallgemeinerung der 
Erfahrungen 
und Schlußfolgerungen 

Die Erfahrungen aus der Durch­
führung der Fortbildung "Umwelt­
schonendes Bauen" sind unter 
zwei Aspekten auf ihre Generali­
sierbarkeit zu überprüfen: 
1. Liegt in der Qualifizierung von 

arbeitslosen Bauarbeitern ein 
Ansatzpunkt für die Integration 
von Umweltwissen in die berufli­
che Bildung? 

2. Ist die gezielte öffentliche Förde­
rung von Maßnahmen umweltre­
levanter beruflicher Qualifizie­
rung nach den Gesichtspunkten 
des Arbeitsmarktes zweckmä­
ßig? 

Bei der Formulierung verallge­
meinbarer Erfahrungen muß man 
nicht nur die Merkmale des Teil­
nehmerkreises, sondern auch die 
Bedingungen in der Bauwirtschaft, 
insbesondere in der Region Ruhr­
gebiet, berücksichtigen. 

Einer eher ungünstigen Beschäfti­
gungssituation und mittelfristigen 
Perspektive in der Bauwirtschaft 
steht die Befürchtung der Arbeit­
geber gegenüber, daß aufgrund 
der demografischen Entwicklung 
in den 90er Jahren Engpässe im Be­
reich der Facharbeiter im Bau­
handwerk zu erwarten seien; schon 
heute klagen Handwerksmeister 
über den Mangel an Auszubilden­
den. Vor diesem Hintergrund er­
scheint Bildung auf Vorrat in zu­
kunftsträchtigen Bereichen als un­
erläßlich. Dabei handelt es sich 
auch und vor allem um fachüber­
greifende Kenntnisse, soziale Kom­
petenzen und schließlich Kenntnis­
se im Umweltschutz. 
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Nach den Erfahrungen des EWZ 
sollten unter den geschilderten Be­
dingungen und für einen entspre­
chenden Adressatenkreis auch 
nach Abschluß von Fortbildungen 
beschäftigungsfördernde Maßnah­
men vorgesehen werden. Dadurch 
wird der Sinn von Qualifizierung 
nicht in Frage gestellt. Die mit dem 
EWZ-Konzept verknüpfte Erwar­
tung, über die Mobilisierung der 
endogenen Kräfte neue Märkte zu 
erschließen und in bestimmten 
Segmenten eine Ausweitung des 
(Arbeits-)Marktes zu erreichen, ist 
mittel- und langfristig ausgerichtet. 

Solange der (noch geringe) Ersatz­
und zusätzliche Bedarf an Arbeits­
kräften für neue Arbeitsfelder (z. B. 
ökologisches Bauen) in erster Linie 
" aus den eigenen Reihen" gedeckt 
werden kann, müssen qualifikations­
erhaltende und -erweiternde Be­
schäftigungsinitiativen das Abrut­
schen von arbeitslosen Handwer­
kern in den Bodensatz langfristiger 
Arbeitslosigkeit verhindern. 5) 

Berufliche Qualifizierung im Um­
weltschutz verläuft gegenwärtig 
(zumindest im Bauhandwerk) we­
nig organisiert, eher zufällig und 
bruchstückhaft. Als Träger treten 
häufig die Erzeuger von Baustoffen 
selbst in Erscheinung. Daneben 
dürften das Selbststudium und der 
Gang zur Verbraucherberatung 
die Regel sein. Die Qualifikations­
stufen unterhalb des Handwerks­
meisters werden davon kaum er­
faßt. Dieser Zustand ist unbefriedi­
gend und wird der Bedeutung des 
Umweltschutzes nicht gerecht. 

Umweltschutz wird in Zukunft auf 
allen Qualifikationsstufen Bestand­
teil von Aus- und Weiterbildung 
sein. Mittel- und langfristig werden 
Umweltkenntnisse Teil vieler Be­
rufsbilder werden. Von daher müs­
sen entsprechende Fortbildungs­
maßnahmen zum Angebotsreper­
toire für Arbeitslose gehören, die 
auf diese Weise ihre Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt verbessern kön­
nen. 

Die Erfahrungen aus der Pilotmaß­
nahme "Umweltschanendes Bau­
en" belegen die arbeitsmarktbezo-

gene Zweckmäßigkeit von umwelt­
orientierter beruflicher Qualifizie­
rung gerade auch für Arbeitslose. 
Sie bestätigen darüber hinaus den 
Ansatz der Integration von Umwelt­
wissen in bestehende Berufsprofi­
le. 

Anmerlrungen 
') Als Beleg hierfür ki5nnen nicht zuletzt der Be­

schluß des Hauplausschusses des Bundesinsti­
tuIB für Berufsbildun\1 vom 5. 2. 1988 sowie fol­
gende VeröffentlichuniJE'n herangeZOgen wer­
den: Paul. V.: Umweltschutz und betriebliche 
Ausbildun\1. in: Umweltrelevanter Qualifika­
tionsbedarf. Köln 1987. und Paul. V.: Die Berück­
sichtigung des Umweltschutzes in der Arbeit 
des Bundesinstituts für BerufsbildWlO. in: Um­
weltlernen in der beruflichen Bildung (Beiheft 7 
zur Zeitscluift f1ir Berufs- und Wirtschaftspäd­
agOQik) 1987. S. 8ff. 

'l Beispielsweise wurden die Aufbaustudieng!'i.n­
oe Ökologie (GHS Essen) und Umweltberatung 
(Univerffität Bielefeld) konzipiert. es Qibt Mög­
lichkeiten. sich rum/zur Umweltassisten­
ten/Umweltassistentin fortzubilden. der Ausbil­
dungsberuf rum \!er- und Entsoroer wurde neu 
oeschaffen. VOI. daru: Weichler. K.: Arbeitsfeld 
Umwelt. Reinbek b. Hamburo. 1987. und BillQw. 
G./Krause, B.: Berufsentwicklunqen im Weiter­
bildunosberelch "Energie und Umwelt" (For­
schun<;1Sprojekt 4.064 des BIBB). Berlin 1988 

"J Dies wurde erneut deutlich in der Medienver­
bund-Serie Umwelt - Handeln im Alltag. Thema 
Wohnen. die am IS. 10. 1988 im 3. Programm des 
WDR ausgestrahlt wurde. 

') An98sichts dieses recht \1Uten \!ermittlungser­
folges nach einer Pilotmaßnahme in einem neu­
en Arbeitsfeld des Baugewerbes muß jedoch 
daraufhinqewiesen werden. daß nicht in jedem 
Fall ein kausaler ZusammenhaIlQ zwischen dem 
Besuch der FortbilduUQ' und der Arbeitsaufnah­
me nachgewiesen werden kann und daß ein Teil 
der Beschaftigun<;1Sverhältnisse Arbeitsbescha!­
funosmaßnahmen sind. 

') Diese Erfahrunoen des EWZ werden jedoch 
durch die bereits vol.)zooenen und für die 9. 
AFG-Navelle geplanten Änderungen in der öf­
fentlichen Förde:ruIl\1 von Maßnahman der Fbrt­
bilduno und der ArbeitsbeschaIfun(i konterka­
riert. 
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Arbeitsmittel für den Umweltschutz -
ein Beispiel fUr die Aus- und Weiterbildung 
in naturwissenschaftlichen Berufen 

Heinz Schmidt 

Vor dem Hintergrund der besonderen Aufgabenstellung der chemischen Industrie l(tr den 
Umweltschutz wird die Entwicklung entsprechender Arbeitsmaterialien 8.1s ein Beispiel für 
die Umsetzung umweltschutzrelevanter Ausbildungsinhalte in die betriebliche Ausbildungs­
praxis beschneben. Das in Zusammenarbeit zwischen der Hoechst AG und dem BIBB erar­
beitete Konzept der Materialien "Umweltschutz - Eine Anleitung für die Aus- und Weiterbil­
dung in naturwissenschaftlichen Berufen" wird in seinem methodischen und didaktischen 
Aufbau dargestellt. 

Heim Schmidt 
Chemis-Ingenieur, Leiter des Referates Konzem­
I<.oordination, Aus- und Weiterbildung der 
Hoechst AG 

Einleitung 

Umweltschutz, umweltgerechtes 
Verhalten ist zu einer der dringlich­
sten Aufgaben unserer Zeit gewor­
den. Dies gilt insbesondere für die 
chemische Industrie. Wenn es um 
die Frage der Ursachen für die 
Umweltbelastungen geht, befindet 
sie sich mit im Mittelpunkt der öf­
fentlichen Diskussion. Auf ihre 
nützlichen und zum Teil auch le­
bensnotwendigen Produkte kann 
und will man nicht verzichten, aber 
gleichzeitig wird die Chemie heute 
für viele Probleme in nahezu allen 
Umweltbereichen verantwortlich 
gemacht. Weniger oft und oft auch 
weniger laut wird darüber gespro­
chen, wie die chemische Industrie 
mit Investitionen in Milliardenhöhe 
ihre Forschungs- und verfahrens­
technischen Kapazitäten einsetzt, 
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um bei der Herstellung ihrer Pro­
dukte 
- integrierten Umweltschutz (um­

weltfreundliche Verfahren und 
Produkte) zu entwickeln, 

- umweltfreundlichere Produk­
tionsverfahren anzuwenden, 

- mit Rohstoffen, Wasser und 
Energie sparsam umzugehen, 

- durch Wiederverwendung oder 
Weiterverwertung von Reststof­
fen Rohstoffe einzusparen und 
Umweltbelastungen zu verrin­
gern, 

- die Verunreinigungen des Bo­
dens, der Gewässer und der 
Luft so gering wie möglich zu 
halten, 

- die Belastung der Luft und der 
Gewässer durch Reinigungsan­
lagen nach dem Stand der Tech­
nik zu vermindern. 

Der entscheidende Faktor bei der 
Realisierung des Umweltschutzes 
ist der Mensch. Wie Unternehmer, 
Mitarbeiter und Verbraucher sich 
für die Ziele des Umweltschutzes 
engagieren, das entscheidet über 
Erfolg oder Mißerfolg der Bemü­
hungen, den Umweltschutz zu ei­
nem festen und selbstverständli­
chen Bestandteil unseres täglichen 
Lebens zu machen. Deshalb haben 
auch die Bemühungen der chemi­
schen Industrie, durch Aus- und 
Weiterbildung der Mitarbeiter, 
den Umweltschutzgedanken in der 
Arbeitswelt zu verankern, in den 
letzten Jahren ständig zugenom­
men. Bei der Neuordnung der 
naturwissenschaftlichen Ausbil­
dungsberufe, die am 1. August 1987 
in Kraft getreten ist, wurden die Be­
mühungen, den Umweltschutz, das 
umweltgerechte Verhalten noch 

konsequenter, noch systematischer 
zum Bestandteil betrieblicher Bil­
dungsaktivitäten zu machen, auch 
in den Ausbildungsordnungen fest­
geschrieben. Die Ausbildungsord­
nungen für Laboranten, Chemikan­
ten und Pharmakanten sehen vor, 
daß Aspekte des Umweltschutzes 
während der gesamten Ausbil­
dung zu vermitteln sind. Im Ausbil­
dungsberufsbild sind die diesbe­
züglichen Ausbildungsinhalte in 
den Abschnitten " Umweltschutz" 
und "Einsetzen von Energieträgern 
und rationelle Energienutzung' 

, 
zu­

sammengefaßt. Bei den Zielen der 
Fachbildung fmden sich immer wie­
der Hinweise, wie - in Zusammen­
hang mit den jeweiligen Inhalten -
umweltgerechtes Arbeiten und 
Verhalten gefördert werden kann. 

An die Ausbilder und Ausbilderin­
nen werden durch diese zum Teil 
neuen Ausbildungsinhalte beson­
dere Anforderungen gestellt. Es 
lag nahe, eine didaktisch-methodi­
sche Hilfestellung zu geben. Das 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
bot mit seinem Forschungsprojekt 
"Umweltschutz in der beruflichen 
Bildung" hierfür eine optimale 
Grundlage. 

In Zusammenarbeit mit dem Bun­
desinstitut hat eine Ausbildergrup­
pe der Hoechst AG ein Konzept 
"Umweltschutz - eine Anleitung 
für die Aus- und Weiterbildung in 
naturwissenschaftlichen Berufen" 
entwickelt.*) Die "Anleitung" soll 
den Ausbildern Hilfen und Hinwei­
se geben, wie die Ziele des Um­
weltschutzes in der täglichen Aus­
bildungspraxis umgesetzt werden 
können. 

Die Anleitung "Umweltschutz" ist in 
erster Linie für Ausbilder und Refe­
renten gedacht, die mit Aus- und 
Weiterbildungsaufgaben im Be­
reich der naturwissenschaftlichen 
Labor- und Produktionsberufe be­
faßt sind. 

*) Die vom Bundesarbeitgeberverband Chemie 
e. V. herausgegebene Veröffentlichung "Um­
weltschutz - Eine Anleitung für die Aus- und 
WeiterbildunQ" in naturwissenschaftlichen Beru­
fen" ist bei der Hoechst AG, Referat Schulinfor­
mation, 6330 frankfurt a. M. 80, Postfach 80 03 ZO, 
zu beziehen. 
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Die "praktische Hilfe" kann aber 
generell eingesetzt werden, wo Be­
rufsausbildung auf einer naturwis­
senschaftlichen Grundbildung auf­
bauen muß (z. B. auch bei der Aus­
bildung des Ver- und Entsorgers, 
des Physiklaboranten, des Mate­
rialprüfers). Darüber hinaus soll 
sie auch Kolleginnen und Kollegen 
anderer Bildungsbereiche anre­
gen, gleiche oder ähnliche Aktivi­
täten zu entwickeln. 

Konzept "Umweltschutz 
in der naturwissenschaft­
lichen Aus- und Weiter­
bildung" 

Das vorliegende Konzept sieht vor, 
durch Aus- und Weiterbildung der 
Mitarbeiter, vor allem aber durch 
eine bewußte Umwelterziehung je­
den einzelnen für ein umweltge­
rechtes und sicheres Arbeiten zu 
gewinnen. 

Am Anfang steht die Vermittlung 
von 
- Kenntnissen auf der Basis der 

Anforderungen der seit August 
1987 geltenden Ausbildungsrah­
menpläne und 

- Fertigkeiten zum umweltgerech­
ten Umgang mit Arbeitsstoffen 
und Energie sowie die Anwen­
dung umweltgerechter Arbeits­
verfahren. 

Um sich umweltgerecht verhalten 
zu können, bedarf es nicht nur ein­
schlägiger Kenntnisse und Fertig­
keiten. Basisqualifikationen, wie 
beispielsweise Denken in Syste­
men und Problemlösungsvermö­
gen, aber auch personale Qualifi­
kation, wie z. B. Zuverlässigkeit und 
Verantwortungsbewußtsein, müs­
sen hinzukommen. Umweltschutz in 
der Aus- und Weiterbildung be­
deutet daher in erster Linie, Erzie­
hung zu umweltgerechtem Verhal­
ten. 
Wenn der Mensch sich mit den 
Problemen des Umweltschutzes 
befaßt, sollte er sich stets bewußt 
sein, welchen Einfluß er selbst auf 
die Umwelt hat bzw. die Umwelt auf 
ihn ausübt. 
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Menschliches Leben, vor allem 
der heute von uns beanspruchte 
Lebensstandard, ist ohne Beein­
trächtigung der Umwelt nicht mög­
lich. Steigende Bevölkerungszah­
len und die steigende Nachfrage 
der Verbraucher nach immer viel­
fältigeren industriellen Produkten 
und Leistungen führen zu einer er­
höhten Umweltbelastung. Daher ist 
es Aufgabe des einzelnen, das ei­
gene Tun so auszurichten, daß für 
die Umwelt die geringst mögliche 
Belastung entsteht. Um die viel­
schichtigen und komplexen Aufga­
ben im Umweltschutz besser zu 
verstehen und sich selbst umwelt­
gerecht verhalten zu können, muß 
jeder über ökologisches Grund­
wissen verfügen. 

Im ersten Teil der Anleitung ist die­
ses ökologische Grundwissen zu­
sammengestellt. Dazu gehört auch 
eine Übersicht über die Bundes­
und Landesgesetze, die Rechtsver­
ordnungen, Verwaltungsvorschrif­
ten und Erlasse, die in der Bundes­
republik für den Bereich des Um­
weltschutzes gelten, 

Energiebedarf, Energieverwen­
dung und Energiesparmäglichkei­
ten werden angesprochen, die Pro­
bleme 
- Wasser / Abwasser 
- Luft! Abgas 
- Abfallsammlung, -verwendung 

und -entsorgung 
- Lärm/Strahlung 
ausführlich dargestellt. Von beson­
derer Bedeutung sind die für je­
den Problemkreis ausgearbeiteten 
experimentellen Beispiele. Sie sol­
len Lehrlinge und Mitarbeiter die 
Umweltproblematik strukturiert 
"erfahren" und den Umweltschutz 
als Aufgabe "begreifen" lassen, 

Angewandter Umweltschutz 
Kernstück der Anleitung ist das Ka­
pitel "Angewandter Umwelt­
schutz' '. Für diesen Teil gelten 
nachfolgend beschriebene didak­
tisch-methodische Handlungsprin� 
zipien: 
Umweltschutz ist kein eigenständi­
ges, d. h. isoliert zu vermittelndes 
Ausbildungsziel. Umweltgerechtes 
Verhalten muß integrierter Be­
standteil jeder naturwissenschaftli-

chen Arbeit sein. Die Konsequen­
zen aus diesem anwendungs- und 
handlungsorientierten Ansatz sind, 
daß 
- jede labor- und produktions­

technische Aufgabe - vor ihrer 
Erledigung - auch unter dem 
Blickwinkel des Umweltschutzes 
zu prüfen ist, 

- mit Arbeitsstoffen und Energien 
rationell umgegangen werden 
muß und umweltgerechte Ar­
beitsverfahren angewandt wer­
den, 

- anfallende Nebenprodukte wei­
terverwertet, wiederverwendet 
oder ordnungsgemäß entsorgt 
werden, 

- Abwässer und Abgase den Vor­
schriften entsprechend behan­
delt werden. 

Neben der Vermittlung einschlägi­
ger Fertigkeiten und Kenntnisse 
muß vor allem eine Erziehung zu 
umweltgerechtem Verhalten erfol­
gen, d. h., was man kann und weiß, 
soll aus Überzeugung angewandt 
und eigenverantwortlich praktiziert 
werden, sowohl im Beruf wie im 
Privatleben. Das Bemühen um die­
se Verhaltensweise beginnt mit 
dem ersten Tag der Ausbildung. 

Lehrlinge und alle Mitarbeiter soll­
ten dazu angeregt werden, umwelt­
gerechtes Verhalten als unentbehr­
lichen und selbstverständlichen 
Bestandteil ihrer täglichen Arbeit 
zu betrachten und sich entspre­
chend zu verhalten. 

"Protokoll Umweltschutz" 
und "Prozeßbetrachtung" 

Zur Integration des Umweltschut­
zes in die tägliche Arbeit wurden 
für die labor- bzw. die produktions­
technische Ausbildung zwei metho­
dische Arbeitsmittel entwickelt. 

"Protokoll Umweltschutz" 
Hier handelt es sich um ein beson­
deres Arbeitsblatt mit dem Titel 
" Protokoll Umweltschutz" .  Die 
Lehrlinge erhalten Arbeitsvor­
schriften, die keinerlei Hinweise 
zur Arbeitssicherheit und zum Um­
weltschutz enthalten. 
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Dabei ist zu beachten, daß die 
Lehrlinge am Anfang ihrer Ausbil­
dung selbstverständlich Arbeits­
vorschriften mit sehr exakten, den 
Umweltschutz (und auch die Ar­
beitssicherheit) betreffenden An­
weisungen erhalten müssen. Mit 
der Zunahme ihres beruflichen 
Könnens und Wissens und der Be­
rufserfahrung sollen sie aber im­
mer selbständiger, immer eigen­
ständiger und selbstverantwortli­
cher prüfen, planen und handeln. 

Mit Hilfe dieses Schemas sollen 
sich die Lehrlinge bei jeder Aufga­
be - und zwar vor der Durchfüh­
rung - konkret Gedanken über 
die Arbeitsschritte machen, bei de­
nen es auf Umweltschutz (und die 
Arbeitssicherheit) ankommt Ihre 
Schlußfolgerungen halten sie 
schriftlich fest, sie "protokollieren" 
sie. Die Ausbilder haben - bevor 
sie die Erledigung der gestellten 
Aufgabe freigeben - die nieder­
geschriebenen Ergebnisse und 
Überlegungen auf ihre Durchführ­
barkeit zu prüfen, ggf. zu korrigie­
ren und mit den Lehrlingen zu be­
sprechen. 

Ziel dieser Bemühungen ist, daß 
die Lehrlinge und folglich die künf­
tigen Mitarbeiter - gleich ob im 
Laboratorium oder in der Produk­
tion - den Umweltschutz und die 
Arbeitssicherheit so selbstver­
ständlich berücksichtigen, daß um­
weltgerechtes und sicheres Arbei­
ten Routine werden. Dies auch 
dann, wenn später kein formales 

"
Protokoll" mehr erstellt wird bzw. 

die Kriterien des " Protokolls" in ei­
ner anderen Fonn bei der Erledi­
gung naturwissenschaftlicher Auf­
gaben berücksichtigt werden müs­
sen. 

.,Prozeßbetrachtung" 
Für Chemikanten-Lehrlinge ist das 
Durchführen präparativer Arbei­
ten im Labormaßstab eine Vorbe­
reitung auf das Durchführen prä­
parativer Arbeiten im Betriebs­
maßstab, d. h. auf die Durchfüh­
rung produktionstechnischer Ar­
beiten. 

Die Arbeitsvorschriften für die Pro­
duktion von Chemikalien, Wirkstof-
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fen, Kunstharzen und Kunststoffen, 
Farbstoffen, Oberflächenbeschich­
tungen, Fasern etc. im großtechni­
schen Maßstab lassen dem einzel­
nen Mitarbeiter keinen Entschei­
dungsspielraum bezüglich der Art 
und der Menge der einzusetzen­
den Arbeitsstoffe, des Betreibens 
der Anlage und der einzuhalten­
den Arbeitssicherheits- und Um­
weltschutzInaßnahmen. Vielmehr 
muß die Produktionsmannschaft 
anhand eines Ablaufprotokolls do­
kumentieren, daß die vorgegebe­
ne Arbeits- bzw. Betriebsvorschrift 
exakt eingehalten wurde. 

Diese Sachzwänge lernen die Che­
mikanten-Lehrlinge bei der Durch­
führung von Ausbildungsaufgaben 
im Lehrtechnikum. 

Da die angehenden Produktions­
fachkräfte (nicht zuletzt durch das 
bisher immer notwendige eigen­
ständige Erarbeiten des "Protokoll 
Umweltschutz") grundsätzlich ge­
lernt haben, daß und wie bei allem 
Tun sicherheits- und umweltrele­
vante Überlegungen anzustellen 
sind, können sie 
- die Richtigkeit und Zweckmä­

ßigkeit des Einhaltens der vor­
gegebenen Schutzmaßnahmen 
einsehen, 

- bei Überlegungen zur Einspa­
rung von Arbeitsstoffen und 
Energie fachkundig mitwirken, 

- bei der Erarbeitung, Einfüh­
rung, Ergänzung und Verbesse­
rung von Maßnahmen zur Ar­
beitssicherheit und zum Umwelt­
schutz eigenständig und verant­
wortungsbewußt mitarbeiten, 

- sich im betrieblichen Vor­
schlagswesen kreativ beteili­
gen. 

Ein weiterer beachtenswerter Ge­
sichtspunkt ist, daß die so geschul­
ten und erzogenen Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen beim Auftreten 
von Betriebsstörungen, beim Ennit­
teIn der Ursachen und beim Einlei­
ten von Maßnahmen zur Behebung 
dieser Störungen mit einer sehr ho­
hen fachlichen und persönlichen 
Kompetenz handeln können. 

Eine derartige Handlungskompe­
tenz kann nicht allein durch ein 

striktes Abarbeiten vorgegebener 
Arbeits- oder Betriebsvorschriften 
erreicht werden. Notwendig ist, vor 
dem Abarbeiten einer vorgegebe­
nen oft mehrseitigen und jeden ein­
zelnen Arbeitsschritt detailliert ent­
haltenden Arbeitsvorschrift, eine 
ganzheitliche " Prozeßbetrach­
tung" durchführen zu lassen. 

Durch dieses Verdichten der vie­
len einzelnen Arbeitsschritte auf 
eine einseitige schematische Ge­
samtbetrachtung des Prozesses mit 
seinen Umweltschutzkomponenten 
wird an und in der Praxis das ganz­
heitliche Prozeßdenken und -han­
deln entwickelt und trainiert, das 
Denken in Systemen und Zusam­
menhängen geschult. 

Daher sollten - unabhängig da­
von, ob naturwissenschaftliches 
Arbeiten in der Aus- und Weiterbil­
dung als vorstrukturierte oder als 
selbstgesteuerte Einzel- oder 
Gruppenarbeit erfolgt, das "Proto­
koll Umweltschutz" und die "Pro­
zeßbetrachtung" in Zukunft unver­
zichtbare methodische Arbeitsmit­
tel sein. 
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Allergie und berufliche Bildung 

Reinhard Voges 

Die in den letzten Jahren zu verzeichnende Zunahme allergiebedingter BerufserJaankun­
gen wird durch statistische Daten belegt Mögliche Ursachen für den Anstieg dieser Er­
krankungen insbesondere durch den Einfluß umweltbedinQter Rjsjkofaktoren werden zur 
Diskussion gestellt. Anhand praktischer Beispiele aus der Arbeitswelt werden medizinische 
Grundlagen der Allergieerkrankungen veranschaulicht 

Die sich aus den Allergieerkrankungen ergebenden Probleme hinsichtlich der Ausübung 
der Erwerbstätigkeit werden für die Betroffenen dargestellt. Ausführlich wird aufdie beson­
dere Situation allergiekranker Jugendlicher bei der B€rufswahl und in der Berufsausbil­
dung eing€JfJanrJen. Mit dem Ziel der Intß9ration der Allergiekranken in das Ausbildungs­
und Beschäftigungssystem werden M6gIichkeiten der Informationsverbesserung, der ar­
beitsmedizinischen Beratung sowie der Förderung der Jugendlichen beschrieben. Ab­
schließend werden Zielsetzung, Arbeitsweise und Arbeitsschwerpunkte der Arbeitsge­
meinschaft vorgestellt. 

Reinhard Voges 
Diplom-Sozialarbeiter I Sozialpädaooge, MitOlied 
der ,.Arbeitsgemeinschaft AllerQ"iekrankes Kind 
e. v.", seit 1985 Leiter des Projektes "AllerQie und 
BerufsiindunO und -ausbildung" 

Umweltverschmutzung 
und Gesundheit 

In den letzten Jahren nehmen aller­
giebedingte Berufskrankheiten dra­
matisch zu. Dies läßt sich aus den 
Zahlen der angezeigten Krank­
heitsfälle erschließen, die der Un­
fallverhütungsbericht der Bundes­
regierung von 1986 ausweist. Die 
Hautkrankheiten stehen mit 13 737 
Fällen an erster Stelle. Ihre Zahl hat 
sich in den vergangenen 20 Jahren 
verdoppelt. Viel dramatischer ist 
jedoch die Entwicklung bei den al­
lergisch bedingten Atemwegser­
krankungen. Ihre Zahl hat sich al­
lein in den letzten drei Jahren auf 
3 349 Fälle verdoppelt. 
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Auch wenn die Statistik keine An­
gaben über die Ursachen der Er­
krankungen enthält, so ist doch auf­
grund von Untersuchungen anzu­
nehmen, daß Allergien daran den 
Hauptanteil haben. Der Hauptver­
band gewerblicher Berufsgenos­
senschaften stellt in seiner Berufs­
krankheiten-Dokumentation von 
1984 fest, daß neuere Untersuchun­
gen auf ein weiteres Ansteigen der 
Allergiekrankheiten hindeuten. 
Aufgrund der Schwierigkeiten der 
Anerkennung einer Berufskrank­
heit und der Angst der Arbeitneh­
mer vor Berufswechsel und Ar­
beitsplatzverlust ist zu vermuten, 
daß es eine nicht unerhebliche 
Dunkelziffer der im Zusammen­
hang mit Berufstätigkeiten erwor­
benen Allergieerkrankungen gibt. 
Aber auch immer mehr Kinder, 
Schüler und Auszubildende sind 
von Allergien betroffen. Hurrel­
mann (1987) hat in einer Befragung 
von Schülern ermittelt, daß bereits 
etwa 30% aller befragten Schüler 
auf bestimmte Stoffe allergisch rea­
gieren. Eine 1986 durchgeführte 
Umfrage bei 600 Kinderärzten zeig­
te, daß Allergien heute bereits bei 
Kindern vermehrt auftreten. 

Die Ursachen für diese dramati­
sche Entwicklung allergischer Er­
krankungen sind in den emittierten 
Schadstoffen zu suchen. Die mei­
sten Stoffe in der verschmutzten 
Atemluft führen zunächst zu ent­
zündlichen, toxischen Erscheinun­
gen und dann zum bronchitisehen 
Syndrom (Forck 1987). Dieser Pro­
zeß fördert die Sensibilisierung für 

typische Inhalationsallergene. Die 
Schadstoffe sind so Wegbereiter 
allergischer Atemwegserkrankun­
gen. Es wird diskutiert, inwieweit 
die Belastungen der Haut und der 
Schleimhaut durch Luftschadstoffe 
das Entstehen von Allergien auslö­
sen oder modulieren (Riedel 1988). 
Das Bundesministerium für For­
schung und Technologie führt in ei­
ner Information über den Arbeits­
schwerpunkt Allergien (1986) aus, 
daß unter den Bedingungen der 
Krankheitsentstehung von Allergien 
die Belastung durch Umweltchemi­
kalien, Schadstoffe und Arbeitsstof­
fe im Vordergrund steht. Aus die­
sem Grund wird es für notwendig 
gehalten, daß in Forschungsvorha­
ben die allergene Potenz der pro­
duzierten Stoffe ermittelt und ihre 
auslösende und modulierende 
Wirkung erfaßt wird. Des weiteren 
soll der immuntoxikologische Ein­
fluß von Risikofaktoren aus der Um­
welt und der Arbeitswelt von den 
genetischen Dispositionen des ein­
zelnen abgegrenzt und geklärt 
werden; es soll auch geklärt wer­
den, inwieweit Risikofaktoren die 
Bereitschaft begünstigen, allergie­
krank zu werden. 

Wenn sich ein Arbeitnehmer eine 
Berufskrankheit zuzieht. bedeutet 
dies für ihn, neben den Schwierig­
keiten bis zur Anerkennung der 
Berufskrankheit durch die Berufs­
genossenschaft, ein Wechsel sei­
ner bisherigen Tätigkeit und damit 
meist auch seines bisherigen Le­
bens. Damit die Zahl der allergie­
bedingten Berufskrankheiten in 
den nächsten Jahren nicht weiter 
dramatisch zunimmt, ist es drin­
gend geboten, alle Maßnahmen zu 
ergreifen, um weitere Schadstoff­
belastungen zu verhindern und be­
stehende Belastungen drastisch zu 
verringern. Bis dies erreicht ist, ist 
es notwendig, daß die Öffentlich­
keit regelmäßig über alle Schad­
stoffbelastungen informiert wird. 
Die Schadstoffbelastungen und Al­
lergien in der Arbeitswelt bezie­
hen sich nicht nur auf einige weni­
ge Tätigkeiten, sondern aufgrund 
der Chemisierung der Prozesse 
und Materialien auf fast alle Berufs­
tätigkeiten, dies gilt auch für die 
neuen Technologien. Daher ist es 
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notwendig, daß das Problem der 
Allergien generell bereits bei der 
Berufswahl und der Berufsausbil� 
dung berücksichtigt wird. In der 
Bundesrepublik wechseln von den 
etwa 13 Millionen Kindern und Ju� 
gendlichen jährlich etwa 1 Million 
in eine Berufsausbildung in Betrie­
ben und Hochschulen. Es ist sehr 
wichtig, daß bei diesem Wechsel 
die Problematik der Allergien be­
achtet wird, damit es später nicht 
zu einem allergiebedingten An­
stieg von Berufswechseln oder gar 
dem gänzlichen Ausscheiden aus 
dem Berufsleben kommt. 

Allergie 
Eine Allergie ist eine besonders 
heftige Reaktion auf einen relativ 
harmlosen Stoff, z. B. Pollen, Diese 
Reaktion wird auch als Überreak­
tion oder Überempfindlichkeit be­
zeichnet. Sie kommt aufgrund einer 
Störung im Immunsystem zustande. 
Voraussetzung für eine allergische 
Reaktion ist die Allergiebereit­
schaft oder Disposition, die mei­
stens ab der Geburt vorhanden ist. 
Diese Bereitschaft allein führt noch 
nicht zu einer allergischen Reak­
tion auf körperfremde Stoffe. Aber 

es besteht ständig die Gefahr, daß 
aufgrund einer Inhalation oder 
eines Kontaktes mit einem der al­
lergieauslösenden Stoffe, die Aller­
gene genannt werden und von de­
nen es mehrere Tausend in der 
Umwelt gibt, eine Sensibilisierung 
für diesen Stoff beginnt. Zu einer 
allergischen Reaktion kommt es je­
doch erst nach der Sensibilisie­
rungsphase, dann nämlich, wenn 
sich die spezifischen Antikörper 
für den jweiligen Stoff gebildet ha­
ben. Diese Sensibilisierungsphase 
kann Monate, aber auch viele Jah­
re dauern. Bei Mehl wurde z. B. 
eine durchschnittliche Sensibilisie­
rungszeit von 13 Jahren ermittelt. 
Erst nach Abschluß dieser Phase 
kommt es zu einer allergischen Re­
aktion, und zwar erst dann, wenn 
die Betroffenen in Kontakt mit dem 
Allergen kommen. Beispielsweise 
bei einem Bäcker-Auszubildenden 
mit einer Allergiebereitschaft für 
Mehl hat das zur Folge, daß er 
noch etwa zehn Jahre in seinem Be­
ruf arbeiten kann, ohne daß es zu 
allergischen Reaktionen auf Mehl 
kommt. Nach Abschluß der Sensi­
bilisierungsphase kommt es dann 
allerdings immer zu allergischen 
Reaktionen auf Mehl. Viele Bäcker 
müssen aus diesem Grund ihren 
Beruf aufgeben. 

Entwicklung der angezeigten Berufskrankheiten 1949 bis 1986 
Angezei<Jte 
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Der Prozeß der Sensibilisierung 
läuft bei jedem Allergen erneut ab. 
Es gibt heute immer mehr Men­
schen, die nicht nur auf einen Stoff, 
sondern bereits auf eine Reihe von 
Stoffen allergisch reagieren. Aller­
gische Reaktionen können z. B. 
durch folgende Stoffe ausgelöst 
werden: Pollen, Tierhaare, Schim­
melpilze, Hausstaub, Mehlstaub, 
Fedem, Wollfett, Nahrungsmittel, 
Konservierungsmittel, Farbstoffe, 
Arzneimittel, Metalle (Nickel, 
Chrom, Kupfer, Zinn u. a.), Lösungs­
mittel, Terpentin, Öle, Formalde­
hyd, Friseurstoffe, Gummi, Zement, 
Kühlmittel, Holzstaub, Epoxidharze, 
Kolophonium usw. - dies ist nur 
eine kleine Auswahl von den meh­
reren Tausend bekannten Allerge­
nen. Stoffe, die eingeatmet werden, 
werden Inhalationsallergene ge­
nannt oder auch Allergene des 
Frühtyps, weil die allergische Re­
aktion meist sehr schnell nach der 
Inhalation erfolgt. Stoffe, die mit 
den Händen oder dem Körper be­
rührt werden, werden Kontaktaller­
gene genannt oder auch Allergene 
des Spättyps, da es erst nach Stun­
den oder Tagen zu einer Reaktion 
kommt. Die Reaktionen auf die Al­
lergene können sich z. B. in folgen­
den Symptomen äußern: Heu­
schnupfen, F1ießschnupfen, Au-
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genträTIen, Asthma, Kopfschmer­
zen, Migräne, Erbrechen, Durch­
fall, Hautekzeme usw. Bestimmte 
Reaktionsformen können durchaus 
lebensbedrohend sein. 

Berufswahl 

Für Jugendliche mit einer Allergie 
oder einer Allergiebereitschaft 
steUt die Berufswahl eine besonde­
re Schwierigkeit dar. Damit eine 
optimale Integration der Allergie­
kranken in das Ausbildungs- und 
Beschäftigungssystem erreicht 
werden kann, muß der Bewälti­
gung dieser Schwierigkeit seitens 
der Jugendlichen und ihrer Eltern 
besondere Aufmerksamkeit ge­
schenkt werden. Sie bedürfen da­
bei der Unterstützung der Ärzte 
und der Berufsberater. 
Bei dem vorzeitigen Abbruch von 
Ausbildungen, worüber in der letz­
ten Zeit mehrfach berichtet wurde 
(Berufsbildungsbericht 1988; Hens­
ge 1988), spielen auch allergische 
Reaktionen auf bestimmte Arbeits­
stoffe eine Rolle. Oft sind es Reak­
tionen auf solche Stoffe, bei denen 
eine Sensibilisierung durch Kon­
takt bereits während der Schulzeit 
erfolgte; hierbei sind insbesonde­
re die Sensibilisierungen für 
Chrom-Nickel zu nennen, aus dem 
meist der Modeschmuck herge­
stellt ist. 

Für die Bewältigung der Schwierig­
keiten der Berufswahl ist es wich­
tig, zwei Gruppen von allergiekran­
ken jugendlichen zu unterschei­
den: 

Gruppe A: 
jugendliche, bei denen bereits 
eine Allergie vorhanden ist und die 
allergischen Reaktionen bekannt 
sind, 

Gruppe B: 
jugendliche, bei denen eine Aller­
giebereitschaft vorliegt, aber bis­
her noch keine erkennbaren aller­
gischen Reaktionen erfolgten. 

Bei den jugendlichen der Gruppe 
A sollte vor der individuellen Be­
rufsberatung eine Bestandsaufnah-
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me gemacht werden, auf welche 
Stoffe allergische Reaktionen erfol­
gen. Wichtig ist dabei die Unter­
scheidung zwischen Inhallations­
und Kontaktallergenen. Testverfah­
ren sind für die Bestandsaufnahme 
nicht immer hilfreich, weil sie nur 
eine Moment-Aufnahme darstellen 
und nicht alle allergischen Reaktio­
nen innerhalb des Testzeitraumes 
auftreten. Tests sollten außerdem 
nur sehr begrenzt erfolgen, da im­
mer die Gefahr besteht, daß durch 
sie erst eine Sensibilisierung be­
gründet wird. Nach der Bestands­
aufnahme sollten die Stoffe nach ih­
rem Auftreten im privaten oder im 
Arbeitsbereich gruppiert werden. 

Viele Stoffe sind zwar in beiden Be­
reichen vorhanden, doch gibt es im 
Arbeitsbereich Stoffe, mit denen 
die Allergiekranken bislang noch 
nicht in Berührung gekommen 
sind, die aber eine mögliche Ge­
fahr darstellen. Es ist daher für die 
Berufswahl wichtig, daß die ju­
gendlichen Gespräche mit Exper­
ten in dem gewünschten Beruf füh­
ren, um so etwas über die Aller­
genbelastung zu erfahren. Die per­
sönliche Entscheidung sollte dann 
unter Abwägung der aktuellen Al­
lergien und der wahrscheinlichen 
Allergiebelastungen erfolgen. Da­
bei ist zu beachten, daß bei aller­
giedisponierten Jugendlichen die 
Gefahr besteht, daß sie neue Aller­
gien auf weitere Arbeitsstoffe ent­
wickeln. In Zweifelsfau.en sollte ein 
anderer Beruf mit .geringerer Al­
lergenbelastung gewählt werden. 

Bei den Jugendlichen der Gruppe 
B ist die Berücksichtigung der 
möglichen Allergenbelastung bei 
der Berufswahl erheblich schwieri­
ger, weil allergische Reaktionen 
noch nicht bekannt sind. Hier sollte 
jedoch Wert darauf gelegt werden, 
daß die durchschnittliche Aller­
genbelastung gering gehalten 
wird, um eine Sensibilisierung 
möglichst zu verhindern. Die Ju­
gendlichen, die von einer Neuro­
derrnitis (endogenes Ekzem) be­
troffen sind und oft in einer sehr 
schwierigen gesundheitlichen Si­
tuation leben, sollten eine weitere 
Belastung durch Berufs-Allergien 
auf jeden Fall vermeiden. 

Bei der Berufswahl der Allergie­
kranken ist die Zusammenarbeit 
mit den Berufsberatern sehr wich­
tig. Den Berufsberatem der Arbeits­
ämter steht ein 

"
Zielfragenkatalog" 

zur Verfügung, anhand dessen sie 
sehr gezielt mit den Jugendlichen 
über die Allergieproblematik bei 
der Berufswahl sprechen können. 
Die Arbeitsgemeinschaft Allergie­
krankes Kind e. V. hat hierzu auch 
Informationsmaterial für Schüler, 
Eltern und Lehrer entwickelt. Die 
Allergieproblematik sollte bereits 
in den allgemeinbildenden Schu­
len im Rahmen des Faches "Ar­
beitslehre" behandelt werden. Au­
ßerdem sollte bei der nach dem Ju­
gendarbeitsschutzgesetz für alle 
Auszubildenden unter 18 Jahren 
vorgeschriebenen ärztlichen Un­
tersuchung die Allergieproblema­
tik intensiver mit den betroffenen 
Jugendlichen erörtert werden. 

Die Legalisierung einer möglichen 
Genomanalyse bei Einstellungsun­
tersuchungen oder schon bei der 
Berufsberatung (siehe Bericht der 
Enquete-Kommission des Deut­
schen Bundestages), ist kein geeig­
netes Instrument zur Integration 
der allergiekranken Jugendlichen. 
Vielmehr dient es der Ausgren­
zung der kranken Jugendlichen 
und läßt zugleich die Schaffung ge­
sundheitsschützender Arbeitsbe­
dingungen als nicht erforderlich 
erscheinen, zu Lasten der noch ge­
sunden Jugendlichen. 

Berufsausbildung 

Die allergiekranken Jugendlichen 
sind in ihrer intellektuellen und 
praktischen Leistungsfahigkeit nicht 
von den "normalen" Jugendlichen 
zu unterscheiden. Daher ist die in­
tegration der allergiekranken Ju­
gendlichen nicht mit den Förder­
möglichkeiten für behinderte Ju­
gendliche zu lösen. Für die Integra­
tion sind daher kaum pädagogische, 
sondern vielmehr technisch-orga­
nisatorische Maßnahmen in der 
Berufsausbildung notwendig. Dazu 
gehört auch eine intensive arbeits­
medizinische Beratung und Betreu­
ung der Jugendlichen. Insbeson-
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dere der Ausbildungsbetrieb muß 
über die spezifischen Beeinträchti­
gungen des Auszubildenden auf­
geklärt werden, damit Arbeitssi­
tuationen vermieden werden, in 
denen die Gefahr der Inhalation 
von oder des Kontakts mit Allerge­
nen besteht. Es ist ein Fortschritt, 
daß in den neuen Ausbildungsord­
nungen die Themenbereiche Um­
weltschutz und Arbeitsschutz ver­
bindlich vorgeschrieben sind. 
Nicht gesichert ist jedoch, daß in 
diesem Rahmen mit den Auszubil­
denden in hinreichendem Maße 
über die Allergiegefahren am Ar­
beitsplatz und deren Vermeidung 
gesprochen wird, 

In den letzten Monaten wird der 
Arbeitsgemeinschaft Allergiekran­
kes Kind (AAK, siehe unten) immer 
häufiger berichtet, daß Jugendli­
che trotz teilweise sehr guter Eig­
nung keinen Ausbildungsplatz er­
halten haben, weil in dem Betrieb 
mit allergieauslösenden Stoffen ge­
arbeitet wird und daher höhere 
Ausfallzeiten befürchtet werden. 
Eine Ausbildung in "klimatisch" 
günstigen Orten, wie es öfter vor­
geschlagen wird, stellt keine ak­
zeptable Lösung für die Jugendli­
chen dar, da sie nach der Ausbil­
dung an diesen Orten nicht arbei­
ten und leben können, sondern in 
die stark schadstofibelasteten 
Städte zurückkehren müssen. 

Es ist daher dringend erforderlich, 
daß eine Konzeption zur berufli­
chen Integration allergiekranker 
Jugendlicher erarbeitet wird. Die 
AAK hat hierzu Vorschläge ge­
macht, die aber bislang ohne Reso­
nanz blieben. Die AAK fordert. daß 
eine Ausbildung nicht nur in eini­
gen wenigen Orten, sondern flä­
chendeckend in allen Regionen 
der Bundesrepublik erfolgt. Dies 
erfordert allein schon der quantita­
tive Umfang der Allergieproblema­
tik. Jeder Jugendliche hat einen 
Anspruch darauf, daß ihm in seiner 
Region eine qualifizierte Ausbil­
dung und später eine entsprechen­
de Beschäftigung ermöglicht wird, 
die die Besonderheiten seiner 
Krankheit, die er nicht selber ver­
schuldet, berücksichtigt. Auch 
wenn die Zusammenhänge zwi-
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sehen Umweltbelastung und Stö­
rung des Immunsystems noch nicht 
restlos geklärt sind, besteht die 
Verpflichtung zur Solidarität, damit 
diese Jugendlichen nicht als even­
tuelle "Umweltopfer" aus dem Be­
schäftigungssystem ausgeschlossen 
werden. 

Die AAK erwartet, daß die Betrof­
fenen an der Planung der regiona­
len Ausbildungseinrichtungen be­
teiligt werden und beim Bau der 
Einrichtungen keine allergieauslö­
senden Substanzen verwendet 
werden. Die Einrichtungen müssen 
nach dem neuesten Stand der 
Technik den ergonomischen und 
arbeitsmedizinischen Vorschriften 
entsprechen. Bei den Inneneinrich­
tungen sowie bei den Werkstoffen 
und Hilfsstoffen müssen allergie­
freie Stoffe bzw. Ersatzstoffe ver­
wendet werden. Wo dies zur Zeit 
noch nicht möglich ist, muß mit 
technischen Einrichtungen (z. B. 
Absaugvorrichtungen, Abkapse­
lungen) die Freisetzung von und 
der Kontakt mit Allergenen verhin­
dert werden. Obwohl diese techni­
schen Einrichtungen bereits in der 
Gefahrstoff-Verordnung vorge­
schrieben sind, entspricht die be­
triebliche Praxis oft nicht den Vor­
schriften. Die Einhaltung von Grenz­
werten stellt keine Lösung dar, da 
bereits kleinste Mengen Sensibili­
sierungen auslösen können. 

Die Konzipierung und Gestaltung 
solcher Ausbildungs- und Arbeits­
plätze bietet die Chance, in enger 
Kooperation von Betroffenen und 
Ausbildern, von Betrieben und Ge­
werkschaften, von Wissenschaft­
lern und Produzenten von Umwelt­
technologien Ausbildungs- und Ar­
beitsplätze einzurichten, die zu­
künftig allgemeiner Standard wer­
den könnten. Einige Unternehmen 
stellen bereits Überlegungen zur 
Realisierung solcher Arbeitsplätze 
an (VVinter 1988). Präventive Maß­
nahmen sind dringend geboten, 
"will man (sich) nicht in der Folge 
einer forcierten, aber möglicher­
weise betriebsfernen Umwelt­
schutzpolitik eine Zunahme der 
(betrieblichen) Gesundheitspro­
bleme einhandeln" (Schulte/Bie­
neck 1988). 

Die Arbeitsgemeinschaft 
Allergiekrankes Kind e. V. 

Die Arbeitsgemeinschaft wurde 
1977 in Herborn (Hessen) von El­
tern mit allergiekranken Kindern 
gegründet. Inzwischen gehören 
dem Verein über 6 000 Familien 
und Betroffene an. Er ist zur Zeit in 
170 regionale Gruppen gegliedert. 
Dieses rasche Wachstum des Ver­
eins ist ein deutlicher Indikator für 
die bisher geringe Beachtung, die 
der Allergieproblematik in der Öf­
fentlichkeit geschenkt wurde und 
für die Hilflosigkeit der Betroffe­
nen, ihre Ausbildungs-, Arbeits­
und Lebensansprüche wie "Nor­
male" verwirklichen zu können. Im 
Rahmen ehrenamtlicher Mitarbeit 
im Verein werden verschiedene 
Schwerpunktprojekte, z. B. zum 
Themenbereich Umwelt - Thera­
pie - Ernährung - Sport, Asthma 
durchgeführt. 1985 wurde das Pro­
jekt " Allergie und Berufsausbil­
dung" gegründet. Bereits im er­
sten Jahr wurde eine Broschüre zu 
dieser Problematik erarbeitet, die 
sich an die betroffenen Jugendli­
chen und ihre Eltern wendet. Für 
die Problematik: der Berufswahl 
wurde außerdem em kurzer 
" Schüler Info Tip" als Orientie­
rungshilfe herausgegeben. Im Rah­
men des Projekts findet ein intensi­
ver Dialog mit vielen an Berufswahl 
und Berufsausbildung beteiligten 
Institutionen statt. Dabei zeigt sich, 
daß vielen der Umfang der Proble­
matik nicht bekannt ist. In regelmä­
ßigen bundesweiten Fachgesprä­
chen wird dieser Dialog vertieft. 
Das Projekt betreibt daneben auch 
eine intensive Öffentlichkeitsar­
beit. Diese ist besonders wichtig, 
um möglichst alle betroffenen Ju­
gendlichen zu erreichen und ihnen 
zu zeigen, daß es Wege zur Ver­
besserung ihrer Lehenssituation 
gibt. Zu diesem Zweck wurden und 
werden regionale Selbsthilfegrup­
pen für Jugendliche eingerichtet. 
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Daten zur Ausbildung 
in den neuen industriellen MetaIlberufen 

Zum. 31. 12. 1987 wnzd.en erstmals die Daten zu den neuen industriellen Metallherufen 
vollständig in der Beru.f&blldungsstatistik erfaßt. Insgesamt 26 000 Verträge wurden in 
den neuen Berufen aIIgeschlollSen, in den auslaufenden Berufen nm: lLOCh 21 000. Dies er­
gibt eine UmstelluD!JSCIUote von 55 1ft. Zu berücksichtigen ist dabei, daß das Ausmaß der 
Neuordnung und die damit verbundenen Vermderungen gaD.2: erheblich sind. Es wurden 
daher Ühergangsfristen eingeräumt, tellweise bis 1991. Wenn mehr als die Hälfte der Ver­
träg-e bereit. im enten Jahr umgestellt wurde, 80 zei!JI dies, daß die neuen Berufe von 
den Betrieben gut angenommen wurden. 

Insgesamt wurden in den indu­
striellen Metallberufen 1987 47000 
Verträge (alte und neue) abge­
schlossen. Gegenüber dem Vor­
jahr (SI 000) ist dies ein Rückgang 
um 8 %. Dies dürfte jedoch nicht 
auf die Neuordnung zurückzufüh­
ren sein, sondern auf die demogra-

phisch bedingte geringere Nach­
frage der Jugendlichen. Auch in 
den übrigen Bereichen ging die 
Zahl der Neuabschlüsse um unge­
fähr diesen Betrag zurück. 
Die meisten Verträge wurden bei 
den Industriemechanikern und 
hier wiederum für die Fachrich-

Neugeordnete industrielle Metallberufe 31. 12. 1987 

Industriemechaniker/-in 

- Produktionstechnik 
- Betriebstechnik 
- Maschinen- und Systemtechnik 
- Geräte- und Feinwerktechnik 

Summe 

Werkzeugmechaniker/-in 

- Stanz- und Umformlechnik 
- Formentechnik 
- Instrumententechnik 

Summe 

Zerspanungsmechaniker I-in 

- Drehtechnik 
- Automaten-Drehtechnik 
- Frästechnik 
- Schleiftechnik 

Sunune 

Konstruktionsmechaniker/-in 

- Metall- und Schiffbautechnik 
- Ausrustungstechnik 
- Feinblechbautechnik 

Summe 

Anlagenmechaniker/-in 

- Apparatetechnik 
- Versorgungstechnik 

Summe 

AutomobiImechaniker/-in 

Alle neuen industriellen Metallberufe 

Auszubildende Vertrags-
lösungen 

insgesamt männlich weiblich insgesamt 

1 794 1 703 

6 643 6 633 

4 916 4 826 

2 164 1 940 

16617 1 6 002 

2828 2 670 

732 712 

29 23 

3 589 3 405 

2 035 1 917 

302 297 

766 717 

137 121 

3 240 3 052 

653 652 

466 458 

937 875 

2 056 1 985 

268 266 

6Tl 673 

945 939 

1 096 1 059 

26442 25442 

91 

110 

90 

224 

515 

158 

20 

6 

184 

118 

5 

49 

16 

188 

I 
8 

62 

71 

2 

4 

6 

36 

1 000 

25 

148 

92 

27 

292 

66 

8 

o 
64 

40 

10 

10 

3 

63 

30 

13 

24 

67 

6 

32 

38 

17 

541 

Quelle: Statisili:ches Bundesamt, Fachserie Berufliche Bilduno. 
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tung Betriebstechnik abgeschlos­
sen (6 643). In diese Fachrichtung 
ist der Betriebsschlosser eingeflos­
sen, der auch vor der Neuordnung 
zu den am stärksten besetzten Be­
rufen gehörte. Rechnet man die 
Verträge im auslaufenden Beruf 
Betriebsschlosser/-in (4 105) hinzu, 
so sind dies zusammen 10 748 -
mehr Verträge als im Jahr vor der 
Neuordnung (9 966) abgeschlossen 
wurden. Die Fachrichtung Betriebs­
technik hat also ein stärkeres Ge­
wicht bekommen als sich aufgrund 
des auslaufenden Berufs Betriebs­
schlosser ergibt. Hinzu kommt, daß 
auch die Fachrichtung Produktions­
technik, für die keine eigentlichen 
Vorläufer bestehen, diesem Be­
reich zuzuordnen ist. Hier wurden 
bereits 1 794 Verträge abge­
schlossen. 

Bei den Automobilmechanikern 
wurden 1 095 Verträge abgeschlos­
sen, im auslaufenden Beruf Kraft­
fahrzeugschlosser noch 325. Zu­
sammen sind dies 1 420 Verträge, 
ebenfalls einige mehr als im Vor­
jahr (1986 1 383). 

In der Fachrichtung Maschinen­
und Systemtechnik, die ungefähr 
dem alten Beruf Maschinenschlos­
ser/-in zugeordnet werden kann, 
wurden 4 916 Verträge abgeschlos­
sen. Dies sind relativ wenige. Of­
fensichtlich wurden viele neue 
Verträge anderen Fachrichtungen 
zugeordnet, da der Maschinen­
schlosser mit 14 000 Neuabschlüs­
sen vor der Neuordnung der am 
stärksten besetzte industrielle Me­
tallberuf überhaupt war. 

Ähnlich liegen die Verhältnisse bei 
den Drehern. 4 057 Verträge wur­
den im Vorjahr abgeschlossen, 
3498 (alt und neu) waren es 1987. 
Auch bei der Automaten-Drehtech­
nik sind Einbußen zu verzeichnen. 

Insgesamt zeigen die neuen Berufe 
eine starke Schwerpunktsetzung 
auf den Beruf Industriemechani­
ker, wobei dessen Fachrichtungen 
jedoch alle relativ stark vertreten 
sind. Die übrigen Berufe haben re­
lativ ausgewogene Besetzungen 
aufzuweisen, abgesehen vom ge­
ring besetzten Anlagenmechaniker. 
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Unter den Auszubildenden in den 
neuen Berufen sind 1 000 junge 
Frauen (3,8 %). Das sind deutlich 
mehr als in den alten Berufen, die 
1986 eine Frauenquote von 2,6 % 
aufwiesen. Die neuen Berufe sind 
also attraktiver für Mädchen, die 

gewerblich-technische Berufe er­
greifen wollen. Die meisten haben 
den Beruf Industriemechanikerin 
Geräte- und Feinwerktechnik er­
griffen, der auch mit 10,4 % die 
höchste Frauenquote aufweist -
abgesehen vom Werkzeugmecha-

Schülerberg im Berufsvorbereitungsjahr 
überwunden 

tlber so 000 Jugendliebe WiU"en .,. vor ku.pp zehn Jahren, die &11 den von den Bend'Achu­
len eiDgerlc1t.teten Maßnahmen zu Berafsvorbereinmg - zumeist als Beru&vorberei­
tungsjahr (BVJ) bezeichnet - teilnahmen. Seither ist ihre Zahl bis zum Schuljahr 1987/88 
auf rd. 26 300, iIhMI um fast die Hilft. zuriic:kgegangen. Die .. Insgesamt e:rfnnlltche BI­
lanz ist nicht zuletzt au die demographische EntwickJ.1lD1J zurückzuführen. Die Zahl der 
Schulabgängez hat bL diesem Zeitnum deutlich abgenommen, bei den Schllkhgängem 
nach Beend1!J1Ut9 der VoDzeitsc:h1llpOicht Dm knapp 34 %, denjenigen ohne Ballptsc:h1ll­
abschluß, die vor allem die Adre .. aten berur.vorbereiteUer Maßnalunen sind, sogar 
um gut 44 %. 

Trotz dieses generellen Trends ist 
die quantitative Entwicklung des 
BV] in den einzelnen Ländern un­
terschiedlich. z. T. gegenläufig. Er­
heblichen RückgäTIgen, gemessen 
an dem in früheren ] ahren jeweils 
erreichten Höchststand, so m 
Nordrhein-Westfalen, Niedersach­
sen und im Saarland, stehen über 
einen längeren Zeitraum hinweg 
fast unvermindert gebliebene 
Schülerzahlen gegenüber, so in Ba­
den-Württemberg, Berlin und 
Hamburg. In Nordrhein-Westfalen 
erklärt sich der Rückgang aus der 
mit der Einführung des 10. Schul­
jahres verbundenen Intention, das 
BV] soweit wie möglich abzubauen. 
In den beiden anderen Ländern 
mit stärk rückläufigen Schülerzah­
len ist offensichtlich die Sammel­
beckenfunktion, bedingt durch die 
angespannte Lehrstellensituation 
in den zurückliegenden] ahren, be­
sonders ausgeprägt gewesen und 
nunmehr wieder in den Hinter­
grund getreten. Demgegenüber 
spielt sie speziell in Berlin offen­
sichtlich auch weiterhin eine Rolle; 
hier ist vor allem die Zahl der Teil­
nehmer am Lehrgang für arbeits­
lose Jugendliche im ll. Schuljahr 
gestiegen. 

In Hamburg, wo die Schülerzahlen 
ebenso wie in Berlin 1987/88 ihren 
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bisher höchsten Stand erreichten, 
deutet die in diesem Schuljahr neu 
eingeführte Form "Berufsvorberei­
tungsklasse 10/11" auf eine ähnli­
che Situation hin; daneben haben 
aber auch die Maßnahmen für Aus­
länder zugenommen. 

Die Tendenz eines steigenden An­
teils ausländischer Jugendlicher im 
BV] gilt im übrigen für alle Länder, 
obwohl hier z. T. extreme Unter­
schiede bestehen. Die Spanne 
reicht von 9,1 % Ausländeranteil in 
Schleswig-Holstein bis zu 46,6 % in 
Baden-Württemberg. In diesen Re­
lationen spiegelt sich in etwa die 
Verteilung ausländischer Schüler 
auf die einzelnen Länder. 

Demgegenüber ist die Zahl der 
weiblichen Teilnehmer, gemessen 
am Vorjahr, 1987/88 um ca. 16 % zu­
rückgegangen. Ihr Anteil an der 
Gesamtschülerzahl hat sich trotz­
dem nicht wesentlich verringert; er 
beträgt knapp 44 %. 

Die teilweise gegenläufigen Ent­
wicklungen des BVJ in den Län­
dern sind keineswegs, allenfalls 
partiell, darauf zurückzuführen, 
daß sich die Ausgangsbedingun­
gen, etwa die Zahl der Schulabgän­
ger ohne Hauptschulabschluß 
oder die Quote der Arbeitslosen 

niker Instrumententechnik (20,7 %), 
der jedoch gering besetzt ist (29 
Neuabschlüsse). Mit Ausnahme 
des Konstruktionsmechanikers 
Feinblechbautechnik sind im übri­
gen in allen Berufen Frauen vertre­
ten. mer) 

unter 20 Jahren, jeweils so unter­
schiedlich darstellt. Vielmehr spie­
len dabei auch bestimmte schulpo­
liüsche Prioritäten eine Rolle. 

Deutlich wird dies z. R, wenn ver­
gleichend die Entwicklung der 
Thilnehmerzahlen an den im Auf­
trag der Bundesanstalt für Arbeit 
(BA) durchgeführten Maßnahmen 
zur Berufsvorbereitung betrachtet 
wird. Relevant sind hier vor allem 
die Grundausbildungs- und För­
derlehrgänge (G und F'), die sich 
an im wesentlichen gleiche Ziel­
gruppen wie das BV] wenden (lern­
schwache, ausländische, "unver­
sorgte" Jugendliche). Werden die­
se Lehrgangsteilnehmer mit den 
BVj-Schülern zusammengerechnet, 
befanden sich 1987/88 knapp 68 % 
in schulischen, aber immerhin 
noch gut 42 % in außerschulischen 
Maßnahmen, Die mit der Einrich­
tung der BA-Lehrgänge verbunde­
ne Perspektive, daß die Aufgabe 
der Berufsvorbereitung allmählich 
soweit wie möglich von den Schu­
len übernommen werden sollte, 
die Lehrgänge also durch schuli­
sche Maßnahmen ersetzt würden, 
ist demnach nur bedingt realisiert 
worden. Offensichtlich haben die 
Lehrgänge, wenn auch je nach 
Land in unterschiedlichem Aus­
maß, nach wie vor noch eine be­
deutsame Ergänzungsfunktion. 

Über die Entwicklung des Berufs­
vorbereitungsjahres bis zum Schul­
jahr 1987/88 im einzelnen infor­
miert ein jetzt vom Bundesinstitut 
für Berufsbildung herausgegebe­
nes Faltblatt "Schulische Maßnah­
men zur Berufsvorbereitung (BV], 
Schuljahr 1987/88". Es kann von 
dort über das Referat K 3 / Veröf­
fentlichungswesen, Fehrbelliner 
Platz 3, 1000 Berlin 31, kostenlos be­
zogen werden. (Lern) 
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Wasser, Abwasser und Berufsausbildung 
BIBB stellt neue Berufe vor 

Auf der internationalen Veranstal­
tung Wasser Berlin '89 stellt das 
Bundesinstitut für Berufsbildung im 
Rahmen der Info-Schau "Wir und 
das Wasser" zwei Ausbildungsbe­
rufe vor: 
- den Ver- und Entsorger / die 

Ver- und Entsorgerin mit den 
Fachrichtungen Wasserversor­
gung und Abwasser, 

- den Anlagenmechaniker I die 
Anlagenmechanikerin in der 
Fachrichtung Versorgungstech­
nik. 

Ebenso wird über die Möglichkei­
ten der Weiterqualifizierung zum 
Meister / zur Meisterin in der Ver­
und Entsorgung informiert. 

Die Info-Schau soll der Öffentlich­
keit, und hier speziell den Jugendli-

ehen, die mit Wasser zusammen­
hängenden Themen verständlich 
machen. Die Berufsaus- und Wei­
terbildung ist für diese Zielgruppe 
ein besonders wichtiges Thema: 
Zwei neue Ausbildungsberufe und 
eine Meisterprüfungsverordnung, 
die gerade für diesen Bereich ent­
wickelt wurden, können bei dieser 
Gelegenheit einem thematisch in­
teressierten Publikum nahege­
bracht werden, 

Um die praktischen Berufserfah­
rungen dabei nicht zu kurz kom­
men zu lassen, werden auf dem In­
formationsstand des BIBB die Berli­
ner Wasserbetriebe mit vertreten 
sein. Ausbilder, Auszubildende 
und bereits "fertige" Ver- und Ent­
sorger/-innen stehen hier vom 

Praxishilien für die Umschulung 

Im Rahme. der " Modellversuchsroihe zur berofUchen Qualiflzienmg von Erwachsenen, 

die keine ahgeschloneDe Berursausbildung haben und ein beso:a.dens Arbeitsmarkt­
:riaDto tragen", hat die Pidagogische Arbeitsstelle des Deutschen Volbhoeh.chul-Ver­

bandes zwei Deue HandreichunliJen hemUII!Je!Jehen. Nilchdem bereit. in dell B�i­
ch1lllgen 1-3 zu den Themen "Teilaelu:Rergewinllung", "Vorliird.enmg" und "Sozialpäd­
agogbehe .. Hand.1a in der UmscllulUDIiJ" HilfesteDUD.!iJeD für die PrilXÜI illl!iJeboten wer­
de., lIind die Themen der Hefte 4 und 5 aur den "Umschultlllgtluinuch" und "Frauen in 

der UDUlchtilun!l" konzentriert. 

Umschulungsabbruch 
Die Abbruchquote in den Umschu­
lungsmaßnahmen liegt relativ 
hoch. Laut Angaben der Bundes­
anstalt für Arbeit haben in den letz­
ten Jahren etwa ein Drittel der Teil­
nehmer erfolglos die Umschulung 
vorzeitig verlassen. Die materiellen 
und familiären Lebensbedingun­
gen der Umschüler, die institutio­
nellen Voraussetzungen der Bil­
dungsmaßnahmen sowie das tägli­
che Lemgeschehen bringen eine 
Fülle von unterschiedlichen Fakto­
ren hervor, die den Erfolg einer 
Umschulung gefährden können. 

Diese Handreichung soll Ausbil­
dern, Theorielehrern und Sozial­
pädagogen Anregungen bieten, 
die zur Senkung von Abbruchquo-
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ten führen können. Um dieses Ziel 
zu erreichen, ist es sinnvoll, den Zu­
sammenhang zwischen dem Ver­
lauf der Ausbildung und der Ab­
bruchproblematik zu untersuchen, 
So ist in der Handreichung vor al­
lem die Entstehung von Abbruch­
entscheidungen behandelt wor­
den. Leitfrage dabei war, welche 
Möglichkeiten sich für die Lehr­
kräfte bieten, den Weg in den 
Lehrgangsabbruch bei einem Teil­
nehmer frühzeitig zu erkennen und 
entsprechende Weichenstellungen 
vorzunehmen, die für ihn die Er­
folgsaussichten erhöhen. 

Im ersten Kapitel sind statiBtische 
Übersichten und Vergleichszahlen 
zum Abbruch zusammengestellt. In 
den folgenden Kapiteln sind die 

10.-16. 4. 1989 in den Messehallen 
als Ansprechpartner zur Verfügung. 

Aus- und Weiterbildungsmöglich­
keiten in den angesprochenen Be­
rufen sind auch das Thema des am 
10. und 11. April stattfindenden 
Symposiums des DELIWA-Vereins 
e. V. 

Folgende Themenblöcke sind da­
bei vorgesehen: 
1. Wasserwirtschaftliche Aus- und 

Weiterbildung in der Bundesre­
publik Deutschland. 

2. Anlagenmechanik:er I Anlagen­
mechanikerin FR Versorgungs­
technik. 

3. Der Ausbildungsberuf Ver- und 
Entsorger /Ver- und Entsorge­
rm. 

Erfahrungen der beteiligten Perso­
nen - Lehrkräfte wie auch Um­
schüler - in besonderem Maße 
berücksichtigt. 

Kapitel zwei und drei stellen die 
Unterschiede in den Perspektiven 
der betroffenen Personengruppen 
dar und zeigen die Vielfalt der Ein­
flußfaktoren auf, die in einer ver­
wickelten Wechselwirkung den 
Teilnehmerschwund hervorbrin­
gen. 

In den weiteren Abschnitten der 
Handreichung werden der Prozeß, 
der zum Abbruch führt, sowie 
Möglichkeiten der Früherkennung 
anhand einer Reihe von Beispielen 
veranschaulicht. Schließlich sind in 
den letzten zwei Kapiteln Erfahrun­
gen aus den Modellversuchen wie­
dergegeben, wie -durch motiva­
tionsfördernde Lehrangebote die 
Erfolgsaussichten der Umschüler 
verbessert worden sind und sich 
anbahnende Abbrüche verhin­
dern ließen. 

Frauen in der Umschulung 
Eingangs werden die geschlechts­
spezifischen Benachteiligungen 
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der Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
beschrieben. Immer mehr Frauen 
wünschen während und nach der 
Familienphase eine Rückkehr in 
den Beruf, die den Frauen jedoch 
in zunehmendem Maße erschwert 
wird. Entsprechend wohlüberlegt 
muß deshalb die Berufswahl durch 
den Träger erfolgen und der Ent­
scheidungsprozeß der Frauen ge­
staltet werden. 

Welche VOI- und Nachteile weisen 
die typischen Frauenberufe und 
welche die sogenannten Männer­
berufe auf? Vor allem aber: Ist die 
Berufswahl allein am Arbeitsmarkt 
zu orientieren oder müssen nicht 
gleichermaßen die Berufswünsche 
der Frauen berücksichtigt werden? 
Denn , ,die" Zielgruppe gibt es 

Autoren 

Klaus Hütig 
Bundesarbeitgeberverband 
Chemie e. V. 
Postfach 12 80 
6200 Wiesbaden 1 

Jürgen Walter 
Industriegewerkschaft 
Chemie - Papier - Keramik 
Postfach 3047 
3000 Hannover 1 

Dr. Karlheinz Fingerle 
Erfurter Straße 9 
3501 Ahnatal 
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nicht: Zu unterschiedlich sind die 
beruflichen Vorerfahrungen, die 
der Umschulung vorausgegangen 
sind, Typische biografische Situa­
tionen der Zielgruppe werden als 
Facetten der Benachteiligung be­
schrieben, die den Entschluß zu ei­
ner Umschulung reifen ließen: Die 
Lage der Nur-Hausfrau, die Phase 
des leeren Nestes, die Zuverdiene­
rin, die alleinerziehende Mutter, 
die geschiedene Frau, junge frau­
en, die ohne Ausbildung sind, und 
die gering Qualiflzierten, die ohne 
Umschulung keine Chance zur 
Wiedereingliederung im Berufsle­
ben haben. 

Schließlich wird nach geschlechts­
typischen Lemformen gefragt: Ler­
nen Frauen anders als Männer und 

Jürgen Peschel 
Ulla Greiwe (ehemalig) 
Entwicklungszentrum Dortmund 
Postfach 10 10 
4600 Dortmund 1 

Helnz Schmidt 
Hoechst AG 
Aus- und Weiterbildung I 
Konzemkoordmation 
Postfach 80 03 20 
6230 Frankfurt a. M. 80 

Reinhard Voges 
Arbeitsgemeinschaft 
Allergiekrankes Kind e. V. 
Dorfplatz 7 
3340 WolfenbüUel 

lernen sie besser in Frauengrup­
pen oder in gemischten Gruppen? 
Was erschwert den Frauen den Zu­
gang zur Technik und welche Me­
thoden vermögen den Mangel an 
Erfahrungen auszugleichen? Ab­
schließend kommt der weibliche 
Alltag zur Sprache, der direkt oder 
indirekt auf die Umschulung ein­
wirkt. Die Doppelbindung der 
Frauen in zwei Tätigkeitsbereiche 
macht Entlastungsstrategien erfor­
derlich, damit die Neuorientierung 
im beruflichen Bereich gelingt. 

Die Handreichungen sind kosten­
los zu beziehen über: 

Nader Djafari, PAS/DVV, 
Holzhausenstraße 21, 
6000 Frankfurt am Main 1. 

Dr. Bermann Schmidt 
Tibor Adler 
Dr. Volker Paul 
Beinrich Tillmann 
Christine Bülow-Rudolph 
Marion Krampe 
Ulrich Degen 
Dr. Peter-Werner Kloas 
Dietrich Scholz 
Erika Mohns 
Klaus Albert 
Bilde Biehler-Baudisch 
Christian Buchholz 
Bundesinstitut für Berufsbildung 
Fehrbelliner Platz 3 
1000 Berlin 31 
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Neuerscheinungen aus dem BIBB 

Sigrid DammNRüger, 
Ulrich Degen, 
Uwe Grünewald und Bernhard Dresbach 
unter Mitarbeit von Hannelore Liermann und Brigitte Seyfried 

Zur Struktur der betrieblichen AusbildungsgestaltuDg 

Ergebnisse einer schriftlichen Beuagung 
in Ausbildungsbetriehen von Industrie, Handel und Handwerk 

144 Seiten, 15,- DM (ISBN 3-88566-366-2) 
(Berichte zur beruflichen Bildung, Heft 101) 

Diese Studie basiert auf den Ergebnissen einer schriftlichen Befragung bei ca. 10 000 Ausbildungs­
betrieben der Industrie, des Kreditgewerbes, des Handels und sonstiger Dienstleistungsbranchen 
sowie des Handwerks. Auf diese Befragung gingen (nach mehreren Mahnaktionen) 5 384 auswertba­
re Fragebögen ein (Rücklaufquote: ca. 45 %). 

Ziel des Forschlll1gsprojektes ist es, durch die Analyse der betrieblichen Ausbildungsgestaltung 
Hinweise zur Sicherung und Steigerung der Qualität der Berufsausbildung zu erhalten. 

Folgende Aspekte wurden 1m. Rahmen der schriftlichen Befragung behandelt: 

• Ausbildungsqualität 

• Vollständigkeit der Ausbildung 

• Defizitbereiche der betrieblichen Berufsausbildung 

• Ausbildungspersonal 

• Lemorte in der Berufsausbildung 

• Ausbildungsbetriebe Wlct Berufsschulen 

• Nutzung der Lernmöglichkeiten am Arbeitsplatz 

• Verbesserungsvorschläge der Auszubildenden 

• Neue Techniken in der betrieblichen Berufsausbildung 

• Gesamtqualität 
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Neuerscheinungen aus dem BIBB 

Christel Alt, Brigitte Wolf, Herbert Arndt 

Thesen zur Erschließung gewerblich-technischer 
Ausbildungsberufe für Mädchen 

Materialien zur Diskussion von Möglichkeiten und Grenzen einer Ausweitung d:e:s Berufsspektrums 
für junge Frauen in der Praxis - � 

VI und 364 Seiten, broschiert, 26,- DM 
(Berichte zur beruflichen Bildung, Heft 98) 

Mädchen, junge Frauen und gewerblich-technische Berufe -
ein Widerspruch oder viele offene Fragen? 

aSBN 3-88555-338-4) 

• WaB bringt die Ausweitung des Berufsspektnuns für Mädchen und junge Frauen: für die Mäd· 
ehen und für die Unternehmen? 

• Interessieren sich Mädchen überhaupt für den gewerblich·technischen Berufsbereich und für 
wen kann eine solche Ausbildung in Frage kommen? 

• Welche Berufe sind dafür in bezug auf Ausbildung und Beschäftigung denkbar? 

• Wie können Mädchen und Frauen für die Ausbildung in diesen Berufen interessiert werden, wie 
diese Berufe für sie attraktiv gemacht werden? 

• Welche Betriebe können Mädchen in diesen Berufen ausbilden? Wie sind die Betriebe entspre­
chend zu motivieren? 

• Wie sind die Beschäftigungschancen und die Beschäftigungsmöglichkeiten? 

• Die Modellversuchsreihe "zur Erschließung gewerblich-technischer Ausbildungsberufe für 
Mädchen" (1978-1985) - war sie nur ein'Versuch, das besonders für Mädchen erhebliche Aus­
bildungsplatzdefizit zu überbrücken? 

• Sind Bemühungen in diese Richtung überhaupt sinnvoll? Wäre es nicht besser, die Kräfte mehr 
auf die kaufmännisch-verwaltenden und die Djenstleistungsberufe i. w. S. zu konzentrieren, um 
so die berufliche Situation der Frauen zu verbessern? 

• Was ist noch zu bedenken, zu beachten? 

Das sind nur einige von zahlreichen Fragen, die sich stellen, wenn es um die Berufsausbildung von 
Mädchen und jungen Frauen geht. Sie und viele andere werden in dieser Veröffentlichung erörtert. 
Es werden Hintergrundinfonnationen geliefert aus der Modellversuchsreihe und aus einschlägigen;,, " 
Forschungsarbeiten der letzten Jahre entlang von häufig gestellten Fragen aUB der Praxis von Lehr_ At 
kräften, Beratungsinstitutionen, Betrieben und Medien. Aus den Modellversuchen liegen 125 nur be­
grenzt zugängliche Berichte und zahlreiche nur auf Einzelthemen bezogene Veröffentlichungen in 
Sammelbänden und als Zeitschriftenaufsätze vor. Eine umfassende Gesamtdarstellung für die Ent� 
scheidungsvorbereitung in der Praxis fehlte jedoch bisher. Diese Lücke soll mit dieser Publikation 
nun geschlossen werden. 

Sie erhalten diese Studie beim Bundesinstitut für Berufsbildung - Referat Veröffentlichungs� 
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